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In der Offensive 

Die syrische Armee bringt Aleppo scheinbar Schritt 
für Schritt unter ihre Kontrolle. Das ist eine Nieder¬ 
lage nicht nur für die Dschihadisten. 
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Gesundheitsbewegung 

Was ist gute Medizin? Ist die Pharmaindustrie zu 
stoppen? Die Zukunft der Krankenhäuser? Diese 
Fragen bestimmten eine Tagung des vdää. 
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Das Urteil der Geschichte 

Fidel hat gezeigt, dass das scheinbar Unmögliche realistisch ist • Von Patrik Köbele 


A m 26. Juli 1953 versuchten 135 
schlecht bewaffnete Männer 
und Frauen, die Moncada-Ka- 
serne in Santiago de Cuba zu stürmen. 
Der Feind war zu gut ausgerüstet, der 
Angriff zu schlecht vorbereitet, die 
Batista-Diktatur noch zu stark. Der 
Kopf des Angriffes, der sechsund¬ 
zwanzigjährige Anwalt Fidel Castro, 
beendete seine Verteidigungsrede 
im folgenden Prozess mit dem Satz: 
„Verurteilt mich, es hat keine Bedeu¬ 
tung. Die Geschichte wird mich frei¬ 
sprechen.“ Das Gericht hat ihn verur¬ 
teilt. Es hatte keine Bedeutung. Wel¬ 
ches Urteil hat die Geschichte über 
ihn gefällt? 

★ 

Es sind die Menschen, die die Ge¬ 
schichte machen. Die Geschichte sind 
die 81 Revolutionäre, die Fidel auf die 
„Granma“ folgten. Sie wussten, dass 
die Überfahrt ihr Leben kosten und 
zum Sturz des Diktators führen konn¬ 
te. Die Geschichte ist der Oberst Ba- 
tista, dessen Terror nicht ausreichte, 
um Kuba als Bordell und Casino der 


USA zu verteidigen. Nur im faschisti¬ 
schen Portugal konnte er sich vor dem 
Volk in Sicherheit bringen, das er re¬ 
giert hatte. Die Geschichte sind die 
erfolglosen Attentäter der CIA, die 
Fidel nicht töten, und die US-Präsi- 
denten, deren Blockade die Revolu¬ 
tion nicht ersticken konnte. Denn die 
Geschichte Kubas, das sind vor allem: 
Die Bauern, die die Guerilla vor den 
Soldaten warnten, weil die Guerilla 
die Großgrundbesitzer vertrieb. Die 
Arbeiter und Studenten, die in den 
Städten den Widerstand gegen Batista 
organisierten und den Einmarsch der 
„Bärtigen“ vorbereiteten. Das Volk, 
das sich unter der Führung Fidels ein 
neues Leben aufbaute, das imperia¬ 
listische Invasoren zurückschlug und 
Ärzte in die Welt schickt, das nicht 
nur das Lesen lernte und das Produ¬ 
zieren neuer Impfstoffe, sondern lern¬ 
te, die Wirtschaft und die Macht in die 
eigenen Hände zu nehmen. 

Karl Marx sagt: Die Menschen ma¬ 
chen ihre Geschichte selbst, aber sie 
machen sie nicht aus freien Stücken. 
Sie machen sie unter den Umständen, 
die sie vorfinden. 


1958 besaßen US-amerikanische Un¬ 
ternehmen 90 Prozent der kubani¬ 
schen Bergwerke und 50 Prozent des 
kubanischen Bodens. 70 Prozent der 
Bauern mussten auf fremdem Land 
arbeiten, um zu überleben, während 
in Havanna 11 500 Prostituierte die 
Herren aus dem Norden und ihre 
einheimischen Verbündeten emp¬ 
fingen. Zu den Umständen gehörte, 
dass jede Bewegung, die Kuba wirk¬ 
lich unabhängig von den US-ameri¬ 
kanischen Kolonialherren machen 
wollte, eine Bewegung für die Ent¬ 
eignung der Großgrundbesitzer und 
der Monopole sein musste, eine Be¬ 
wegung für den planmäßigen Auf¬ 
bau der eigenen Wirtschaft - eine 
Bewegung für den Sozialismus. Zu 
den Umständen gehörte, dass diese 
Bewegung ihre stärkste Basis nicht 
in den Machtzentren des Regimes, 
sondern nur im bewaffneten Kampf 
in den Bergen aufbauen konnte. Zu 
den Umständen gehörte, dass die ku¬ 
banische Revolution natürliche Part¬ 
ner in den sozialistischen Ländern 
fand. Die gesellschaftlichen Wider¬ 
sprüche drängten zum Sozialismus. 


Der kommunistische Philosoph Hans 
Heinz Holz schrieb: „Die kubanische 
Revolution hat ein Stück Geschich¬ 
te verändert. Und diese kollektive 
Leistung der Menschen konzentriert 
sich im Charisma des Comandan- 
te en Jefe, der sie inspiriert und ge¬ 
stärkt, geleitet und angetrieben hat. 
Er ist Weltgeschichte.“ Fidel konnte 
Weltgeschichte werden, weil er das 
Programm der Revolution nicht aus 
schönen Wünschen, sondern aus den 
wirklichen Verhältnissen entwickelte. 
Er hat bewiesen, dass das scheinbar 
Unmögliche realistisch ist. 

★ 

Nun feiern Reaktionäre in Miami 
und der künftige US-Präsident den 
Tod des Comandante. Der alte US- 
Präsident, der der antikubanischen 
Politik die Filzlatschen überstreifte, 
gibt nichtssagende Höflichkeiten von 
sich. Sahra Wagenknecht und Diet¬ 
mar Bartsch würdigen Fidel - wei¬ 
sen aber darauf hin, um sich nicht der 
Kritik der Ausbeuter und ihrer Me¬ 
dien auszusetzen, dass ihr Gedenken 


„nicht unkritisch“ sei. Das kubani¬ 
sche Volk trauert, weil es weiß, dass 
seine Würde und sein Lebensstandard 
von der Revolution abhängen. In der 
ganzen Welt trauern Menschen, de¬ 
ren Leben kubanische Ärzte gerettet 
haben, für deren Freiheit kubanische 
Freiwillige gestorben sind, für deren 
Kampf Kuba ein Vorbild ist. Im Hass 
der Reaktionäre, in den Phrasen der 
Opportunisten, in der Trauer des ku¬ 
banischen Volkes und der fortschritt¬ 
lichen Kräfte der Welt zeigt sich das 
Urteil, das die Geschichte über Fidel 
gesprochen hat. Es heißt: Der alte 
Mann, der am vergangenen Samstag 
in Havanna gestorben ist, hat die Zu¬ 
kunft verkörpert - den Sieg der sozi¬ 
alistischen Revolution. 

★ 

Fidel siegt über Reaktion und Aus¬ 
beutung auch nach seinem Tod. Lan¬ 
ge Jahre hatte die Reaktion gehofft, 
dass sein Tod ihre Gelegenheit zur 
Konterrevolution sein könnte - auch 
das hat Fidel durchkreuzt. Fidel? Pre¬ 
sente! 
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Die längste Nacht 

Fidel Castro Ruz, ein Mensch von Größe und Würde 



„Was uns die Imperialisten nicht verzeihen können, ist, dass wir hier sind; was 
uns die Imperialisten nicht verzeihen können, sind die Würde, die Integrität, der 
Mut, die ideologische Standhaftigkeit, die Opferbereitschaft und der revolutio¬ 
näre Geist des kubanischen Volkes. 

Das ist es, was sie uns nicht verzeihen können,dass wir hiervor ihrer Nase sind 
und dass wir eine sozialistische Revolution vor der Nase der Vereinigten Staa¬ 
ten gemacht haben! 

Und dass wir diese sozialistische Revolution mit diesen Gewehren verteidigen! 
Und dass wir diese sozialistische Revolution mit dem Mut verteidigen, mit dem 
gestern unsere Flak-Schützen die angreifenden Flugzeuge mit Kugeln durch¬ 
siebten! 

Und diese Revolution, verteidigen wir nicht mit Söldnern, diese Revolution ver¬ 
teidigen wir mit Männern und Frauen des Volkes (...) Kameraden, Arbeiter und 
Bauern, das ist die sozialistische und demokratische Revolution der einfachen 
Menschen, mit den einfachen Menschen und für die einfachen Menschen. Und 
für diese Revolution der einfachen Menschen, mit den einfachen Menschen und 
für die einfachen Menschen sind wir bereit, unser Leben zu geben.“ 

Fidel Castro am 6. April 1961, einen Tag nach der gescheiterten Invasion der 
Söldner des Imperialismus in der Playa Girön. 


E s ist 22.29 Uhr in der Nacht, der 
längsten Nacht. Fidel ist gestorben. 
Über 600 Mal wollten „sie ihn uns 
umbringen 4 . 4 Versuche, die zum Scheitern 
verurteilt waren, denn Menschen wie ihn 
tötet man nicht. Sie sterben, wenn sie an 
der Reihe sind. Und sie gehen still von 
uns. 

Da ist Stille, selbst in der Nähe des 
betäubenden Straßenlärms. Denn ganz 
plötzlich ist eine jahrhunderteschwere 
Traurigkeit über Kuba gekommen. „Der 
letzte Revolutionär ist gestorben 44 , hieß 
es in einem großen Pressemedium. 

Ja, ein Mann ist gestorben, aber nicht 
die Revolution. Wenn es etwas gibt, das 
Fidel sicherstellte, war es dies, sie zu 
beginnen, sie mit seinen Händen aufzu¬ 
bauen und viele darin zu unterweisen. 
Es konnte für jenen Mann nicht an¬ 
ders sein, als dass er „trotz aller Wid¬ 
rigkeiten 44 trotz der Aggressionen von 
außen und der Übergriffe von innen, 
bis zum letzten Atemzug seiner 90 Jah¬ 
re kämpfen würde, damit „diese Insel, 
die viel Leid ertragen musste aber trot¬ 
zig glücklich ist, die am wenigsten un¬ 
gerechte Gesellschaft Lateinamerikas 
hervorbingt 44 . 

„Seine Feinde sagen uns, dass diese 
Heldentat dank der Opferbereitschaft 
seines Volkes möglich war, aber es war 
auch das Werk des eisernen Willens und 
des altmodischen Ehrbegriffs dieses Rit¬ 
ters, der immer für die Verlierer kämpfte, 
wie jener berühmte Kollege auf den Fel¬ 
dern Kastiliens 44 , wie uns Eduardo Ga- 
leano erinnert. 

Du bist wach, die Nachricht hält dich 
auf den Beinen und du kannst nicht 
mehr schlafen. Du bist nicht allein. Vor¬ 
her hat die kubanische Regierung be¬ 
reits eine neuntägige Staatstrauer ange¬ 
kündigt. Jetzt bist du nicht mehr allein 
mit dieser ohnmächtigen Stummheit. 
Mit dir sind Millionen von Kubanern, 
Menschen, die Kuba lieben, innerhalb 
und außerhalb des Landes. Fidel hat 
uns seinen Platz auf der geopolitischen 
Landkarte der Welt verschafft. Er hat 
uns dort hingebracht und uns dort ge¬ 
halten. Er hat uns durch sein Beispiel 
die Mission hinerlassen, dort zu verblei¬ 
ben. 

Ich suche im Internet. „Der Tod 44 
verbreitet sich, er vervielfacht sich und 
außerhalb und innerhalb des Kaimans 
herrscht Ruhelosigkeit. 

Ich spreche mit Haiti, mit den ku¬ 
banischen Ärzten, die dort sind, die 
dort gewesen sind. Mit den Brigaden 
der Hoffnung, die er geschaffen hat. 
Der Henry Reeve Brigade, Werk seines 


befreierischen Geistes, die zusammen 
mit der in der südlichen von Hurrikan 
Matthew schwer getroffenen Gemein¬ 
de Anse d’Haunault ständig präsenten 
Medizinbrigade arbeitet, die „entschlos¬ 
sene und nicht verhandelbare Verpflich¬ 
tung mit den Armen der Erde, mit der 
Menschheit 44 . 


Es ist die beste Art und Weise „seine 
Ideale lebendig zu erhalten, als Heer der 
weißen Kittel. Alle Revolutionäre, die 
wir heute das Glück haben unter uns das 
Beispiel und den Leitstern zu haben, den 
er verkörpert hat; er ist, war und wird 
immer unser unbesiegter Comandante 
sein, Fidel Castro Ruz, ein Mensch von 


Größe und Würde, ein Patriot - heute 
und für immer werden wir das physische 
Verschwinden dieses Vulkans an Ideen 
spüren, eines immerwährenden Schüt¬ 
zengrabens der Würde, fest entschlos¬ 
sen im größten aller Kämpfe 44 , erklärten 
die Ärzte bei Tagesanbruch von diesem 
Bruderland aus, von dem Fidel bei mehr 
als einer Gelegenheit sprach und für das 
er die Menschheit aufrief, die Anstren¬ 
gungen zu vereinen. 

„Die Tragödie bewegt eine große 
Anzahl aufrichtiger Menschen, beson¬ 
ders dann, wenn sie auf eine Naturka¬ 
tastrophe zurückgeht. Aber sehr weni¬ 
ge halten an und denken darüber nach, 
warum Haiti ein so armes Land ist. Ich 
kann nicht aufhören meiner Meinung 
Ausdruck zu verleihen, dass es an der 
Zeit ist, wirkliche und wahrhaftige Lö¬ 
sungen für dieses Brudervolk zu finden 44 
äußerte er. 

Vor sechs Jahren sagte er: „Wir emp¬ 
finden einen gesunden Stolz wegen der 
Arbeit, die die kubanischen Ärzte und 
die jungen in Kuba ausgebildeten haiti¬ 
anischen Ärzte für ihre Brüder in Haiti 
leisten! 44 

Sie sind immer noch dort, Coman¬ 
dante, um anderes Leid zu lindern. „Bis 
zum immerwährenden Sieg 44 . Indem sie 
helfen und Leben retten, geben sie die¬ 
sen „Beweis für den so notwendigen hu¬ 
manitären Geist 44 den er forderte. 

Schmerz. Das Wort wiederholt sich 
im Chat. Es scheint ein allgegenwärtiges 
Wort zu sein. Das ist es. „Aber wir wis¬ 
sen, wie wir uns über den Schmerz erhe¬ 
ben, wie er es uns gelehrt hat. Und wir 
werden treue Verteidiger seiner Ideen 
sein und weiter für unsere Freiheit und 
unseren Sozialismus kämpfen 44 sagte uns 
von Haiti aus der 44 jährige Facharzt für 
Hygiene und Epidemiologie Fabian Pe- 
rez Hernändez, der weiß, dass jetzt an 
Kuba zu denken, die beste Art und Wei¬ 
se ist an Fidel zu denken. 

Schmerz. „Er stellt unsere Wider¬ 
standskraft auf die Probe. Ein doppelt 
trauriger Moment, weil wir außerdem 
noch so weit von unserer Familie ent¬ 
fernt sind 44 sagt die junge Doktorin Ve- 
vis Gonzalez Calderfn aus der Provinz 
Pinar del Rio. 

Ein doppelter Schmerz, das emp¬ 
findet auch Dr. Alexis Dfaz Ortega, der 
Chef der medizinischen kubanischen 
Henry Reeve Brigade. „Weil wir weit 
von unserem Land erntfernt mitten in 
einem armen vom Hunger gebeutelten 
Land sind, für das er so gekämpft hat. 
Wir können voller Stolz sagen: Danke 
Fidel, Danke Kubanische Revolution!, 


dafür, dass es bei uns keine Kinder gibt, 
die Hunger leiden, ohne Krankenhäuser 
leben müssen und mangelernährt sind. 44 

„Denn alles, was es hier in Haiti gibt, 
erinnert uns an Fidel. Dank ihm, gibt es 
in Kuba keine Kinder, die hungrig und 
ohne Schuhe sind, etwas, was wir hier je¬ 
den Tag erleben, und auch kein Elend 
wie in diesem Land. Viele von uns haben 
hier den Hurrikan Matthew erlebt und 
das erste an was wir gedacht haben war: 
Wenn das hier Kuba wäre, wären Fidel 
und Raul hier bei uns. Weil sie uns Alt¬ 
ruismus und Internationalismus gelehrt 
haben helfen wir diesem notleidenden 
Volk 44 , schreibt Dr. Dariana Dayami Ve- 
läzquez, ein Mitglied der medizinischen 
Brigade, die ständig in Haiti arbeitet. 

Jorge Armando Delgado Gonzalez 
ist 59 Jahre alt. Er ist Epidemiologe und 
stammt aus Matanzas. Er versichert uns, 
dass der Tod des Comandante „ein har¬ 
ter Schlag ist, aber für die Generation, 
die in den 50er Jahren geboren wurde, 
ist er dies noch mehr. Fidel war es, der 
uns führte und uns von Anfang an lehr¬ 
te, den revolutionären Prozess zu gehen. 
Alles was wir beruflich erreicht haben, 
haben wir dank ihm erreicht. Wir schul¬ 
den ihm alles. 44 

Es gibt keine Worte. Der Epidemio¬ 
loge David Goles Machado findet sie 
nicht. „Wir haben einen Bruder, einen 
Vater verloren! 44 

Ich schließe den Chat. Es sind Mo¬ 
mentaufnahmen unserer Ärzte, die im 
ärmsten Land Lateinamerikas Körper 
und Seelen heilen. Ich suche weiter und 
zwischen Fotos von Fidel erscheinen ei¬ 
nige, die ihn zusammen mit Chävez zei¬ 
gen, in einem anderen Land, das er lieb¬ 
te. Ich lese dann dass die Gedenkfeier 
für Fidel in der Kaserne de la Montana 
sein werde. Es gibt keinen geeigneteren 
Ort dafür. 

Es gibt ein anderes zurückgehaltenes 
Lebewohl für den Freund Fidel, den Lie¬ 
dermacher praphrasierend. Die Worte 
gefrieren wieder, in einer langen Nacht, 
in einem Morgengrauen, das sich aus¬ 
dehnt. Aber „Alle Freunde des Freun¬ 
des/haben etwas auf die Seele gestickt/ 
es gibt kein endgültiges Lebewohl/und 
auch kein Ende, das in Asche aufgeht. 

Täuschen wir uns nicht. Fidel ist 
nicht gegangen, er streicht seinen Bart 
und sticht in See so wie er es vor 60 Jah¬ 
ren vonTuxpan aus gemacht hat, das war 
kaum ein Augenblick in der Unsterblich¬ 
keit. Und er wird wieder zurückkehren, 
um uns davon zu erzählen. 

Lisandra Farinas Acosta 
Granma Internacional 


Fidel jpresente! 


Nicoläs Maduro, Präsident der Bolivarischen Republik 
Venezuela: „Nun ist es an uns und vor allem an der Ju¬ 
gend, das Beispiel Fidels zu entdecken und wiederzuent¬ 
decken; das Beispiel eines ewig jungen, ewig träumenden, 
ewigen Rebellen, der sich keine Minute Ruhe gönnte, der, 
wie es der bolivarische Schwur sagt, in den go Jahren sei¬ 
nes Lebens seiner Seele keine Ruhe und seinem Arm keine 
Sekunde Pause gönnte. (...) Ich sage unserem Volk, unse¬ 
rem kubanischen Brudervolk und den Völkern der Welt: 
Hier ist das Werk, das wir bewältigen müssen, und dies 
tun wir mit Prinzipien, mit Beharrlichkeit, voller Liebe/' 

Wladimir Putin, Präsident der Russischen Föderation: 

„Ich drücke Ihnen und dem Volk von Kuba mein tiefstes 
Beileid zum Tod des Revolutionsführers und Ihres Bruders 
Fidel Castro aus. Der Name dieses hervorragenden Poli¬ 
tikers gilt zu Recht als Symbol einer Epoche in der jüngs¬ 
ten Zeitgeschichte. Das von ihm und seinen Mitstreitern 
aufgebaute freie und unabhängige Kuba ist zu einem 
einflussreichen Mitglied der internationalen Gesellschaft 
geworden, das viele Länder und Völker begeistert." 

Manuel Vicente, Vize-Präsident Angolas: „Fidel ist ein 
Freund, ein Genosse. Er ist für uns eine unvergessliche 
Persönlichkeit. Sein Andenken wird in Angola für immer 
gewahrt werden." 

Evo Morales, Präsident Boliviens: „Fidel Castro hat uns 
ein Erbe des Kampfes für die Vereinigung der Völker hin¬ 
terlassen (...) Dass Comandante Fidel Castro uns verlassen 
tut wirklich weh." 


Rafael Correa, Präsident Ecuadors: „Ein Großer ist von 
uns gegangen. Fidel ist gestorben. Es lebe Kuba. Es lebe 
Lateinamerika." 

George Mavrikos, Generalsekretär des Weltgewerk¬ 
schaftsbundes: „Im Namen von g2 Millionen Mitglieder 
des Weltgewerkschaftsbundes möchte ich dem kubani¬ 
schen Volk, der CTC (kubanischer Gewerkschaftsbund), 
dem Staat und der Partei, der Führung des sozialistischen 
Kuba, von ganzem Herzen unser tiefstes Beileid zum Tod 
des Comandante Fidel aussprechen. Er war eine Füh¬ 
rungspersönlichkeit, die zusammen mit Che und zusam¬ 
men mit all seinen Genossen die Imperialisten und ihre 
Instrumente bekämpft und besiegt hat." 

Blade Nzimande, Generalsekretär der Südafrika¬ 
nischen Kommunistischen Partei: „Die Geschichte der 
Menschheit wäre unvollständig ohne den gewaltigen 
Beitrag des Genossen Fidel Castro im Kampf um die Frei¬ 
heit, für eine Gesellschaft ohne Ausbeutung... In unserem 
Kampf gegen koloniale Unterdrückung, Apartheid, Aus¬ 
beutung und für die Unabhängigkeit des afrikanischen 
Kontinents haben uns Volk und Regierung Kubas unter Fi¬ 
del Castros Führung herausragende Solidarität erwiesen. 
Kubas Beitrag im Kampf für die Freiheit der Völker unse¬ 
res Landes, des Südens Afrikas und des ganzen Kontinents 
und anderswo wurde ohne Hintergedanken gewährt. 
Diese revolutionäre Kultur währt bis zum heutigen Tag 
(...) Wir senken unsere roten Bannerim Gedenken an Ge¬ 
nossen Fidel." 
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Revolutionär für die Armen 

Das Ansehen Kubas ist unübersehbar gewachsen • Von Heinz Langer 


Am Abend des 26. November 2016 
hat sich das Leben des unermüdli¬ 
chen Kämpfers für die volle Emanzi¬ 
pation der armen und einfachen Ku¬ 
baner vollendet. Fidel Castro hatte 
sein ganzes Leben für die „Revoluti¬ 
on der Armen für die Armen“ gewid¬ 
met. Er wurde daher von allen ehrli¬ 
chen Kubanern verehrt. Gerade sein 
unermüdlicher Kampf für die Freiheit, 
Unabhängigkeit und das Wohlergehen 
der Menschen, gegen die Ausbeutung 
und Knechtung durch die Mächtigen 
des Nordens, gegen die mit ihnen eng 
verbündete einheimische Oligarchie, 
machte ihn zum leuchtenden Symbol 
für Freiheit und Menschlichkeit nicht 
nur in Kuba, sondern weltweit. Er war 
der unumstrittene Führer der Revo¬ 
lution. Auf Kuba waren wenige Jahre 
nach dem Sieg über die Batista-Dikta- 
tur das Analphabetentum beendet, der 
Zugang jedes Kubaners zur kostenlo¬ 
sen Bildung, Kultur, Sport und Ge¬ 
sundheitsbetreuung war Wirklichkeit 
geworden. Durch die Agrarreformen 
wurden die großen, meist nordameri¬ 
kanischen Oligarchen enteignet. Glei¬ 
ches geschah auch mit den allmächti¬ 
gen Monopolen in Industrie, Handel 
und Verbindungswesen. Glücksspiele 
und das Unwesen der Mafiabosse ka¬ 
men unter Kontrolle. 

Die Wirkung der revolutionären 
Maßnahmen des kleinen, mutigen und 
stolzen Inselstaates mit allen Merkma¬ 
len eines Entwicklungslandes auf Län¬ 
der und Völker in Lateinamerika und 
anderen Kontinenten war enorm. Ku¬ 
banische Freiheitskämpfer hatten ent¬ 
scheidenden Anteil an der Beseitigung 
der Reste des Kolonialismus in Afrika. 


Kuba erlangte unter Führung Fi- 
dels großes Ansehen besonders in La¬ 
teinamerika und in der Karibik. Im 
Jahre 2015 wurde Kuba nach 53 Jah¬ 
ren auf der VII. Gipfelkonferenz der 
Organisation Amerikanischer Staa¬ 
ten, die in Panama stattfand, wieder 
aufgenommen. In vorangegangenen 
Zusammenkünften regionaler Orga¬ 
nisationen Lateinamerikas und der 
Karibik war Kuba bereits als ordentli¬ 
ches Mitglied aufgenommen worden. 
In einigen Organisationen spielte der 
sozialistische Staat eine gewisse Füh¬ 
rungsrolle. Das Ansehen Kubas in der 
Region und weltweit ist unüberseh¬ 
bar gewachsen. Davon zeugen auch 
die jährlichen Abstimmungen in der 
UNO gegen die US-Blockade gegen 
Kuba. Jüngst mussten sich selbst die 
USA der Stimme enthalten. Deutli¬ 
cher kann nicht ausgedrückt werden, 
dass die Politik der USA gegen das so¬ 
zialistische Kuba gescheitert ist. Das 
hat selbst US-Präsident Obama wäh¬ 
rend der ersten Gesprächsrunde zur 
Herstellung normaler Beziehungen 
zwischen beiden Ländern eingeste¬ 
hen müssen. 

An all den großen Erfolgen der 
kubanischen Revolution hat natür¬ 
lich Fidel, als Führer der Revolution 
einen entscheidenden Anteil. Er war 
es, der die humanistischen Ideale von 
einem freien und souveränen Kuba 
aufgriff und sich von ihnen sowohl 
im Kampf gegen die Batista-Diktatur 
als auch bei der Zusammenführung 
der revolutionären Ströme Kubas zu 
einer kämpferischen, revolutionären 
Partei inspirieren ließ. Er war es, der 
regelmäßig mit seinen schöpferischen 


Reden auf Großkundgebungen und 
über die Medien den Kurs der revo¬ 
lutionären Entwicklung des Landes 
unermüdlich, einprägsam und über¬ 
zeugend erläuterte. Er war es, der die 
Solidaritätsbewegung mit den Patrio¬ 
ten Afrikas und Lateinamerikas maß¬ 
geblich entwickeln und organisieren 
half. In diesem Sinne nahm er in sei¬ 
ner unermüdlichen und schöpferi¬ 
schen Art Einfluss auf die Bewegung 
der Nichtpaktgebundenen Staaten. 
Allein durch seine hohe Intelligenz, 
durch sein universelles Wissen, durch 
seinen gradlinigen und einfühlsamen 
Umgang mit den Menschen überzeug¬ 
te Fidel in den Gesprächen mit den 
Bürgern. 

Als Botschafter eines eng befreun¬ 
deten Staates hatte ich während vieler 
Jahre oft Gelegenheit, dieser großen 
Persönlichkeit, Fidel Castro Ruz, zu 
begegnen: sei es bei der Einweihung 
von unserem Land errichteter Inves¬ 
titionen, in der Vermittlung hochran¬ 
giger Konsultationen, bei gemeinsa¬ 
men Veranstaltungen auf Kuba oder 
in Berlin, bei Gesprächen in meiner 
Residenz und vielen anderen Anläs¬ 
sen. Mich hat das Ableben dieser star¬ 
ken Persönlichkeit sehr tief berührt, 
obwohl wir alle - und vor allem das 
kubanische Volk - durch die schwere 
Krankheit des Comandante und Füh¬ 
rers der Kubanischen Revolution nicht 
unvorbereitet waren. 

Der Autor war Botschafter der DDR 
in Kuba und ist Mitglied der FG BRD- 
Kuba. 

Vorabdruck aus „cuba libre“ der Zeit¬ 
schrift der FG BRD-Kuba 


Lieber Genosse Raul Castro, 

liebe Genossinnen und Genossen des Zentralkomitee der PCC, 

liebe Genossinnen und Genossen der PCC in den Provinzen und Gemeinden, 

liebes Volk von Kuba! 

Mit großem Schmerz haben wir die Nachricht vom Ableben des 
Comandante Fidel Castro erhalten. Wir reihen uns ein in die Millionen, die ihr 
Beileid ausdrücken. An die Familienangehörigen von Fidel, an seine engsten 
Vertrauten und Freunde, an seine Partei, an sein Volk, an alle, die das Privileg 
gehabt haben ihn kennenzulernen und alle, die sich in aller Welt an seinen Ide¬ 
en, seinem Beispiel und seiner Standhaftigkeit inspiriert haben: Wir sagen Euch, 
dass wir bei Euch sind! Wir verspüren den gleichen Schmerz auf der anderen Sei¬ 
te des Atlantiks, im alten Europa, das sich ebenfalls verneigt vor diesem großen 
Genossen und Menschen, der seinen Platz in der Geschichte der Menschheit hat. 

In den neunzig Jahren seines Lebens ist viel über Fideis Werk gesagt wor¬ 
den, und man wird in der Zukunft über dieses Werk reden. Unabhängig da¬ 
von, was die Medien sagen, hat die Geschichte Fidel bereits freigesprochen - 
es ist nicht erforderlich, dass Politiker oder Medien sein Werk absegnen. 

Die Bedeutung der Kubanischen Revolution ist in erster Linie sozialer 
Art: Sie hat in den Sechzigerjahren die Arbeiterklasse, die Bauern, die Aus¬ 
gebeuteten an die Macht gebracht. Sie war in jener Zeit der Startpunkt für 
Aufstandsbewegungen in Lateinamerika und Afrika. Aber die Kubanische 
Revolution zeichnet sich auch dadurch aus, die Niederlage des Sozialismus in 
Europa und der UdSSR überlebt und sich der Attacken des US-lmperialismus 
und der kriminellen Blockade widersetzt zu haben. Trotz aller Widrigkeiten 
konnte Kuba, mit der PCC und Fidel an ihrer Spitze, durch die Sonderperiode 
kommen, und ist heute stärker als vor zwanzig Jahren. Dank Fidels, Rauls und 
der Kommunistischen Partei Kubas hat die Revolution eine gesellschaftliche 
Gleichheit gebracht, die nur möglich ist im Sozialismus. Das ist der Platz 
dieser Revolution und Fidel Castros in der Geschichte des 20. Jahrhunderts. 

Und Kuba hat iggi/g2 nicht einfach Halt gemacht: der Genosse Fidel brach¬ 
te Kuba und sein Volk vom 20. in das 21. Jahrhundert. Der Platz Kubas heute 
ist weiterhin einer des Internationalismus. Die Befreiung verschiedener afri¬ 
kanischer Länder, aber auch die kubanische Hilfe im medizinischen, humani¬ 
tären und gesundheitlichen Bereich in so vielen Regionen der Welt ist ein Akt 
der Zärtlichkeit, die, wie wir wissen, die internationalistische Solidarität ist. 

Die Deutsche Kommunistische Partei verneigt sich vor Fidel Castro, der 
für uns ein Beispiel war, ist und sein wird. Wir sagen tausend Mal: Fidel pre¬ 
sente! 

Es lebe die internationale Solidarität! 

Es lebe die Kubanische Revolution! 

Es lebe Fidel! 

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 
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Man ist sich sympathisch 

Wenig Inhalt, viel Akzeptanz - Spitzenpolitiker von SPD, Grünen und Linkspartei 
diskutieren über Rot-Rot-Grün 


Gegen 

Vorratsdatenspeicherung 

Ein breites Bündnis von Bürgerrecht¬ 
lern und Datenschützern hat am Mon¬ 
tag in Karlsruhe Verfassungsbeschwer¬ 
de gegen das neue Gesetz zur Vorrats¬ 
datenspeicherung eingelegt. Zugleich 
übergaben die Kläger dem Bundesver¬ 
fassungsgericht ihre Beschwerdeschrift 
zusammen mit mehr als 32 000 Unter¬ 
stützungsunterschriften. 

Die Beschwerde wird unter ande¬ 
rem unterstützt vom Verein Digital¬ 
courage e.V., dem Arbeitskreis gegen 
Vorratsdatenspeicherung und rund 20 
Persönlichkeiten aus Politik, Kultur, 
Nichtregierungsorganisationen und an¬ 
deren Fachverbänden. Unter den Un¬ 
terstützern finden sich etwa die Schrift¬ 
stellerin Juli Zeh, der Kabarettist Marc- 
Uwe Kling, ver.di-Chef Frank Bsirske, 
der Ökonom und Sozialethiker Fried¬ 
helm Hengsbach, sowie weitere Bun¬ 
destagsabgeordnete, Journalisten und 
Rechtsanwälte. 

6o Jahre BND-kein 
Grund zum Jubeln 

„Der BND wird 60 - zum Gratulieren 
besteht jedoch wenig Anlass. Natürlich 
gab es in den letzten Jahrzehnten auch 
ein paar Erfolge, aber die Bilanz unter 
dem Strich ist alles andere als ein Ruh¬ 
mesblatt. 60 Jahre BND, das sind vor al¬ 
lem 60 Jahre Pleiten, Pannen und Skan¬ 
dale“, sagt Andre Hahn (Partei „Die 
Finke“), stellvertretender Vorsitzender 
des Parlamentarischen Kontrollgremi- 
ums, anlässlich des 60-jährigen Beste¬ 
hens des BNDs. Hahn verwies zudem 
auf den Ursprung des Nachrichten¬ 
dienstes. „Das fängt an mit der von Na¬ 
zis durchsetzten Vorgängerorganisation 
Gehlen, weshalb auch das jahrelange 
Verschweigen des Aufenthaltsortes des 
NS-Verbrechers Adolf Eichmann nicht 
wirklich verwunderte. Es ging weiter 
mit der gesetzwidrigen Überwachung 
von kritischen Journalisten, mit der Be¬ 
teiligung des BND am Irakkrieg, dem 
Fall Kurnaz in Guantanamo bis hin zur 
NSA-Affäre und dem Auf decken des 
Umstandes, dass auch der BND ent¬ 
gegen dem Postulat der Bundeskanz¬ 
lerin, dass Spionieren unter Freunden 
gar nicht gehe, selbst über viele Jahre 
hinweg EU-Regierungen und internati¬ 
onale Organisationen ausgespäht hat“, 
konstatierte Hahn weiter. 

Warnung vor Rocker-Club 

„Die rockerähnliche Vereinigung Os- 
manen Germania ist kein friedlicher 
Sportlerclub, der Jugendliche von der 
Straße holt, sondern stellt eine akute 
Bedrohung für türkische und kurdi¬ 
sche Oppositionelle in Deutschland 
dar“. Darauf hat Ulla Jelpke, innenpo¬ 
litische Sprecherin der Finksfraktion, 
hingewiesen. 

Jelpke zufolge „schließt die Bun¬ 
desregierung nicht aus, dass es zu Ge¬ 
waltakten von Mitgliedern der Os- 
manen Germania gegen Gegner des 
türkischen Präsidenten Erdogan in 
Deutschland“ komme. Zudem bestä¬ 
tigte die Bundesregierung eine Mel¬ 
dung der Bild- Zeitung, wonach Kon¬ 
takte der Osmanen Germania zum 
türkischen Geheimdienst Thema ei¬ 
nes laufenden Ermittlungsverfahrens 
der Staatsanwaltschaft Darmstadt sei¬ 
en. 

Kurdische und türkische Oppositi¬ 
onelle, aber auch andere Kritiker des 
AKP-Regimes sind in den letzten Jah¬ 
ren immer wieder in das Visier türki¬ 
scher Geheimdienste geraten. Dieser 
beschränkt sich dabei nicht auf bloße 
Bespitzelung von Erdogan-Kritikern. 

Gegen Abschiebungen 
in Kriegsgebiete 

Rund 300 Menschen haben am vergan¬ 
genen Sonnabend in der nordrhein¬ 
westfälischen Landeshauptstadt gegen 
Abschiebungen nach Afghanistan de¬ 
monstriert. „Allein in den letzten 22 Ta¬ 
gen sind durch sechs Attentate in drei 
verschiedenen Provinzen Afghanistans 
über 100 Zivilisten ums Leben gekom¬ 
men. Es verstößt gegen jede mensch¬ 
liche Ethik, Familien und gerade mal 
18 Jahre alt geworden Jugendliche in 
ein Kriegsgebiet zu schicken“, erklärte 
Oliver Ongaro von der Flüchtlingsini¬ 
tiative „STAY!“ die zu den Protesten 
aufgerufen hatte. 


A uf Einladung des „Forums De¬ 
mokratischer Sozialismus“ (fds) 
diskutierten am vergangenen 
Samstag in Leipzig Spitzenvertreter 
von Linkspartei, SPD und Grünen zum 
ersten Mal öffentlich miteinander über 
eine mögliche rot-rot-grüne Koalition 
nach der Bundestagswahl 2017. Über 
die Frage „Dem Trübsinn ein Ende: 


Gibt es eine Chance auf r2g und für 
einen Politikwechsel nach der Wahl?“ 
sprachen der Linkspartei-Fraktions¬ 
vorsitzende Dietmar Bartsch, die SPD- 
Generalsekretärin Katarina Barley und 
der Grünen-Fraktionsvorsitzende An¬ 
ton Hofreiter. 

Rund 200 Zuschauer waren zur 
Veranstaltung in die Leipziger Kon- 


Schon am 8. Dezember will die neue 
Berliner Koalition den Regierenden 
Bürgermeister wählen und die Senato¬ 
ren vereidigen lassen - drei von ihnen 
sollen von der Linkspartei kommen. 
Bis in die kommende Woche befragt 
die Partei „Die Linke“ ihre Mitglieder, 
ob sie dem Koalitionsvertrag zustim¬ 
men. Nicht wenige werden die Verein¬ 
barung ablehnen. 

Bei einer berlinweiten Basiskon¬ 
ferenz der Linkspartei am 24. No¬ 
vember und anderen Veranstaltungen 
äußerten Mitglieder der Linkspartei 
ihre Kritik. Das betrifft Sachfragen: 
Zu Hartz IV, zur Armutsbekämpfung 
oder zur A 100 gibt es eine Diskrepanz 
zwischen dem eigenen Wahlprogramm 
und dem Ergebnis der KoalitionsVer¬ 
handlungen. Und nicht nur in der Par¬ 
tei „Die Linke“ wird daran gezweifelt, 
dass beispielsweise der Bau von 6 000 
öffentlich geförderten Wohnungen im 
Jahr sowie der Ankauf weiterer durch 
die städtischen Gesellschaften ausrei¬ 
chen soll, die Wohnungsnot in Berlin 
zu lindern. 

Viele Mitglieder erinnern sich zu¬ 
dem an die Versprechen vor der letz¬ 
ten Regierungsbeteiligung von 2002 bis 
2011 und an die damaligen „Kompro¬ 
misse“ mit der SPD. Und an die Folgen, 
wenn man sich dem Koalitionspartner 
beugt und der angeblichen Sachzwang¬ 
logik unterwirft. Hatte die PDS 2001 
noch 22,6 Prozent der Stimmen erhal¬ 
ten, waren es 2006 nur noch 13,4 Pro¬ 
zent. Auch in der aktuellen Koalitions¬ 
vereinbarung wird viel versprochen: 
„Wir wollen zeigen, dass dieser Auf¬ 
bruch einen Wandel zum Besseren er¬ 
laubt, auch wenn nicht alles anders wer¬ 
den wird“ - und: „Wir stehen für sozia¬ 
le Gerechtigkeit. ... Dabei sind uns die 
Vielfalt und der Respekt vor allen Men¬ 
schen wichtig“. Versprochen wird gleich¬ 
berechtigte Teilhabe und gute Arbeit. 

Eine ganze Reihe der ausgehandel¬ 
ten Vereinbarungen geht in diese Rich¬ 
tung. Was davon und wie tatsächlich 
verwirklicht werden kann, wird sich 
zeigen: Viele Projekte stehen ohnehin 
unter Investitionsvorbehalt. 


sumzentrale gekommen, Angela Mar¬ 
quardt und Juliane Witt moderierten. 
Um es vorwegzunehmen: Neues zu 
Positionen, Annäherungen und Streit¬ 
punkten gab es an diesem Abend nicht. 

Die Diskutanten waren sich über 
weite Strecken einig, dass Merkels 
Politik für die Krise Europas und der 
Demokratie verantwortlich sei und ein 


„weiter so ... das Land und Europa zum 
Scheitern bringen“ werde (Bartsch). 
Allerdings sei es nicht ausreichend, 
„Merkel muss weg“ zu fordern. Viel¬ 
mehr sei die gesellschaftliche Hegemo¬ 
nie alternativer Ideen notwendig, um 
Europa zu retten. Denn dieses Europa 
gelte es zu bewahren. Und hier sind wir 
beim eigentlichen Problem der Annä- 


Auch ein Abschnitt in der Präambel 
der Koalitionsvereinbarung sorgt - vor 
allem im Ostteil der Stadt - unter den 
Mitgliedern für Unmut, ja Wut. Wieder 
geht es um die Geschichte. Und wie 
2002 durch die damaligen Vertreter der 
PDS - und in Thüringen 2015 - wird 
eine Geschichtsdarstellung akzeptiert, 
die die DDR in die historische Konti¬ 
nuität von Krieg, Unrecht und Unter¬ 
drückung in der deutschen Geschichte 
stellt. So heißt es in der aktuellen Ko¬ 
alitionsvereinbarung nach Verweis auf 
das Kaiserreich und die Verbrechen des 
Faschismus: „Berlin war auch die ge¬ 
teilte Stadt im Kalten Krieg. Hier stand 
die von der SED-Führung errichtete 
Mauer als Manifestation der Teilung 
Deutschlands. Die Überwindung der 
Mauer und das Ende des Unrechts der 
SED-Diktatur durch die Bürgerrechts¬ 
bewegung, die friedliche Revolution 
der DDR-Bevölkerung und die Wie¬ 
dervereinigung Berlins und Deutsch¬ 
lands bleiben große Momente unserer 
demokratischen Geschichte.“ 

Einen Tag nach der Basiskonfe¬ 
renz in Berlin mischten sich die Vorsit¬ 
zenden der Partei, Katja Kipping und 
Bernd Riexinger, sowie der Bundes¬ 
tagsfraktion, Sahra Wagenknecht und 
Dietmar Bartsch ein und richteten ei¬ 
nen Aufruf an ihre Genossinnen und 
Genossen in Berlin. Darin heißt es - 
ohne auf Kritikpunkte einzugehen bzw. 
sich von der Geschichtsdarstellung in 
der Koalitionsvereinbarung zu distan¬ 
zieren -: „Wir empfehlen unseren Ber¬ 
liner Genossinnen und Genossen, dem 
Entwurf des Koalitionsvertrags ... zu¬ 
zustimmen.“ Der Koalitionsvertrag er¬ 
öffne für „Die Linke“ „die Chance auf 
Einhaltung ihrer zentralen Anforde¬ 
rungen in Bezug auf Regierungsbetei¬ 
ligungen: Kein Sozialabbau, keine Pri¬ 
vatisierungen und keinen Personalab¬ 
bau im Öffentlichen Dienst. ... Sicher, 
bei einem Vergleich zwischen unserem 
Wahlprogramm und dem Koalitions¬ 
vertrag bleiben Wünsche offen und De¬ 
fizite bestehen“. Ein schwacher Appell 
an die über 7 400 Mitglieder der Partei 
in der Stadt. Nina Hager 


herung der drei Parteien. Die SPD sieht 
sich als „das geringste Problem in die¬ 
ser Geschichte“ (Barley), obwohl sie 
keine Probleme mit großen Koalitio¬ 
nen hat. Auch die Grünen sind neben¬ 
bei offen für Koalitionen mit der CDU. 
Dass das Erringen der Hegemonie für 
emanzipatorische Positionen Ergebnis 
eines Kampfes ist, ist hier kein Thema. 
Klassenpositionen werden aber von 
der einzigen Kraft, die sie vertreten 
könnte, der Linkspartei, außen vor ge¬ 
lassen. Das Fehlen gewerkschaftlicher 
Unterstützung für „r2g“ wurde zwar 
beklagt, der potentielle sozialdemo¬ 
kratische Partner an diesem Punkt aber 
nicht in die Verantwortung genommen. 
Allein Hofreiter benannte auch inhalt¬ 
liche Punkte, die er auf der Tagesord¬ 
nung sehe: Abkehr von der Austeritäts- 
politik, Überwindung der Spaltung der 
Gesellschaft, die ökologische Transfor¬ 
mation. Allerdings tat er dies eher als 
Mahner, konkrete Forderungen und 
Konzepte kamen auch bei ihm nicht 
zur Sprache. Ansonsten erging man sich 
in Allgemeinplätzen und Ratlosigkeit 
zur Rechtsentwicklung in Europa und 
der Welt. Als habe diese nichts mit den 
kapitalistischen Herrschaftsverhält¬ 
nissen und Verwertungsbedingungen 
zu tun, sondern sei schlicht ein Her¬ 
einfallen auf Parolen von Parteien, die 
anderes wollten, als sie vorgeben. Und 
für Hofreiter haben viele Wähler der 
AfD die Geduld verloren, auf andere 
Regierungskonstellationen zu warten. 
Katarina Barley erinnerte daran, dass 
die Politik nicht von jetzt auf gleich Ge¬ 
rechtigkeit hersteilen könne. Insgesamt 
konnte man den Eindruck gewinnen, 


Angela Merkel will den Eindruck er¬ 
wecken, dass die G20 ein wichtiger 
Baustein der internationalen Diploma¬ 
tie seien. Am 1. Dezember übernimmt 
ihre Regierung den Vorsitz der Grup¬ 
pe, die aus den 19 stärksten Industrie- 
und Schwellenländern und der EU be¬ 
steht. Die wichtigsten Themen für den 
Gipfel im Juli 2017 in Hamburg sollen, 
sagt Merkel, Frauen, Flucht, Migration 
und Gesundheit sein. 

Die G20 repräsentieren 80 Prozent 
der internationalen Wirtschaftskraft, 
eine demokratische Berechtigung ha¬ 
ben sie dadurch nicht. Ihre Geschich¬ 
te ist nur im Zusammenhang mit den 
G7 zu sehen. Sowohl der Zusammen¬ 
schluss der G4, dann G7, später G8 als 
auch der G20 sind eine Antwort des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus 
auf die zunehmende krisenhafte Ent¬ 
wicklung der Weltwirtschaft seit den 
1970ern. Die gemeinsame neue Politik 
der G7 war der Inbegriff des „Neolibe¬ 
ralismus“. Die Grundlage ihrer Politik 
war der rigorose Angriff auf den Lohn, 
dem größten Feind der Profite, die Ge¬ 
werkschaften sollten zerschlagen wer¬ 
den. Das Bretton-Woods-System, das 
nach dem 2. Weltkrieg die internatio¬ 
nalen Wechselkurse regulierte, wurde 
aufgehoben, so dass es zur Spekulation 
von Währungen kam, der Dollar war 
nicht mehr Ankerwährung. Am Rande 
sei hier erwähnt, dass über dieses Mit¬ 
tel die USA den Sprung der schnell 
wachsenden japanischen Wirtschaft an 
die Weltspitze verhinderte. Die 1990er 
Jahre waren das „Superjahrzehnt“ für 
das Finanzkapital. Der Sozialismus in 
Europa war besiegt. Neue Absatzmärk¬ 
te, neue Anlagemöglichkeiten brach¬ 
ten Extraprofite. Doch dieser Höhen¬ 
flug konnte nicht ewig dauern, schon 
1997/98 kam es wieder zu einer Krise, 
die in erster Linie Asien traf. Die Ge¬ 
burtsstunde der G20 - aber erst einmal 
nur auf Finanzministerebene. Das Ver¬ 
hältnis zu China spielte bei den ersten 
Aktivitäten eine entscheidende Rolle. 

Als dann 2007 die Kreditblase 
platzte und 2008 mit der Lehman- 


als sei eine andere Politik, eine Politik 
im Sinne der Mehrheit der Menschen, 
nur eine Frage des Willens der regie¬ 
renden Parteien. Dietmar Bartsch ver¬ 
misste den Machtwillen bei der SPD, 
maß dem neuen Berliner Senat eine he¬ 
rausragende Bedeutung zu und mahnte 
die Akzeptanz des Anderen als Voraus¬ 
setzung von Koalitionsüberlegungen 
an. Ob dies auch die Unterschiedlichen 
Auffassungen z.B. zu Kriegseinsätzen 
und Privatisierung öffentlichen Eigen¬ 
tums angeht, sagte er allerdings nicht. 
Man war sich dann auch darin einig, 
dass es vor der Wahl keine Koalitions¬ 
aussagen geben dürfe, um einen Lager¬ 
wahlkampf zu verhindern, denn dieser 
sei „unmöglich“(Bartsch). 

Wie dieses vorsichtige Geplänkel in 
der Linkspartei aufgenommen wird ist 
noch offen. Eine starke Position linker 
Politik war bei Bartsch nicht zu erken¬ 
nen. Die Zuschauer jedenfalls applau¬ 
dierten begeistert. Offensichtlich ist 
die Aussicht auf eine Regierungsbetei¬ 
ligung wichtiger als die Inhalte der zu¬ 
künftigen Politik. 

Einige Bonmots rutschten den 
Diskutanten dann doch noch her¬ 
aus. Die Rentnerlnnen in unserem 
Land seien keinesfalls von Armut 
bedroht, denn „viele haben weite¬ 
re Einkommensquellen“(Barley), „in 
den letzten 10 Jahren ist nicht nur al¬ 
les besser geworden“ (Hofreiter), und 
„die Kampagne ,Kohl muss weg 4 war 
sehr erfolgreich“ (Bartsch) - ob er da¬ 
mit auch Hartz IV und den Jugoslawi¬ 
enkrieg meinte, sagte er nicht. 

Peter Weyland 


Brothers-Pleite die Große Krise welt¬ 
weit ausbrach, gab es das erste Tref¬ 
fen der G20 auf Regierungsebene. 
Den G20 gehören neben den G7 die 
BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, 
Indien, China und Südafrika), Austra¬ 
lien, Saudi-Arabien, Indonesien, Ka¬ 
nada, Mexiko, Argentinien und die 
Türkei an, die EU ist assoziiert. 2009 
folgten Vereinbarungen zu umfangrei¬ 
chen Konjunkturprogrammen - eine 
klassisch keynesianische Politik auf 
internationaler Ebene. Es wurde wei¬ 
ter vereinbart, dass es keinen „Abwer¬ 
tungswettlauf“ geben sollte, um die 
Große Krise nicht noch zu befeuern. 
Es hatte also den Anschein, dass die 
großen imperialistischen Staaten die 
Einschätzung hatten, die Krise nicht 
allein gegen den Rest der Welt durch¬ 
stehen zu können. Wahrscheinlich 
hatten sie Recht. Die aktuellen De¬ 
batten um die Freihandelsabkommen 
wie CETA,TTIP,TPP usw. bauen den 
freien Handel von Waren und Finan¬ 
zen nochmal deutlich aus, Gewinner 
sind die großen Monopole und Kon¬ 
zerne vornehmlich aus den G7-Staa- 
ten. Treffen der G20 finden zwar wei¬ 
ter statt, ergeben aber kaum wirksame 
Beschlüsse. 

Bei den Protesten gegen den Gip¬ 
fel im Juli geht es darum, deutlich zu 
machen, dass sowohl G7 als auch G20 
Inbegriffe der kapitalistischen Welt¬ 
wirtschaftsordnung sind. Diese gilt es 
bekämpfen und ihre Rolle bei der Be¬ 
kämpfung von Arbeiterrechten aufzu¬ 
zeigen. Außerdem müssen die Inter¬ 
essen der unterschiedlichen Gruppen 
innerhalb der G20 beleuchtet werden, 
die eine große Gefahr für den Frieden 
bedeuten können. Die DKP beteiligt 
sich an den Protesten im Juli. Für das 
kommende Wochenende hat ein linkes 
Bündnis zu einer Aktionskonferenz 
eingeladen, um die Aktivitäten gegen 
den Gipfel zu planen. 

Tina Sanders 

Weiter Infos unter www.DKP-Ham- 
burg.de und www.g20-hamburg.mobi 



Rot-rot-grüner Frohsinn: Dietmar Bartsch und Katarina Barley nach der Podiums¬ 
diskussion. 


Wut im Ostteil der Stadt Krisenspitzentreffen 

Linkspartei berät Berliner Koalitionsvereinbarung G20 bereiten den Gipfel vor, 

Aktionsbündnis den Protest dagegen 
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Etwas leisten 

Das Bündnis zwischen Islamisten und Kolonialherren - und ein Schüler aus Frankfurt 



Was kann daran schlecht sein? Koranverteilung der „Lies!“-Kampagne. 


D er Frankfurter Schüler Enes G. 
starb 2012 mit 16 Jahren auf ei¬ 
nem Schlachtfeld des syrischen 
Krieges. Die ARD-Dokumentation 
„Sterben für Allah?“ zeigt, was man 
in diesem Zusammenhang von seinem 
Leben und seinem Umfeld weiß. Dazu 
gehört, dass er mit der salafistischen 
„Lies!“-Aktion Kontakt hatte und ihr 
Aktivist wurde. Den heimlich vorberei¬ 
teten Entschluss, über die Türkei nach 
Syrien in den „Heiligen Krieg“ des IS 
zu ziehen, verwirklichte er unmittelbar 
nach einem Frankfurter Auftritt des 
salafistischen Predigers Pierre Vogel. 
Sein Umfeld in Schule, Moschee, Fa¬ 
milie, Freundeskreis konnte ihn daran 
nicht hindern. Von seiner fassungslosen 
Mutter verabschiedete er sich per SMS. 
Seinen von der Familie getrennten Va¬ 
ter hat er nicht wieder gesehen. Der 
Ort seines Grabs ist unbekannt. 

Als im Spätherbst 2012 klar wurde, 
dass Enes G. kein Einzelfall ist, han¬ 
delte der hessische Innenminister Bo¬ 
ris Rhein, CDU. Er lud alle Schulleiter 
weiterführender Schulen des Bundes¬ 
landes in das Frankfurter Polizeipräsi¬ 
dium, wo die Vorgeladenen in Anwe¬ 
senheit des Verfassungsschutzpräsiden¬ 
ten dazu vergattert wurden, jeglichen 
Hinweis auf eine mögliche „Radikali¬ 
sierung“ islamischer Schüler sofort den 
Strafverfolgungsbehörden zu melden. 

Die Bewegung der salafiyya ist 
Jahrhunderte alt und stellte immer 
eine Randerscheinung im Islam dar. 
Neben der Tradition des Islam als auf 
philosophischer Debatte basierenden 
unterschiedlichen Rechtssystemen ei¬ 
nerseits, der nach Ansicht ihrer Träger 
auf intuitivem inneren Wissen beruhen¬ 
den mystischen Tradition der Sufis an¬ 
dererseits, stellt sie eine dritte Variante 
dar. Ihr zufolge ist alles rechtgläubige 
Verhalten von Muslimen am überlie¬ 
ferten, vorbildlichen Handeln des Pro¬ 
pheten und der auf ihn folgenden bei¬ 
den Generationen zu messen, die als 
„as-salaaf“, Vorfahren, bezeichnet wer¬ 
den. Der Islamwissenschaftler Thomas 
Bauer hat gezeigt, dass der Aufstieg 
traditionalistischer Strömungen in den 
Mainstream des Islam erst im 19. Jahr¬ 
hundert, nach dessen kolonialistisch 
geprägter Begegnung mit dem Westen, 


Die schwarz-rosa Bundesregierung 
liebt den Superlativ. Natürlich führt 
die Kanzlerin die erfolgreichste Bun¬ 
desregierung seit der Erfindung der 
Schriftsprache. Und natürlich ging es 
den Menschen noch nie so gut wie un¬ 
ter Frau Merkel und Herrn Gabriel. 
Der 329 Milliarden schwere Bundes¬ 
haushalt 2017 sei „ein starkes Signal für 
Generationengerechtigkeit“, verkündet 
der haushaltspolitische Sprecher der 
CDU, Eckhard Rehberg. Denn Dank 
der schwäbischen Hausfrau im Finanz¬ 
ministerium (und der Nullzinspolitik 
der EZB) hat die „GroKo“ wieder ein¬ 
mal den feuchtesten ihrer Träume rea¬ 
lisiert: Die Schwarze Null, das mittels 
Schuldenbremse in den Verfassungs¬ 
rang erhobene höchste Ziel neolibera¬ 
ler Regierungskunst, darf ein weiteres 
Jahr bejubelt werden. 

Was zählen da die Löcher in den 
Straßen, die 2 500 maroden Brücken im 
Lande, die Schulen, in denen der Unter¬ 
richt aus und der Putz von den Decken 
fällt, die Misere in Krankenhäusern und 
Pflegeeinrichtungen, die wachsende Ar¬ 
mut im Lande, die Altersversorgung, die 
vor die Wand fährt, der Klimawandel, 
der den Globus unbewohnbar macht? 
Alles kein Thema, Hauptsache es gibt 
die Null. Die Kohlsche Fata Morgana 
der „blühenden Landschaften“ ist auf 
die Banalität eines Rechnungssaldos, 
auf einen kleinen schwarzen Kringel 
geschrumpft. Die große Koalition habe 
„mit dem Verzicht auf neue Kredite 
das Anwachsen des Schuldenberges zu 
Lasten der Kinder gestoppt“, schwärmt 


erfolgte. Das ist nicht nur von histori¬ 
scher Bedeutung. Marc Thörner hat in 
seinen beiden Büchern „Afghanistan- 
Code“ (2010) sowie „Die arabische 
Revolution und ihre Feinde“ (2012) 
belegt, wie es im 19. Jahrhundert in 
den kolonial unterworfenen arabisch¬ 
islamischen Gesellschaften zu einem 
Bündnis zwischen Kolonialoffizieren 
und fundamentalistischen, bis dahin 
völlig minoritären islamischen Grup¬ 
pierungen kam, die ein großes gemein¬ 
sames Interesse einte: die Söhne und 
Töchter der Unterjochten auf keinen 
Fall auf die Idee kommen zu lassen, 
die angeblich universalen, in Wahrheit 
aber immer schon unerfüllbaren Ver¬ 
sprechen der bürgerlichen Gesellschaft 
angeborener Menschenrechte auf Frei¬ 
heit, Gleichheit und Geschwisterlich- 
keit gälten auch für sie. Das wollten 


Rehberg. Und ihnen dabei das Land ru¬ 
iniert, wäre zu ergänzen. 

Natürlich weiß selbst Rehberg, dass 
die Vorstellung eines schuldenfrei¬ 
en kapitalistischen Staates ein grober 
Unfug ist. Zumal in Zeiten, in denen 
das Finanzministerium durch Geldlei¬ 
hen Milliardenbeträge kassiert. Laut 
Handelsblatt rentieren 73 Prozent al¬ 
ler Bundesschulden negativ. Das Ber- 
lin-Brüssel-Frankfurter Eurokrisen- 
Management („Die Krise als Chance“) 
hat, wie das Leibniz-Institut für Wirt¬ 
schaftsforschung errechnet hat, für die 
Bundesrepublik seit 2010 eine Zins¬ 
kostenentlastung von rund 100 Milli¬ 
arden Euro gebracht. Und Millionen 
Europäer ins Elend gestürzt. Wenn es 
um Destruktion geht, war die deutsche 
Bourgeoisie noch nie national borniert. 

Irgendwo müssen die „Anleger“ 
ja hin mit ihrer Kohle. Wenn die „Fi¬ 
nanzartisten“ schon viel Geld zahlen, 
um ihr Zusammengerafftes irgend¬ 
wo sicher parken zu können, zeigt das 
ziemlich klar, dass die tatsächliche Ab¬ 
wesenheit von Staatsschulden für den 
einflussreichsten Teil unserer Gesell¬ 
schaft geradezu eine Horrorvorstel¬ 
lung wäre. Selbstverständlich könnte 
man ausreichend Steuern erheben, um 
eine solide Staatsfinanzierung zu ge¬ 
währleisten. Das private Vermögen in 
der Bundesrepublik beträgt mehr als 
8 500 Milliarden Euro. Reichlich also. 
Nebenbei: Eine Schwarze Null ließe 
sich ja auch durch höhere Einnahmen 
erreichen. Aber dann müssten die Da¬ 
men und Herren mit den tiefen Taschen 


beide Seiten nicht. Diese grundlegen¬ 
den Ideen der kolonialen Administra¬ 
tionen des britischen und französischen 
Imperialismus finden sich noch heute 
in den „field manuals“ Handbüchern 
der Aufstandsbekämpfungsstrategen in 
Afghanistan. Historisch hatte der fun¬ 
damentalistische Islam eine Chance auf 
Hegemonie in seinen Gesellschaften 
erst aufgrund dieser Machtkoalition 
mit dem Kolonialismus. Zum Ausdruck 
kam und kommt das bis heute in der je 
nach Umständen durchaus möglichen, 
zeitweiligen, bedenkenlosen Koopera¬ 
tion imperialistischer Politik mit islami¬ 
schen „freedom-fighters“ (Ronald Re¬ 
agan über die Vorläufer der heutigen 
Taliban) bis hin zum IS, wenn es in den 
eigenen imperialistischen Kram passt. 

Von alledem wusste Enes G. na¬ 
türlich nichts. Den Koran zu vertei- 


zahlen und könnten nicht kassieren. 
Daher ist diese Variante einigermaßen 
unbeliebt. So unbeliebt, dass Wolfgang 
Schäuble, gewissermaßen als Ausgleich 
und Entschuldigung für seine frevel¬ 
haften Renditegewinne, der Finanz¬ 
branche die deutsche Infrastruktur dar¬ 
geboten hat. („Die Krise als Chance“). 

Selbstredend könnte Schwarz-Ro¬ 
sa das Geld zur Sanierung der Infra¬ 
struktur leihen, wenn sie es den obe¬ 
ren 1 Prozent schon nicht abknöpfen 
mag, das würde sogar weitere Milliar¬ 
den Renditegewinne in Schäubles Kas¬ 
se spülen. Aber das würde das zentrale 
Problem nicht lösen: 25 Jahre „Globa¬ 
lisierung“ haben gigantische Vermögen 
geschaffen - aber keineswegs die da¬ 
für erforderlichen profitablen Anlage¬ 
möglichkeiten. Da kommt die marode 
Infrastruktur ja wie gerufen. Der ent¬ 
scheidende Punkt: Wie immer bei der 
Privatisierung, irgendjemand muss die 
Profite zahlen. Dreimal darf geraten 
werden, wer das sein soll. 

Weniger knickrig geht es traditi¬ 
onell bei der Rüstung zu. Wie schon 
von der Kriegsministerin angekündigt 
(„Die Krise als Chance“), möchte man 
die (Bomben-)Lücke nutzen, die vom 
zukünftigen US-Präsidenten - mögli¬ 
cherweise - eröffnet wird. Sollte Do¬ 
nald Trump tatsächlich keine Lust auf 
Krieg verspüren, Kanonen-Uschi steht 
bereit Deutschland auch in Afrika und 
im südchinesischen Meer zu verteidi¬ 
gen. Damit das auch klappt, braucht es 
Geld. Viel Geld. 130 Milliarden Euro 
hat die Frontfrau der neuen Wehr- 


len - was konnte daran schlecht sein? 
Dass Pierre Vogel ausgerechnet zu 
dem Flügel salafistischer deutscher 
Muslime gehört, die den IS und sein 
Dschihad-Konzept vehement ableh¬ 
nen - er hat es wohl nicht bemerkt. Er 
wollte etwas leisten, kämpfen, aktiv 
werden für eine Sache, die ihm dring¬ 
lich, notwendig, gerecht schien. Er 
sah, suchte, fand diese Sache in Frank¬ 
furt nicht. Auch wir konnten sie ihm 
nicht zeigen. „Märtyrer“ im Heiligen 
Krieg zu werden kann einem 16-Jäh¬ 
rigen attraktiver erscheinen, als eine 
Ausbildung zum Beispiel als Gebäu¬ 
dereiniger zu absolvieren und dann 
vermeintlich ereignislos zu malochen 
bis zu Rente. 

Hans Christoph Stoodt 
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macht schon mal gefordert. 36,6 Milli¬ 
arden Euro werden im Haushalt 2017 
ausgewiesen. Damit steigt die Kriegs¬ 
kasse stärker als der Gesamthaushalt. 
Aber ob das reicht, ist fraglich. Es dürf¬ 
te bald ein neues Jammern und Klagen 
der Kriegspartei zu hören sein. 

Auch nach dem Selbstverständnis 
der Bürgerlichen ist Politik unmittel¬ 
bar mit Geld verknüpft. Die „General¬ 
debatte“ findet daher in direktem Zu¬ 
sammenhang mit der Verabschiedung 
des Haushaltes statt. So erscheinen die 
politischen Entscheidungen als Folge 
selbstgeschaffenen haushaltstechni¬ 
scher Restriktionen und Zwänge. Der 
Unmut soll sich am Sachzwang die 
Zähne ausbeißen, an der Formel, dass 
es keine Alternative gebe. 

Wie nun auch Donald Trump zeigt, 
verfängt diese neoliberale Strategie im¬ 
mer weniger. Frau Merkel hat die In¬ 
differenz zum persönlichen Programm 
erhoben. Immer wenn sie tatsächlich 
Farbe bekannt hatte, ist sie gescheitert. 
Auch dieser Haushalt ist kein „starkes 
Signal“ für irgendeine Form von Ge¬ 
rechtigkeit, sondern die zum Gesetz er¬ 
hobene Weigerung sich den politischen 
und ökonomischen Herausforderungen 
des 10. Krisenjahres zu stellen. Sahra 
Wagenknecht hat eine couragierte 
Rede gehalten. Aber so lange die „So¬ 
zialdemokratie“ die neoliberale Zu¬ 
richtung mitträgt und die kommunisti¬ 
sche Herausforderung schwach bleibt, 
wird es die AfD sein, welche diese Steil¬ 
vorlage verwandeln kann. 

Klaus Wagener 


Selbstbedienung der 
„großen“ Parteien 

„Auch wenn die SPD in NRW nun die 
umstrittenen Sponsorengespräche mit 
ihren Spitzenpolitikern einstellt: Das 
Problem der Selbstbedienung der gro¬ 
ßen’ Parteien aus Steuermitteln und die 
Finanzierung rechter und rassistischer 
Parteien ist damit nicht vom Tisch“, er¬ 
klärte Siw Mammitzsch, Spitzenkandi¬ 
datin der DKP zu den Landtagwahlen 
in NRW. 

„CDU und SPD haben sich je mit 
über 40 Millionen Euro in diesem Jahr 
aus Steuermitteln bedient. Die AfD 
wurde mit etwa fünf Millionen staatli¬ 
cher Unterstützung ebenfalls großzü¬ 
gig bedacht. Diese insgesamt etwa 140 
Millionen Euro jährlich werden für so¬ 
ziale Projekte bitter gebraucht.“ Die 
DKP erhält übrigens keinerlei staatli¬ 
che Mittel. 

Gegen Verbot der PKK 

Im Vorfeld der Innenministerkonfe¬ 
renz am vergangenen Montag in Saar¬ 
brücken hatte das bundesweite Bünd¬ 
nis NO IMK zu einer Demonstration 
aufgerufen. Für die DKP sprach Vol¬ 
ker Jung. In seiner Rede führte er u. a. 
aus: 

„Als DKP erklären wir laut und 
deutlich: Die PKK ist keine Terroror¬ 
ganisation, sie ist eine Kraft des Wi¬ 
derstands gegen Erdogan-Diktatur 
und IS-Terror. Solidarität mit den De¬ 
mokraten der Türkei und dem kurdi¬ 
schen Volk. Das heißt für uns Kampf 
gegen das PKK-Verbot, Kampf gegen 
die Flüchtlingspolitik Merkels, Kampf 
gegen die Kriegspolitik der Bundesre¬ 
gierung, die den Krieg in Syrien weiter 
anheizt. Die DKP ruft dazu auf, sich 
an den Aktionen zur Solidarität mit 
den Linken in der Türkei und der kur¬ 
dischen Bewegung zu beteiligen. Wir 
würden uns freuen wenn viele Men¬ 
schen zu uns kommen, um die solida¬ 
rische Arbeit für die Unterdrückten 
dieser Welt gemeinsam zu gestalten 
und zu stärken.“ 

Veranstaltung 

unterbunden 

Am 17. November wollte in Bremen der 
Verband der Studierenden aus Kurdi¬ 
stan in der Hochschule die Infoveran¬ 
staltung „DITIB - Die Marionetten 
Erdogans?“ ausrichten. Der Studien¬ 
dekan bemängelte, dass kein Logo des 
AStA auf dem Flyer zur Veranstaltung 
sei und dass das Logo des Verbands 
der Studierenden aus Kurdistan nicht 
deutlich genug erkennbar sei. Mit die¬ 
ser Begründung wurde der Veranstalter 
darüber in Kenntnis gesetzt, dass die 
Veranstaltung nicht in dem von ihm 
dafür reservierten Raum stattfinden 
dürfe und ihm dementsprechend auch 
nicht der Schlüssel ausgehändigt wer¬ 
den würde. 

Der AStA der Hochschule erklärte 
daraufhin: „Wir sind fassungslos über 
dieses erneute repressive Verhalten der 
Hochschule. Die Hintergründe konn¬ 
ten trotz wiederholter Nachfrage an 
unterschiedlichen Stellen der Hoch¬ 
schule nicht aufgeklärt werden. Die 
Begründungen seitens der Hochschu¬ 
le sind mehr als grotesk und können die 
Drohung einer polizeilichen Räumung 
nicht im Ansatz rechtfertigen“. 

Giftmülldeponie 
wird geöffnet 

Die Bezirksregierung hat den Plänen 
für den Ausbau der Autobahn Al zwi¬ 
schen Köln-Niehl und dem Autobahn- 
Kreuz Leverkusen-West die Geneh¬ 
migung erteilt. Damit erlaubt sie dem 
Straßenbau-Betrieb, im Rahmen der 
Bau-Maßnahmen BAYERs ehemali¬ 
ge Dhünnaue-Giftmülldeponie wie¬ 
der zu öffnen. „Es ist unverantwort¬ 
lich von der Bezirksregierung, Stra- 
ßen.NRW Hand an BAYERs Giftgrab 
legen zu lassen. In der Deponie lagern 
Millionen Tonnen Schwermetalle wie 
Quecksilber, Blei und Arsen und wei¬ 
tere hochgefährliche Substanzen und 
Chemikalien“, kritisiert Antonius Mi¬ 
chelmann von der Coordination ge¬ 
gen Bayer-Gefahren. (CBG). Selbst 
aus der Deponie, deren Abdichtung 
acht Jahre in Anspruch nahm und 
viel Geld verschlang, trete noch Gas 
aus, gibt der CBG-Geschäftsführer zu 
bedenken. 


Schwarz-rosa Schlaraffenland 

ln der Generaldebatte des Bundestags wird die fiskalische Null gefeiert 
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Mehr Bootsflüchtlinge 

Die Zahl der seit Jahresbeginn in Ita¬ 
lien angekommenen Bootsflüchtlinge 
hat einen neuen Höchststand erreicht. 
Bis Montag wurden den Behörden des 
Landes zufolge bereits mehr als 171 000 
Flüchtlinge bei der Überfahrt aufgegrif¬ 
fen und nach Italien gebracht. Bisheriges 
Rekordjahr war 2014 mit 170100 Men¬ 
schen. Nach UN-Angaben kamen seit 
Jahresbeginn mindestens 4690 Männer, 
Frauen und Kinder beim Versuch, mit 
dem Boot überzusetzen, ums Leben. 

EU-Militäreinsatz 

verlängert 

Der „Anti-Piraten-Einsatz“ der EU am 
Horn von Afrika ist um zwei Jahre ver¬ 
längert worden. Trotz „erheblicher Fort¬ 
schritte“ im Kampf gegen Piraterie sei 
die Gefahr nicht vollständig gebannt, 
erklärte die EU am Montag. 

Mehr Binnenflüchtlinge 

Mehr als eine halbe Million Menschen 
sind in diesem Jahr in Afghanistan vor 
dem Krieg aus ihren Dörfern geflohen. 
Laut UNO wurden bis zum 27. Novem¬ 
ber 511 762 Menschen als Binnenver¬ 
triebene registriert. Zu Beginn des Jah¬ 
res hatte die UNO noch mit 250 000 
gerechnet. 

Israel bombardiert 
Golanhöhen 

Israels Luftwaffe hat in der Nacht zum 
Montag ein Gebäude auf den syrischen 
Golanhöhen bombardiert. Es handele 
sich um eine ehemalige UNO-Einrich- 
tung, die von Verbündeten des IS als 
Einsatzzentrale genutzt werde, teilte 
das israelische Militär mit. 

Neue Regierung 

Dänemark wird künftig von einer Drei- 
Parteien-Koalition regiert. Nach einer 
Woche Verhandlungen haben die Kon¬ 
servativen und die Liberale Allianz 
zugestimmt, gemeinsam mit der Mit- 
terechts-Partei Venstre von Minister¬ 
präsident Lars Lpkke Rasmussen eine 
Regierung zu bilden. 

Auf EU-und NATO-Kurs 

Vier Wochen nach der Parlaments¬ 
wahl in Georgien ist die neue Regie¬ 
rung von Ministerpräsident Georgi 
Kwirikaschwili im Amt bestätigt wor¬ 
den. Das Land wolle weiterhin Mitglied 
in EU und NATO werden, sagte Kwi¬ 
rikaschwili bei der Vertrauensabstim¬ 
mung im Parlament. Zugleich wolle 
Georgien das Verhältnis zu Russland 
normalisieren. 

Schweizer stimmten 
über Atomkraft ab 

Mit 54,2 Prozent haben sich die Schwei¬ 
zer in einer Volksabstimmung gegen 
einen „schnellen“ Ausstieg aus der 
Atomkraft entschieden. Die Grünen 
hatten ein Ende der Atomkraft bis 2029 
gefordert. Für die Atomausstiegsiniti¬ 
ative votierten am Sonntag 45,8 Pro¬ 
zent der Wahlberechtigten. Dem Vor¬ 
stoß waren in Umfragen gute Chancen 
eingeräumt worden. Damit ist zum wie¬ 
derholten Mal eine Anti-Atom-Initiati¬ 
ve gescheitert. Die Wahlbeteiligung lag 
bei knapp 45 Prozent. 

Die Befürworter des Referendums 
hatten auf das hohe Alter der Schwei¬ 
zer Reaktoren und das Risiko von 
Atomunfällen hingewiesen. Drei der 
fünf Atomkraftwerke gehören zu den 
ältesten der Welt. 

Mehr Vollmachten 
für Elitetruppe 

US-Präsident Obama will einer mili¬ 
tärischen Eliteeinheit mehr Vollmach¬ 
ten geben. Die Kommandoeinrichtung 
JSOC solle zu einer weltweit agieren¬ 
den Spionage- und Kommandoaktions- 
Einheit ausgebaut werden, „umTerror- 
zellen aufzuspüren“, wie die „Washing¬ 
ton Post“ schrieb. 

Die Operationen könnten über 
Kriegsschauplätze wie den Irak, Liby¬ 
en, oder Syrien hinausgehen, wo das 
Joint Special Operations Command in 
der Vergangenheit heimliche Missio¬ 
nen durchführte. Das JSOC führt auch 
Drohnenangriffe aus und koordinierte 
die Tötung von Osama bin Laden im 
Mai 2011. Es ist dem Kommando für 
Spezialoperationen SOCOM unterstellt. 


Kopf-an-Kopf-Rennen 

Beim Referendum in Italien könnte Linke entscheidend sein 



A m 4. Dezember sind die rund 46 
Millionen Wähler Italiens aufge¬ 
rufen, in dem von Premier Mat- 
teo Renzi angesetzten Referendum 
über die Entmachtung des Senats als 
zweiter Parlamentskammer abzustim¬ 
men. Für den Fall einer Ablehnung hat¬ 
te Renzi seinen Rücktritt angekündigt. 
Er argumentiert u.a., dass die Beschnei¬ 
dung der Kompetenzen des Senats und 
Reduzierung seiner Mitglieder von 315 
auf 100 mehrere Milliarden Euro ein¬ 
spare. Die Entmachtung des Senats 
erlaube eine effizientere Arbeit, da 
Entscheidungen des Regierungschefs 
und des Parlaments nicht mehr durch 
die zweite Kammer blockiert werden 
könnten. 

Die extreme Rechte Italiens - 
die Forza Italia (FI) von Ex-Premier 
Berlusconi, die rassistische Lega Nord 
und die faschistischen Fratelli (=Brü- 
der) - will dem Premier eine Nieder¬ 
lage bereiten, über den weiteren Ver¬ 
lauf sind sie sich nicht einig. Während 
Lega-Chef Salvini Neuwahlen fordert, 
setzt Berlusconi auf eine Übergangsre¬ 
gierung unter Einschluss seiner FI. Mit 
einem „No“ will auch die Protestbewe¬ 
gung Fünf Sterne (M5S), den Premier 
stürzen und bei Neuwahlen gegen die 
PD antreten. 

Auch die Linken in und außerhalb 
der regierenden Partito Democratico 
(PD) lehnen die Reform mehrheitlich 
ab. Sie sei undemokratisch auf den Weg 
gebracht worden, weil Renzi parallel 
ein Wahlgesetz, das sogenannte Itali- 
cum, durchsetzte, das der Siegerpartei, 
wenn sie 40 Prozent der Stimmen er¬ 
reicht, 340 der 630 Sitze im Parlament 
zugesteht. Über diese verfügt derzeit 
die PD. Da keine Wahlbündnisse (Lis¬ 
tenverbindungen) mehr zugelassen sind 
und eine Sperrklausel von drei Prozent 
besteht, haben die Linken außerhalb 
der PD kaum eine Chance ins Parla¬ 
ment zu kommen. Während die drei 
großen Gewerkschaften CGIL. CISL 
und UIL sich zurückhalten, sind die Ba¬ 
sisgewerkschaften (Cobas und UsB) für 
ein „No“ beim Referendum. 

In der vergangenen Woche lief der 
Wahlkampf nochmals auf Hochtouren 
an. Stimmen aus dem Industriellenver- 
band Confindustria und aus Brüssel 
warnten, ein „No“ könne den Austritt 
Italiens aus der Euro-Zone bedeuten 
und die Krise der EU verschärfen. Auch 


um die Friedensbewegung, deren Stim¬ 
men 2014 zu Renzis EU-Wahlsieg mit 
40 Prozent beitrugen, wurde geworben. 
Die Bekanntgabe, dass die Militäraus¬ 
gaben in den vergangenen Jahren auf 
23 Milliarden Euro anstiegen und der¬ 
zeit täglich 64 Millionen Euro allein 
für Kampfjets, Raketen und Flugzeug¬ 
träger ausgegeben werden, könnte der 
„No“-Front auch Wähler aus der Frie¬ 
densbewegung zuführen. 

Berlusconi erklärte, er werde Ren¬ 
zi im Fall einer Niederlage helfen, im 
Amt zu bleiben. Denn bei einem Fort¬ 
bestand des Senats als zweiter Parla¬ 
mentskammer hätte dieser, wenn er im 
Amt bliebe, dort keine Mehrheit und 
wäre auf die Fl-Stimmen angewiesen. 
Der politisch abgewirtschaftete Ex-Pre¬ 
mier wittert eine Chance, mit seiner FI 
an die Regierung zurückzukehren. Ren¬ 
zi hat die PD-Minderheit gewarnt, ein 
„No“ werde der extremen Rechten Auf¬ 
trieb verschaffen. Im Gegenzug erklärte 
auch Kulturminister Dario Franceschi- 
ni, nach einer Niederlage solle Renzi 
im Amt bleiben und die PD müsse sich 


hinter ihn stellen, um den Bestand der 
Regierung zu sichern. 

In der Endphase wird um die Stim¬ 
men der Italiener im Ausland gebuhlt, 
das sind 4,8 Millionen. Neben den 
USA und der Schweiz ist Deutschland 
mit 616000 hier lebenden Italienern 
wichtiges Wahlkampfterrain. Allein in 
München, wo 25 000 Italiener ansäs¬ 
sig sind, fanden bisher fünf Veranstal¬ 
tungen statt, auf denen Befürworter 
und Gegner der Senatsreform sich oft 
scharf auseinandersetzten. Zu ihnen ge¬ 
hörte der frühere PD-Sekretär Pierlu- 
igi Bersani, ein Befürworter des „No“. 
Zu einer Werbetour für ein „Si“ durch 
Westeuropa war die PD-Parlamentarie¬ 
rin Laura Garavini u.a. in Berlin, Stutt¬ 
gart sowie Bern und London unterwegs. 
Am vergangenen Wochenende hatte 
die Leiterin der „Akademie der Natio¬ 
nen“ der Caritas München, Norma Mat- 
tarei, vom linken Verein „Rinascita“ zu 
einem Meeting eingeladen, auf dem die 
Vorsitzende der Auslandsorganisation 
der PD in München, Cecilia Musini 
ebenfalls für Renzi die Werbetrommel 


rührte. Norma Mattarei machte geltend, 
dass es Renzis Ziel sei, die neoliberalen 
Interessen der Wirtschaft besser durch¬ 
zusetzen. Die Reform lenke von der Ar¬ 
beitslosigkeit, der Wirtschaftskrise, der 
öffentlichen Verschuldung, der Krimi¬ 
nalität, der Ineffizienz der öffentlichen 
Verwaltung und der Justiz ab. Die be¬ 
kannte Publizistin der in München er¬ 
scheinenden italienischen Zeitschrift 
„Rinascita flash“ appellierte für ein 
„Nein“ - gegen die rechte und gewerk¬ 
schaftsfeindliche Politik des Premiers. 

Die Veranstaltung in München wie 
auch an anderen Orten spiegelte die 
Unzufriedenheit der Immigranten mit 
der Politik der seit 2013 regierenden so¬ 
zialdemokratischen PD Renzis wider. 
Viele werfen ihr vor, dass auch sie den 
Auswanderungen kein Ende gesetzt 
hat und wollen deshalb mit „No“ stim¬ 
men. Wie die Fondazione Migrantes im 
Oktober meldete, mussten allein 2015 
wieder 107529 Italiener auswandern, 
10 000 mehr als im Vorjahr. Darunter 
waren 40 000 Jugendliche. 

Gerhard Feldbauer 


Gerangel unter Abgreifern 

Saakaschwilis Versuch, Karriere in der Ukraine zu machen 



Anfang November trat der Gouver¬ 
neur der ukrainischen Stadt Odessa zu¬ 
rück, nach seinen eigenen Worten des¬ 
wegen, weil er durch die ukrainische 
Regierung an der Bekämpfung der 
Korruption gehindert wird. Richtig ist 
daran, dass die ukrainische Regierung 
an einer Bekämpfung der Korruption 
nicht interessiert ist. 

Möglicherweise ist es Saakaschwi- 
li nicht gelungen, sich einen befriedi¬ 
genden Anteil an Korruptionseinnah¬ 
men in Odessa zu sichern, worauf seine 
Auseinandersetzungen mit dem Olig¬ 
archen Kolomojskij und dem Bürger¬ 
meister von Odessa, Truchanow, hin- 
weisen. Man sollte sich auch daran er¬ 
innern, dass zu den Straftatbeständen, 
wegen denen gegen den früheren ge¬ 
orgischen Präsidenten Saakaschwili in 
Georgien ermittelt wurde, neben der 
Misshandlung von Gefangenen auch 
die Verwendung von öffentlichen 
Geldern zu seinem persönlichen Nut¬ 
zen zählt. Auch in der Ukraine wur¬ 
de inzwischen bei der Generalstaats¬ 
anwaltschaft ein Verfahren gegen ihn 
angestrengt, weil er beim Verkauf eines 
Werks in Odessa den Verkaufspreis ge¬ 
drückt haben soll, mit einem angebli¬ 
chen Schaden für die Staatskasse von 
250 Mio. Dollar. Urheber dieses Ver¬ 
fahrens sind Abgeordnete des ukrai¬ 
nischen Parlaments vom „Block Petro 
Poroschenko“ und der „Vaterlandspar¬ 


tei“ Timoschenkos. Ein weiterer Hin¬ 
weis auf interne Auseinandersetzun¬ 
gen um Einflusssphären und Mittel. 
Weder der Krieg gegen den Donbass 
noch der Einfluss oligarchischer Clans 
steht bei irgendeinem der Beteiligten 
in Frage. 

Gleichzeitig mit Saakaschwili ist 
auch der Odessaer Polizeichef und 
ehemalige stellvertretende Innenmi¬ 
nister von Georgien, Lortkipanidse, 


zurückgetreten. In seine Verantwor¬ 
tung fallen die Polizeieinsätze gegen 
Demonstranten etwa bei Gedenkver¬ 
anstaltungen für die Opfer des Angriffs 
auf das Gewerkschaftshaus durch Fa¬ 
schisten am 2. Mai 2014 - gegen die 
Täter wurde bis heute nicht vorgegan¬ 
gen - oder auf Veranstaltungen zum 
Tag des Sieges am 9. Mai. 

Plausibel klingt die These, dass das 
Gouverneursamt in Odessa für Saa¬ 


kaschwili nur ein Sprungbrett in die 
ukrainische Politik sein sollte. Als im 
April 2016 der ukrainische Premiermi¬ 
nister Jazenjuk sich nicht mehr halten 
konnte, hatte sich Saakaschwili mög¬ 
licherweise einen Aufstieg erhofft. Zu 
diesem Zeitpunkt traf er sich mit dem 
damaligen US-Botschafter in der Uk¬ 
raine, Geoffrey Pyatt, scheint jedoch 
nicht näher in Betracht gezogen wor¬ 
den zu sein. Stattdessen wurde der bis¬ 
herige Parlamentspräsident Grojsman 
Ministerpräsident, dessen Nachfolger 
wiederum der offene Faschist Parubij. 

Nachdem eine mögliche Rückkehr 
Saakaschwilis in die georgische Poli¬ 
tik durch eine Niederlage seiner Par¬ 
tei bei den dortigen Wahlen im Okto¬ 
ber unmöglich wurde, unternimmt er 
nun wohl einen Versuch, in der ukra¬ 
inischen Politik aufzusteigen. Er hat 
die Gründung einer neuen Partei ange¬ 
kündigt, hat eine Kundgebung in Kiew 
organisiert und zu vorzeitigen Neu¬ 
wahlen aufgerufen. Damit begibt er 
sich in Konkurrenz - oder auch in eine 
Zusammenarbeit - mit solchen rechts¬ 
extremen oder faschistischen Parteien 
wie Swoboda, der „Radikalen Partei“ 
oder der „Vaterlandspartei“. Und nicht 
umsonst hat er sich kürzlich seiner be¬ 
reits langjährigen Bekanntschaft mit 
dem neugewählten US-Präsidenten 
Trump gerühmt. 

Renate Koppe 
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Dschihadisten verlieren Kontrolle 

Aleppo: Syrische Armee in der Offensive 



Das Vordringen der syrischen Armee in den Ostteil Aleppos ermöglicht Tausenden von Zivilisten, der Kontrolle der 
Dschihadisten zu entkommen (28. November 2016). 


A ls vor vier Jahren bewaffnete 
Dschihadisten Aleppo angrif- 
fen und das Weltkulturerbe der 
Stadt in Flammen aufging, konnte nie¬ 
mand ahnen, wie dieser Krieg weiterge¬ 
hen würde. Die Dschihadisten setzten 
sich im Ostteil der Stadt fest und vom 
Umland kamen weitere Angreifer, die 
versuchten, Aleppo von der Versorgung 
abzuschneiden. Nach langen Kämpfen 
gelang es der syrischen Armee, die Ver¬ 
sorgung der Stadt zu sichern und die 
Dschihadisten im Osten von Aleppo 
von ihren Unterstützern im Umland 
abzuschneiden. 

Mit erneuten Angriffen in der letz¬ 
ten Woche verstärkte die syrische Ar¬ 
mee ihren militärischen Druck auf 
die Dschihadisten. Dabei erreichte sie 
überraschend schnelle Erfolge - ca. 40 
Prozent des Gebiets, das zuvor besetzt 
war, sind mittlerweile unter Kontrol¬ 
le der Armee und ihrer Verbündeten. 
Dazu gehört auch ein großes Wasser¬ 
werk, so dass die Wasserversorgung von 
Aleppo wiederhergestellt werden kann. 

Mit den neuen militärischen Erfol¬ 
ge gelingt es Tausenden von Zivilisten, 
der Kontrolle der Dschihadisten zu ent¬ 
kommen und die Posten der syrischen 
Armee zu erreichen. Die USA und 
ihre Verbündeten im Krieg gegen Syri¬ 
en versuchten auf verschiedenen Ebe¬ 
nen, die syrischen Erfolge zu begrenzen. 
Zu den politischen Aktivitäten gehör¬ 
te eine Sitzung der UN zur humanitä¬ 
ren Situation in Syrien. Erneut brachte 
die ständige Vertreterin der USA bei 
den UN, Samantha Power, ihre Klagen 
über Menschenrechtsverletzungen und 
Kriegsverbrechen gegen 13 hochran¬ 
gige Vertreter der Regierung und des 
Militärs vor. Damit dürfte sie vor allen 
Dingen versuchen, die Politik des neu 
gewählten Präsidenten Trump gegen¬ 
über Syrien festzulegen - ganz im Sin¬ 
ne des US-Außenministers Kerry. 

Trotz des Vorwurfs, Russland und 
Syrien würden sich mit ihren Angrif¬ 
fen auf Aleppo auf eine militärische 
Lösung des Konflikts festlegen, orga- 


Knapp neun Monate und drei Wahlgän¬ 
ge lang dauert die Bundespräsidenten¬ 
wahl nun schon in Österreich. An die¬ 
sem Sonntag können die knapp 6,4 Mil¬ 
lionen Wahlberechtigten entscheiden, 
welchen der zwei neoliberalen Vertre¬ 
ter der wirtschaftlichen Eliten sie in das 
höchste Amt des Staates schicken wol¬ 
len. Nicht nur in der Weltmacht USA, 
auch im kleinen Österreich ist der kon¬ 
servative neoliberale Rechtsruck so weit 
fortgeschritten, dass auf der parlamen¬ 
tarischen Ebene nur noch zwei Vertre¬ 
ter des neoliberalen Flügels des Kapitals 
zur Auswahl gestellt werden. Keynesia- 
nische Vertreter oder gar Interessenver¬ 
treter der Arbeiterklasse sind längst im 
parlamentarischen Aus. Und trotzdem 
ist es für fortschrittliche Kräfte nötig, 
zur Wahl zu gehen. 

Bei der Stichwahl am 22. Mai, deren 
Ergebnis von Hofer und seiner Partei, 
der FPÖ, erfolgreich angefochten wur¬ 
de, bekam der Grüne Van der Bellen 50,3 
Prozent der abgegebenen Stimmen, Nor¬ 
bert Hofer 49,7 Prozent, ein Unterschied 
von ca. 30 000 Stimmen. 

Anders als in Deutschland, ver¬ 
fügt der Bundespräsident in Öster¬ 
reich über hohe Machtbefugnisse. Er 
bestellt den Kanzler und auf dessen 
Vorschlag die Minister, kann den Na¬ 
tionalrat auflösen und Neuwahlen ini¬ 
tiieren, ist oberster Befehlshaber des 
Heeres, hat unter bestimmten Bedin¬ 
gungen ein Notverordnungsrecht und 
maßgeblichen Einfluss bei der Bestel¬ 
lung des Verfassungsgerichtshofes, den 
Hütern der Verfassung. 

Bisherige Bundespräsidenten - alle 
Parteigänger der regierenden Koalitio¬ 
nen - haben sie nicht genutzt. Universi¬ 
tätsprofessor Alfred Noll weist aber zu 


nisieren die UN - entgegen diverser 
Resolutionen - schon lange keine Ge¬ 
spräche mehr zwischen Regierung und 
Opposition. Russland und Syrien beto¬ 
nen, es sei entscheidend, den politischen 
Prozess wiederzubeleben. Deshalb gibt 
es mittlerweile Versuche, derartige Ge¬ 
spräche außerhalb der UN zu organisie¬ 
ren. Schon seit längerem ist eine Kon¬ 
ferenz in Damaskus im Gespräch. Im 
Rahmen der Nationalen Versöhnung 
werden weiterhin lokale Konflikte in 
Waffenstillständen und Übereinkünf¬ 
ten gelöst. 

Die Türkei, USA und ihre Verbün¬ 
deten belassen es nicht dabei, den po¬ 
litischen Prozess zu beeinflussen und 
zu verzögern. Zu neuen Brennpunkten 
werden die militärischen Entwicklun¬ 
gen um al-Raqqa und al-Bab. Zu der 
Offensive auf al-Raqqa - der Haupt¬ 
stadt des IS in Syrien - erklärte der 


Recht auf die ungeheuren Spielräume 
eines Bundespräsidenten hin, wenn der 
diese nutzen will. Im Wahlkampf hatte 
Norbert Hofer laut „Die Presse“ „damit 
gedroht die Regierung zu entlassen, soll¬ 
te diese seinen Ideen als Staatsoberhaupt 
nicht folgen.“ „Sie werden sich noch wun¬ 
dern, was einem Bundespräsidenten al¬ 
les möglich ist!“ hatte Hofer in einem In¬ 
terview geantwortet, was von vielen als 
Drohung aufgefasst wurde. Van der Bel¬ 
len hingegen hatte ursprünglich verlau¬ 
tet, er werde FPÖ-Chef Heinz-Christian 
Strache im Zweifelsfall nicht zum Kanz¬ 
ler ernennen, hatte seine Aussage dann 
aber leicht abgeschwächt. 

„Wer Norbert Hofer als Bundes¬ 
präsident verhindern will, muss Van der 
Bellen wählen“, schrieb Franz Parteder, 
ehemaliger Vorsitzender der KPÖ Stei¬ 
ermark, schon vor der ersten Stichwahl. 
Wer sind die beiden Männer, deren Wahl 
zum wiederholten Mal auf der Tagesord¬ 
nung Österreichs steht? 

Der 2009 emeritierte Universitäts¬ 
professor der Volkswirtschaftslehre Dr. 
Alexander Van der Bellen tritt als par¬ 
teiunabhängiger Kandidat an. Anfäng¬ 
lich Mitglied der SPÖ, wechselte er 1994 
zu den Grünen, für die er bis 2015 nach¬ 
einander im Nationalrat, Landtag und 
Gemeinderat politisch tätig war. 1997 
wurde er Bundessprecher, 1999 bis 2008 
auch Fraktionsvorsitzender. Weiterhin 
Mitglied der Grünen, aber ohne Funk¬ 
tion, bewirbt sich der „unabhängige“ 
Kandidat mit einem bunten Personen¬ 
komitee aus Künstlern, Schauspielern, 
Wissenschaftlern, Sportlern, Wirtschafts¬ 
bossen und Mitgliedern verschiedener 
Parteien - u. a. einer Initiative von 136 
Bürgermeistern aus SPÖ und ÖVP - für 
das Präsidentenamt. 


Sprecher des US-Außenministeriums 
schon am 1. November unmissverständ¬ 
lich, es werde keinerlei Zusammenar¬ 
beit mit der syrischen Regierung im 
Kampf gegen IS geben, gleichgültig in 
welcher Form. Zugleich verdeutlichen 
die Angriffe auf al-Raqqa und auf al- 
Bab im Norden von Aleppo die schwie¬ 
rigen Beziehungen zwischen den kur¬ 
dischen Kämpfern der YPG und der 
syrischen Regierung. Beim Angriff auf 
al-Raqqa sind die kurdischen Kräfte die 
engsten Verbündeten der USA. In al- 
Bab hingegen arbeiten sie ebenso wie 
in Aleppo eng mit der syrischen Armee 
zusammen. 

In al-Bab (auf Deutsch „Das Tor“) 
treffen die wichtigsten militärischen 
Kräfte, die unmittelbar in Syrien aktiv 
sind, aufeinander. Die Stadt selbst wird 
vom IS gehalten. Von Westen her grei¬ 
fen die überwiegend kurdischen Kräf- 


Der Industrielle und Anteilseigner 
des Baukonzerns Strabag, Haselsteiner, 
organisiert und bezahlt eine Anti-Hofer 
Kampagne in Tageszeitungen: „Nein zu 
Hofer. Nein zu Strache. Nein zum Öxit. 
Jeder zweite Arbeitsplatz hängt vom Ex¬ 
port ab ... “. Ihr haben sich u. a. die ehema¬ 
lige Siemens Managerin Brigitte Ederer, 
der frühere Raiffeisen-Generalanwalt 
Christian Konrad und Ex-EU-Kommis- 
sar Franz Fischler (ÖVP) angeschlossen. 

In seinen politisch aktiven Zeiten for¬ 
derte Van der Bellen Studiengebühren, 
Unterzeichnete schon mal einen Aufruf 
zur neoliberalen Pensionsreform, sprach 
sich für Privatisierungen aus und ist den 
Banken freundlich gesinnt. Er ist glühen¬ 
der Verfechter der EU, ließ aber wissen, 
wäre er bereits amtierender Bundesprä¬ 
sident, würde er das Freihandelsabkom¬ 
men CETA nicht unterzeichnen. 

Norbert Hofer absolvierte die HTL 
für Flugtechnik und war von 1991 bis 
1994 Systemingenieur für Triebwerke 
und Hilfsgasturbinen. 1994 wurde er 
in der FPÖ aktiv, als Wahlkampfleiter, 
Organisationsreferent und in verschie¬ 
denen Funktionen der FP Burgenland. 
2006 wurde er Nationalratsabgeordneter 
und 2013 von 80 Prozent der Abgeordne¬ 
ten zum Dritten Nationalratspräsidenten 
gewählt. 

Er ist Mitglied der deutschnationa¬ 
len schlagenden pennalen Burschen¬ 
schaft Marko Germania zu Pinkafeld, 
stellvertretender Vorsitzender der FPÖ 
und verantwortlich für den Inhalt des 
„Handbuch freiheitlicher Politik“ in dem 
u.a. die Senkung der Lohnnebenkosten 
gefordert wird. Der Grüne Karl Öllin- 
ger stellt darin außerdem eine „soziale 
Apartheid entlang Kriterien nationaler 
Zugehörigkeit fest, denn nach diesem 


te an (SDF), im Norden sind nicht nur 
Verbündete der türkischen Armee, son¬ 
dern die türkische Armee selbst aktiv. 
Und vom Süden greift die syrische Ar¬ 
mee an. 

Die völkerrechtswidrigen türki¬ 
schen Aktivitäten gelten nur vorder¬ 
gründig dem IS. Tatsächlich will die tür¬ 
kische Armee verhindern, dass sich die 
kurdischen Einflussgebiete im Nordos¬ 
ten und Nordwesen Syriens vereinen. 
Zugleich stellen die türkischen Aktio¬ 
nen eine unmittelbare Bedrohung der 
syrischen Armee in Aleppo dar. Die 
syrische Regierung verlangt einen so¬ 
fortigen Abzug der türkischen Armee. 
Mittlerweile reiste eine türkische De¬ 
legation nach Teheran, um eine Lösung 
für die Situation um al-Bab zu finden. 

Die Offensive der syrischen Armee 
im Süden von Aleppo geht weiter. 

Manfred Ziegler 


Handbuch, würden die sozialen Grund¬ 
rechte nur noch für Österreicher und 
EU-Bürger gelten.“ 

Ein Foto Hofers mit Peter Stockner, 
Autor des Magazins „Die Aula“, das vom 
Dokumentationsarchiv des österreichi¬ 
schen Widerstands (DÖW) als rechtsex¬ 
trem eingestuft wird, „zeigt, dass Hofer 
Werbung für das antisemitische, rassisti¬ 
sche und KZ-Überlebende verunglimp¬ 
fende Magazin, Aula’ macht“, so die Bür¬ 
gerrechtsorganisation „SOS Mitmensch“. 
Auch Hofers Wüten gegen die Begleit¬ 
veranstaltung zur Wehrmachtsausstel¬ 
lung in Graz ist manchem noch in Erin¬ 
nerung. 

Die herrschenden Kreise sind sich 
nicht einig in ihrer Wahlpräferenz. Natür¬ 
lich gibt es auch für Hofer Unterstützer 
aus dem Establishment. Erst kürzlich hat 
sich Reinhold Lopatka, Fraktionsvorsit¬ 
zender der ÖVP, für ihn ausgesprochen, 
Norbert van Handel, ÖVP-Mitglied, Un¬ 
ternehmer und Prokurator des St. Ge¬ 
orgs Ordens, ein „europäischer Orden 
des Hauses Habsburg-Lothringen“ hat 
es ihm gleichgetan. Die elitäre Vereini¬ 
gung zählt auch Norbert Hofer zu ihren 
„Ehrenrittern“. Im Wahlkampf engagier¬ 
te sich die Ordensspitze für den FPÖ- 
Mann. Van Handel gründete auch die Ini¬ 
tiative „Christen für Norbert Hofer“, der 
Hofers neues Wahlkampfmotto „So wahr 
mir Gott helfe“ freilich zupass kommt. 

Um einen weiteren politischen 
Rechtsruck aufzuhalten, zu behindern 
oder zumindest zu verzögern, ist die ak¬ 
tuelle Aufgabe, Hofer als Bundesprä¬ 
sidenten mit den weitreichenden Voll¬ 
machten zu verhindern. Mit ihm als 
Bundespräsidenten würden sich unsere 
Kampfbedingungen verschlechtern. 

Anne Rieger 


Französische KP 
unterstützt Melenchon 

Die Mitglieder der Französischen Kom¬ 
munistischen Partei (PCF) haben am 
Wochenende mit 53,6 Prozent für die 
Unterstützung der Bewegung „France 
insoumise“ von Jean-Luc Melenchon 
votiert. „France insoumise“, das „sich 
verweigernde Frankreich“, will Samm¬ 
lungsbewegung aller sein, die den Kurs 
der jetzigen französischen Regierung, 
jeder rechten Regierung und des Front 
National nicht mittragen. Als zweite 
Option war ein eigener PCF-Kandidat 
im Gespräch, etwa Andre Chassaigne, 
der allerdings im Zusammenhang mit 
den Terroranschlägen in Frankreich für 
den Ausnahmezustand gestimmt hatte. 
Bei der Nationalen Konferenz Anfang 
November stimmten die Delegierten 
noch für eine Eigenkandidatur. 

Große Anstrengungen sollen nicht 
nur für die Präsidentenwahl, sondern 
auch für die Wahl für die gesetzgeben¬ 
den Versammlungen vorgenommen 
werden - im Sinne eines kommunisti¬ 
schen Votums. Zu diesen Wahlen wird 
das Nationalkomitee der PCF die Kan¬ 
didaten am 14. Januar 2017 bestätigen. 

Von Seiten der 46,4 Prozent, die für 
einen eigenen Kandidaten stimmten, 
wird befürchtet, dass die Leitung der 
PCF auf eine Vorwahl aller „Linken“ 
abzielt, zu denen dann z.B. auch Arn- 
aud Montebourg von der PS gezählt 
werden könnte. Auch befürchten sie ein 
Zusammengehen Melenchons mit sol¬ 
chen „Linken“, die einen rechten Kurs 
verfolgen. Melenchon hat ein Zusam¬ 
mengehen mit Politikern der rechten PS 
ausgeschlossen, er hat allerdings nicht 
abgelehnt, dass sich ihm linke PS-Mit- 
glieder anschließen. 

Alexandra Liebig 

FIR-Kongress in Prag 

Mitte November 2016 fand in Prag der 
XVII ordentliche Kongress der Interna¬ 
tionalen Föderation der Widerstands¬ 
kämpfer (FIR) - Bund der Antifaschis¬ 
ten statt. Mehr als 50 Delegierte aus 
knapp 20 europäischen Ländern, unter 
ihnen drei Veteranen des antifaschisti¬ 
schen Kampfes, berieten über die geleis¬ 
tete Arbeit und die kommenden Aufga¬ 
ben. Über 100 Gäste nahmen zur Eröff¬ 
nung des Kongresses an der Verleihung 
des Michel-Vanderborght-Preises der 
FIR an Preisträger aus neun Ländern 
teil, unter ihnen der italienische Mili¬ 
tärstaatsanwalt, der das Verbrechen von 
Sant’ Anna di Stazzema verfolgte, sowie 
der Studienkreis „Deutscher Widerstand 
1933-1945“ in Frankfurt/Main für seine 
fünfzigjährige Geschichtsarbeit. 

Der Kongress bilanzierte die erfolgrei¬ 
che Arbeit der vergangenen drei Jahre, 
insbesondere das eindrucksvolle Ge¬ 
denken zum 70. Jahrestag der Befreiung. 
Vielfach wurde der Aufschwung der ex¬ 
tremen Rechten und deren Einfluss im 
Europäischen Parlament thematisiert. 
Die FIR will daran mitwirken, eine poli¬ 
tische Rechtsentwicklung in Europa zu 
stoppen. 

Trotz unterschiedlicher Einschätzungen 
in manchen Fragen war es ein beein¬ 
druckendes Zeichen antifaschistischer 
Gemeinsamkeit, dass in der mit großer 
Mehrheit angenommenen politischen 
Erklärung des Kongresses die Fragen der 
Kriegsgefahr und der aktuellen Flücht¬ 
lingssituation klar thematisiert wurden. 
Antifaschisten setzen sich für die sozi¬ 
alen und Menschenrechte jedes Einzel¬ 
nen - unabhängig von seinem Pass und 
seiner Herkunft - ein. Auch zum Kampf 
gegen Geschichtsrevisionismus und Ver¬ 
fälschung der Rolle des Widerstandes 
gab es große Übereinstimmung. 

Zu den Aktionsvorschlägen gehörten 
z.B. die Arbeit mit der Ausstellung „Eu¬ 
ropäischer Widerstand gegen den Nazis¬ 
mus“ und der Vorschlag einer europäi¬ 
schen Konferenz mit antifaschistischen 
und antirassistischen Netzwerken gegen 
den Vormarsch der extremen Rechten. 
Der ungarische Präsident Vilmos Han- 
ti wurde einstimmig wiedergewählt. Er 
wird von drei Vizepräsidenten aus Grie¬ 
chenland, Italien und Russland unter¬ 
stützt. 

Zum Abschluss des Kongresses ge¬ 
dachten die Delegierten und Gäste in 
der Gedenkstätte Lidice der Opfer fa¬ 
schistischer Barbarei. 

Ulrich Schneider 


So wahr mir Gott helfe 

Präsidentenwahl in Österreich - Zwei neoliberale Kandidaten 
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Zu Besuch bei gesundheitsbewegten 
Ärztinnen und Ärzten 

Ein Aktivtagungsbericht von Lothar Geisler (Marxistische Blätter) 


W er an diesem verlängerten 
Wochenende Mitte Novem¬ 
ber beim Gesundheitspoli¬ 
tischen Forum aus Anlass des 30. Ge¬ 
burtstages des Vereins demokratischer 
Ärztinnen und Ärzte (vdää) nur gutsi¬ 
tuierte 68er- Grauköpfe (m+w) aus me¬ 
dizinischer Forschung, Lehre oder Pra¬ 
xis erwartet hatte oder langatmige Lo¬ 
besreden von Standesvertretern, wurde 
in mehrfacher Hinsicht eines Besseren 
belehrt. Von den über hundert Teilneh¬ 
merinnen waren knapp die Hälfte jün¬ 
gere (Assistenz-)Ärztinnen und Ärzte 
als auch ganz junge Kritische-Medizin- 
Studis, die diese vdää-Konferenz als 
bundesweites Netzwerktreffen nutzten. 
Der Ort des Events - das Studieren¬ 
denhaus der Uni Frankfurt (in dem die 
Spuren eines nächtlichen Gelages noch 
erlebbar waren) sowie kleinere organi¬ 
satorische Pannen (Mikros futsch - ein 
Referent verspätet bzw. pünktlich, aber 
an falschem Ort) erinnerten nicht nur 
den vdää-Vorsitzenden Wulf Dietrich 
an die eigene Studienzeit. Man nahnTs 
gelassen, „improvisierte studentisch“ 
und Tagungslangeweile quälte nie 
und niemanden. Man experimentierte 
planvoll, aber „etwas aufgeregt, ob das 
klappt“ (vdää-Vorstandsmitglied Mi¬ 
chael Janßen) mit Pecha-Kuchal- und 
anderen Impulsvorträgen, Fishbowl2- 
Runden und Workshops gegen das 
„Death-by-Powerpoint-Syndrom“ an. 
Erfolgreich: alle wurden wachgehalten 
und möglichst viele aktiv einbezogen. 
(Bei der abendlichen Revue „30 Jahre 
vdää“ mit anschließenden Gesprächen, 
Musik und Tanz strich allerdings nicht 
nur der einzig anwesende Pressevertre¬ 
ter ermattet die Segel.) Und inhaltlich 
ging es selbst in den rückblickenden 
Geburtstagsthesen des Gründungsmit¬ 
gliedes und langjährigen Vorsitzenden 
des vdää, Hans-Ulrich Deppe (siehe 
Marxistische Blätter 1_2017), „mit be¬ 
kannt kämpferischem Impetus und kla¬ 
rer Haltung“ (Michael Janßen) weniger 
um Vergangenes als um zentrale Fra¬ 
gen der Gegenwart und Zukunft unse¬ 
res Gesundheitswesens und das Selbst¬ 
verständnis einer sozialen Bewegung 
zu seiner Demokratisierung. 

Die Referentlnnen-Mischung die¬ 
ser Tagung illustriert die soziale Breite 
dieser Gesundheitsbewegung, die auf 
vielen Feldern agiert: demokratisch en¬ 
gagierte Ärztinnen (Peter Hoffmann, 
vdää und Bündnis „Krankenhaus statt 
Fabrik“), kämpfendes Pflegeperso¬ 
nal und Gewerkschafter (Grit Wolf, 
ver.di-Betriebsgruppe Charite/Berlin 
und Kalle Kunkel, ver.di Berlin), Frie¬ 
densaktivisten (Matthias Jochheim, 
IPPNW), antimonopolistische Ent- 
wicklungsinternationalist*innen (Anne 


Jung, medico international) und Jörg 
Schaaber, BUKO-Pharmakampagne), 
Patientenberater (Peter Friemelt, Ge¬ 
sundheitsladen München eV.), Anti- 
Korruptions-Kämpferinnen (Christi¬ 
ane Fischer, Verein „Mezis“ was der 
Pharmaindustrie signalisiert „Mein 
Essen zahl* ich selbst“), Alternativ-Mo- 
dell-Bauer, die an Systemgrenzen krat¬ 
zen (Phil. Dickel, Poliklinik Hamburg 
Veddel e.V.) oder - durchaus auch am 
Gemeinwohl orientierte - Nischen im 


System suchen (Helmut Hildebrandt, 
Apotheker und Geschäftsführer der 
„Gesundes Kinzigtal GmbH“). Partei¬ 
en-^Vertreterinnen waren nicht sicht¬ 
bar. 

Inhaltich ging es in drei Panels vor 
allem um die Fragen: 1. Was ist gute 
Medizin? (David Klemperer, Uni Re¬ 
gensburg/Helmut Hildebrandt) 2. Ist 
die Pharmaindustrie zu stoppen? (Gerd 
Glaeske, Uni Bremen/Jörg Schaaber) 3. 
Nur Widerstand hilft. Zur Zukunft der 
Krankenhäuser (Grit Wolf/Peter Hoff¬ 
mann). 

Vertieft wurde die Diskussion in 
fünf Workshops: Preispolitik der Phar¬ 
maindustrie bei hochpreisigen Arznei¬ 
mitteln; Ärzteopposition heute; Phar- 
ma-Forschung an nichteinwilligungs¬ 
fähigen Patientinnen; Freihandel 
und Gesundheitswesen; Kämpfe im 
Gesundheitswesen. Sehr anregend, 
aber leider etwas kurz, war die De¬ 
batte „Wie stellen sich junge Mitglie¬ 
der ärztliche Opposition vor?“ Als die 
Fishbowl-Runde zum Thema so rich¬ 


tig in Bewegung kam, war sie schon 
zu Ende. Allerdings wagten sich die 
Jungen im anschließenden Workshop 
„Kämpfe im Gesundheitswesen“ an 
das Projekt eines „Fünfjahrplans“ für 
den vdää-Vorstand, der auf der an¬ 
schließenden Mitgliederversammlung 
schon mal ein neues Kapitel „Flucht 
und Migration“ für sein Programm dis¬ 
kutierte. Wichtig auch, weil viele der 
Jungen in der Flüchtlingsbetreuung 
aktiv sind. 


Die ganze Themenpalette auch nur 
ansatzweise inhaltlich wiederzugeben 
wäre ein von vornherein zum Scheitern 
verurteiltes Unterfangen.3 Beschrän¬ 
ken möchte ich mich auch darum auf 
den Themenkomplex „Krankenhäu¬ 
ser“, denn hier bündeln sich Probleme 
und Interessen - gemeinsame wie se¬ 
parate - von Patientinnen, Ärztinnen, 
Pflegepersonal und privatkapitalisti¬ 
schen wie öffentlich-rechtlichen Be¬ 
treibern; hier spitzen sich strukturell¬ 
systemische Widersprüche zu, die über 
Einzelskandale oder individuelle Fehl¬ 
leistungen hinausgehen und: hier gibt 
es neue, erfolgversprechende Kampfer- 
fahrungen der Beschäftigten. 


Peter Hoffmann, Anästhesie-Arzt 
aus München, lenkte den Blick auf das 
berufliche „Sandwich“-Feeling von 
Ärztinnen und Pflegepersonal. Oben: 
die Betriebswirte und Mangelverwal¬ 
ter mit ihren ökonomisch begründe¬ 
ten „Sachzwängen“ (oder Chefärz¬ 
te, die wie Betriebswirte denken und 
handeln). Unten: die Patientinnen mit 
ihren Problemen, Bedürfnissen und 
Ängsten. Und die „weißen Berufe“ 
mitten drin, eingeklemmt in strikten 
Hierarchien, hin- und hergerissen zwi¬ 
schen dem, was im Patienteninteresse 
notwendig und dem, was machbar ist. 
Mit Appellen für ein Mehr an „mora¬ 
lischem Verhalten“ und weniger „aso¬ 
ziale, elitäre Grundimprägnierung der 
Ärzte“ sei der Krankenhausalltag nicht 
grundlegend zu verändern. „Man muss 
die Verhältnisse in den Krankenhäu¬ 
sern verändern, um Verhaltensände¬ 
rungen möglich zu machen“, so Hoff¬ 
mann. Und dazu gehöre „ganz oben auf 
der Liste“ die Abschaffung des Fallpau- 
schalen-System mit seinen - mittlerwei¬ 
le auch im Mainstream erkannten - ne¬ 
gativen Auswirkungen, z.B. der Orien¬ 
tierung auf „lukrative“ Patienten und 
„die größtmöglichen Eingriffe, die bei 
entsprechender Indikation zu rechtfer¬ 
tigen sind.“ Diese deutsche Variante des 
DRG-Systems „kostet viel, liefert kei¬ 
ne guten Ergebnisse und gefährdet die 
Patienten“, u.a. „weil minimal-inversi- 
ve Eingriffe nicht profitabel“ seien. Von 
den Regierenden erwartet Hoffmann 
„nichts Gutes“ und setzt auf außerpar¬ 
lamentarischen Druck, den auch das 
Bündnis „Krankenhaus statt Fabrik“ 
erhöhen will. 

Als Grit Wolf, Krankenpflegerin an 
der Berliner Charite, vom langjährigen 
Tarifkampf dort berichtete, war der 
Aufmerksamkeitspegel im Saal beson¬ 
ders hoch. Sie skizzierte ihre Erfahrun¬ 
gen mit der gewerkschaftlichen Streik¬ 
strategie („Verzicht auf kurzfristige 
Streikankündigung“, „Notdienstver¬ 
einbarungen“, „Mit wenigen Streiken¬ 
den viel erreichen“), mit den Tarifbera¬ 
terinnen („Expertise der Kolleginnen 
einbeziehen“, „Widerstand ist im Team 
am schönsten“) und dem über das 
Krankenhaus hinausgehende Bündnis 
„Mehr Personal im Krankenhaus!“ Sie 
sieht angesichts des dramatischer wer¬ 
denden Pflegenotstandes neue Chan¬ 


cen, das von Humanismus und Nächs¬ 
tenliebe bestimmte Berufsethos des 
Pflegepersonals als Quelle für den Wi¬ 
derstand zu nutzen. Und sie berichtete 
von gewachsenem Selbstbewusstsein 
Beschäftigter gegenüber der Unterneh¬ 
mensleitung. Selbige hatte die Klinik¬ 
gänge mit Aufklebern pflastern lassen: 
„Streik ist keine Lösung“. Sie wurden 
vom Pflegepersonal entfernt - mit der 
Begründung, das seien „Stolperfallen 
für Patienten“. 

Befragt nach den Streikerfahrun¬ 
gen mit Ärzten und Ärztinnen an der 
Charite meinte Grit Wolf höflich-ver¬ 
ständnisvoll-optimistisch: „Schwieriges 
Thema.“ Die Streikenden hätten „im 
privaten Gespräch Verständnis erlebt“ 
und „viel Lippenbekenntnisse gehört.“ 
Aber: besonders die Assistenzärzte tä¬ 
ten ihr alle leid. Über die vielen kriti¬ 
schen Medizin-Studis freue sie sich als 
Gewerkschafterin: „Da wächst was!“ 
Und für den „Pflegeaufstand 2017“ 
wünsche sie sich einfach mehr Betei¬ 
ligung der Ärzte und Ärztinnen. Der 
Beifall der hier Versammelten war der 
Kollegin sicher. 

Der Gedanke einer verstärkten 
„berufsgruppen- und sektorenüber- 
greifenden“ Zusammenarbeit zog sich 
als roter Faden durch viele Diskus¬ 
sionsbeiträge. Peter Friemelt meinte 
ironisch-selbstkritisch-bayrisch: „a bis¬ 
sei linke Patientenpolitik“ und „a bissl 
linke Standesvertretung“ mache noch 
keine Sektoren- und berufsgruppen 
übergreifende Gesundheitsbewegung 
aus. Pola Neuling und andere Medizin- 
Studierende forderten u.a. die mög¬ 
lichst lange gemeinsame Grundausbil¬ 
dung aller „weißen Berufe“ in einem 
„Gesundheits-Campus“ und „pharma¬ 
konzernfreie Weiterbildungsmöglich¬ 
keiten“. 

Winfried Beck, langjähriger vdää- 
Vorsitzender, meinte: „Die Ärzteschaft 
muss weg von der privilegierten Kom¬ 
plizenschaft, hin zur privilegierten 
Solidarität. Daran arbeiten wir.“ Und 
Peter Hoffmann (vdää-Vorstandsmit¬ 
glied) sagte „radikal, unverblümt und 
gegen die Sachzwanglügen der Be¬ 
triebswirte“: „Die Dinge müssen nicht 
so sein, wie sie sind. Kapitalismus ist 
kein Naturgesetz.“ Die letzten beiden 
Statements kamen in der Diskussion 
und waren nicht als Schlussworte ge¬ 
dacht. Der Autor dieses Berichtes hat 
sie dazu gemacht, um ein Ende zu fin¬ 
den. 

(Gekürzter Vorabdruck aus „Marxisti¬ 
sche Blätter“ mit dem Schwerpunkt¬ 
thema „Gesundheitsmarkt, wie krank 
ist das denn?“, Auslieferung Anfang 
Januar 2017) 


Branchentreff Gesundheitswesen 

Die Kommission Betriebs- und Gewerkschaftspolitik beim Parteivorstand der 
DKP lädt ein zu einem bundesweiten Branchentreffen für Beschäftigte in den 
Krankenhäusern. 

Samstag, io. Dezember 2016 

Im Haus der DKP, Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de. 















m unsere zeit 


Positionen 


Freitag, 2. Dezember 2016 


Lucas Zeise zur Neugruppierung der französischen Rechten 

Fillon, ganz der alte 


Die früher gaullistische Partei Frank¬ 
reichs, die „Republikaner“, hat zum ers¬ 
ten Mal nach dem erprobten Muster der 
USA Vorwahlen für die Präsidentschaft 
abgehalten. Von den drei führenden 
Kandidaten war einer, Nicolas Sarkozy, 
schon einmal Präsident der Republik ge¬ 
wesen, die anderen beiden, Alain Jup- 
pe und Frangois Fillon, haben viele Jah¬ 
re unter Sarkozy und dessen Vorgänger 
Jacques Chirac als einfache Minister und 
als Premierminister gedient. Die Konti¬ 
nuität des politischen Führungsperso¬ 
nals ist in Frankreich noch starrer als 
anderswo. Dass Fillon nun die Vorwahl 
auf der Rechten gewonnen hat, ist we¬ 
der überraschend noch signalisiert es 
eine Änderung der alten Politik. 

Er tritt nun als radikalliberaler Refor¬ 
mer auf. Sein Programm ähnelt bis aufs 
Detail dem, was er zu Beginn seiner und 


Sarkozys Periode an der Spitze des Staa¬ 
tes anno 2007 angekündigt hatte: Anhe¬ 
bung des Rentenalters, Lockerung der 
Arbeitsschutzgesetze, Rückführung des 
staatlichen Defizits und Entlassungen im 
öffentlichen Dienst. Als danach Frangois 
Hollande von den „Sozialisten“ vor fast 
fünf Jahren Präsident wurde, zögerte er 
eine Weile, bevor er dieses Programm 
übernahm. Vor ihnen hatte Juppe sich 
an einem ganz ähnlichen Programm 
versucht. Das Schöne an Frankreich ist, 
dass die Herren (und manchmal auch ei¬ 


nige Damen) auf Widerstand stoßen und 
nur einen Teil ihrer Reformen gegen die 
Massenproteste verwirklichen können. 
Es ist nicht wirklich überraschend, dass 
angesichts der Entschlossenheit der poli¬ 
tischen Elite aus den beiden Großpartei¬ 
en, die unteren zwei Drittel der Bevölke¬ 
rung ärmer zu machen und sie von dem 
von ihnen erarbeiteten Produkt auszu¬ 
schließen, die Wähler sich in immer neu¬ 
en Schüben von ihnen abwenden. Sar¬ 
kozy gelang es nach vielen Jahrzehnten 
zum ersten Mal wieder als amtierender 


Präsident, nicht wiedergewählt zu wer¬ 
den. Hollande kann diesem Schick¬ 
sal nur entgehen, wenn er zur Wahl im 
April/Mai nächsten Jahres nicht antritt. 
Auf der ganz rechten Seite gewinnt der 
„Front National“ umso mehr an Boden, 
je übler das etablierte Personal die Be¬ 
völkerung schikaniert. Frau Le Pen kann 
sich als Verteidigerin der sozialen und 
nationalen Rechte des Volkes, als mo¬ 
derne Jeanne d Are geben. Mit allen ih¬ 
nen zu Gebote stehenden Mitteln kön¬ 
nen die Großparteien wahrscheinlich ih¬ 


ren Kandidaten dieses Mal noch gegen 
Le Pen durchsetzen. Aber sicher ist die 
Sache nicht. 

Nichts deutet darauf hin, dass die herr¬ 
schende Klasse Frankreichs den antiso¬ 
zialen Kurs im Interesse der Stabilität 
ihrer Herrschaft mäßigt. Im Gegenteil, 
der frisch gekürte, altbekannte Kandi¬ 
dat Fillon ergeht sich schwärmerisch 
in radikalen Sprüchen von Kostensen¬ 
kung und von der Wiedergewinnung 
von Wettbewerbsfähigkeit. Abgesehen 
davon, dass die französischen Monopo¬ 
le um ihrer Profite willen auf Lohn- und 
Kostensenkung bestehen, sind sie auch 
der deutschen Konkurrenz ausgesetzt. 
Das seit der DDR-Annexion und der 
Agenda 2010 in Deutschland gedrück¬ 
te Lohnniveau hat den deutschen Kon¬ 
zernen Sondervorteile verschafft, die in 
ganz Europa krisenverschärfend wirken. 


Rote Socken verblichen 

Der Schöpfer der Rote-Socken-Kampagne Peter 
Hintze ist vergangene Woche gestorben. Der 
gelernte Theologe und Pfarrer war bis zur Wahl¬ 
niederlage Helmut Kohls 1998 dessen General¬ 
sekretär und der der CDU. Im Bundestagswahl¬ 
kampf 1994 machte er mit dem Plakat „Auf in 
die Zukunft... aber nicht auf roten Socken“ das 
vielfach beklagte SED-Erbe der PDS zum Thema. 
Anlass wardie Bildung einer rot-grünen Minder¬ 
heitsregierung in Sachsen-Anhalt, die von der 
PDS toleriert wurde. Wir verdanken dem Mann 
nicht nur das zweifelhafte Vergnügen von Ger¬ 
hard Schröder als Bundeskanzler, sondern auch 
die Weiterentwicklung eines typischen Elements 
politischer Kultur. 

Hintze entwickelte die CDU-Plakate aus dem Jahr 
1953 weiter, die sich mit dem Motiv des finsteren 
Rotarmisten und dem Text „Alle Wege des Mar¬ 
xismus führen nach Moskau“ tief in unser ästhe¬ 
tisches Empfinden brannten. Sein Motiv mit den 
Socken kam dagegen heiterer, ja zuversichtlich 
daher. 

Dem bildhaften Antikommunismus Hintzes na¬ 
hezukommen, bemühen sich die Heutigen nur 
unvollkommen:„Linksrutsch verhindern - Damit 
Deutschland Deutschland bleibt!“, lautet der Ruf 
der CSU und ihres lebenden Generalsekretärs An¬ 
dreas Scheuer. Anbei ein Fähnchen der Arbeits¬ 
agentur. Wie flach und im Vergleich zum Socken¬ 
motiv unpoetisch! 


Auf in die Zukunft ••t 

-s 



ober nicht 
auf roten Socken! 
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Trumponomics 

Wie bei Reagan Steuern runter und Rüstung rauf • Kolumne von Georg Fülberth 


Eine unverbürgte Anekdote besagt, der 
Ökonom John Maynard Keynes habe 
Hitler bald nach dessen Machtübernah¬ 
me getroffen und ihm erklärt: Zwar sei 
er in Deutschland ja nun fast allmächtig, 
eines aber werde er (angesichts der tie¬ 
fen wirtschaftlichen Depression) nicht 
zustande bringen: eine Inflation. 

Sei dem, wie es wolle. Nachlesbar 
immerhin ist, was Keynes 1936 im Vor¬ 
wort zur deutschen Ausgabe seines 
Werks „Allgemeine Theorie der Be¬ 
schäftigung, des Zinses und des Geldes“ 
schrieb: seine Auffassungen könnten 
„viel leichter den Verhältnissen eines 
totalen Staates angepasst werden als 
die Theorie der Erzeugung und Vertei¬ 
lung einer gegebenen, unter Bedingun¬ 
gen des freien Wettbewerbes und eines 
großen Maßes von ,laissez faire 4 erstell¬ 
ten Produktion.“ 

Lange bevor Hitler dies hätte le¬ 
sen können, hatte er schon gehandelt. 
Deutschland kam als erstes Land aus 
der Weltwirtschaftskrise heraus: durch 
die Aufrüstung. In Infrastruktur wurde 
ebenfalls investiert: die berühmten Au¬ 
tobahnen. Die Erwerbslosigkeit ging 
zurück, das Regime gewann wachsen¬ 
den Rückhalt in der Bevölkerung, auch 
in der Arbeiterklasse, die, wenn nicht 
immer begeistert, so doch neutralisiert 
wurde. Finanziert wurde dies alles durch 
eine enorme Verschuldung. Über die Til¬ 
gung machte man sich keine Gedanken, 
die wollte man durch die Ausplünderung 
zu überfallender Länder hinkriegen. 

Im historischen Teil seines Bestsel¬ 
lers „Das Kapital im 21. Jahrhundert“ 
arbeitete 2013 der französische Öko¬ 
nom Thomas Piketty heraus, dass zwi¬ 


schen 1914 und 1970 in Europa und 
Nordamerika die Gleichheit zunahm. 
Anders sei es allerdings in Deutschland 
in der ersten Zeit des Nazi-Regimes ge¬ 
wesen. Die Reichen blieben da steuer- 



Georg Fülberth ist emeritierter Pro¬ 
fessor und regelmäßiger Kolumnist 
der UZ 


lieh geschont, u.a. auch deshalb die ho¬ 
hen Schulden. 

Donald Trump verspricht ebenfalls 
große öffentliche Investitionen. Die 
Mauer zwischen den USA und Mexiko 
will er vielleicht doch nicht im während 
des Wahlkampfs angekündigten Um¬ 
fang bauen, und was aus den Investitio¬ 
nen in die Infrastruktur wird, muss man 
sehen. Aber allein schon die Aussicht 
auf einen solchen Anschub hat offenbar 
die Laune des Kapitals gehoben und 
einen Absturz des Wirtschaftsklimas 
verhindert. Es ist nicht ausgeschlossen, 
dass der Staat kräftig investiert und 
Trumps Massenbasis verbreitert wird. 

Die Steuern will er nicht erhöhen. 
Also wird die Staatsverschuldung zu¬ 


nehmen. Es bleibt beim marktradika¬ 
len Regime. Irgendein dickes Ende 
wird nachkommen, aber solange die 
Machtverhältnisse stabil sind - soll 
heißen, die Linke schwach oder nicht 
vorhanden ist -, besteht keine Gefahr 
für die Macht des Kapitals und des¬ 
sen politisches Personal. Insofern ist 
Trumps Ökonomie eine Wiederauf¬ 
nahme der sogenannten Reagonomics: 
Ronald Reagan hatte die Steuern ge¬ 
senkt und die Rüstungsausgaben er¬ 
höht. Er wurde 1986 wiedergewählt. 
Nicht nur auf Marine Le Pen, sondern 
auch auf Frauke Petry hat Trumps 
Erfolg beflügelnd gewirkt. Die AfD 
denkt ebenfalls nicht an Steuererhö¬ 
hung, noch nicht einmal an große In¬ 
frastrukturprojekte. Immer wieder ist 
darauf hingewiesen worden, dass ihr 
Programm marktradikal ist. 

In allen hier zu betrachtenden Fäl¬ 
len wird die Umverteilung von unten 
nach oben fortgesetzt. Wurde bei Hitler 
investiert und geschieht dies vielleicht 
auch bei Trump, handelt es sich allemal 
um Projekte im Interesse des Kapitals, 
das dabei Profite macht und nur solche 
Infrastruktur schätzt, die seinen eige¬ 
nen Zwecken dient (Kitas und Einrich¬ 
tungen der Altenpflege werden es kaum 
sein). Zeitweilige Akzeptanz bei den 
Lohnabhängigen kann sich vielleicht 
dann einstellen, wenn durch solche In¬ 
vestitionen Arbeitsplätze entstehen. 

Im Bundestag wurde der Regierung 
jüngst vorgehalten: „Selbst Donald 
Trump hat wirtschaftspolitisch noch 
mehr drauf als Sie.“ Da wäre ich lieber 
ein bisschen vorsichtig. Es fragt sich 
doch: Was ist es, das er mehr drauf hat? 


Olaf Matthes zur Vorbereitung von Rot-Rot-Grün im Bund 


Tusch und kleine Gesten 


Man kennt sich, man duzt sich, man ver¬ 
steht sich. Das „Forum Demokratischer 
Sozialismus“ (fds) in der Linkspartei 
hat das nächste Signal organisiert, um 
zu zeigen, dass das rot-rot-grüne Lager 
bereit ist, nach der Bundestagswahl die 
Regierung zu übernehmen: Eine Dis¬ 
kussionsveranstaltung mit Spitzenver¬ 
tretern der drei Parteien. 

Natürlich weiß jeder, dass die „Re¬ 
former“ in der Linkspartei daran ar¬ 
beiten, dass die richtigen Beschlüs¬ 
se ihrer Partei keine Hindernisse auf 
dem Weg ins nächste Kabinett bleiben. 
Wirklich öffentlich sind die Gespräche 
darüber bisher nicht. Nun hat das fds 
mit Bartsch, Barley und Hofreiter tat¬ 
sächlich Spitzenpolitiker der drei Par¬ 
teien für eine öffentliche Debatte ge¬ 
winnen können - die Moderatorin lobt 
die Veranstalter: Es sei wunderbar, dass 
die „Tapferen“ vom fds es geschafft ha¬ 
ben, „die drei Akteure aus den Niede¬ 
rungen der Heimlichkeit auf die große 
Bühne zu bringen“. „Dem Trübsinn ein 
Ende“ ist der Titel der Veranstaltung. 
Den Trübsinn über die Umfrage wer¬ 
te, die es zur Zeit nicht wahrscheinlich 
machen, dass SPD, Grüne und Links¬ 
partei im kommenden Jahr tatsächlich 
eine Regierung bilden könnten, wissen 
sie zu überspielen. 

Von Inhalten war am Samstag in 
Leipzig wenig die Rede. Das verein¬ 
facht das Gespräch, denn wenn man 
zum Beispiel die Beschlüsse des letzten 


Parteitags der Linkspartei zu wörtlich 
nähme, böte eine rot-rot-grüne Bun¬ 
desregierung keinen abendfüllenden 
Gesprächsstoff. Das Rezept der An¬ 
näherung ist Beliebigkeit, auch wenn 
sie es hier anders nennen: „Ausdrück¬ 
lich an die Adresse meiner Partei“ will 
Dietmar Bartsch festgehalten wissen, 
dass die Voraussetzung für die Zusam¬ 
menarbeit „die Akzeptanz des Ande¬ 
ren“ ist. 

Die Schritte, die die Linkspartei auf 
die Beteiligung an der Bundesregie¬ 
rung vorbereiten, werden nicht in den 
Vorständen beschlossen. Mal gibt Gysi 
ein Interview, im Oktober trafen sich 
rund 100 Abgeordnete der drei Partei¬ 
en in Berlin. Wie es der Zufall wollte 
war Sigmar Gabriel auch gerade da, 
ging aber wieder, bevor die Anwesen¬ 
heit des SPD-Vorsitzenden ein zu kras¬ 
ser Bruch der Vereinbarung wurde, dass 
die Parteispitzen nicht am Treffen teil¬ 
nehmen sollten. Auf die kleinen Gesten 
kommt es an. 

Zu den kleinen Gesten gehörte, dass 
Dietmar Bartsch Ende Oktober verkün¬ 
dete, dass der Zufallsbesucher Gabriel 
schon in der folgenden Woche Kanzler 
sein könne, wenn er denn mit SPD und 
Grünen Merkel stürzen wolle - und: 
„Nicht alles an der Agenda 2010 war 
schlecht“. Vielleicht vertreibt es den 
Trübsinn der Oppositionsbank die asozi¬ 
ale Politik der schröderschenrot-grünen 
Bundesregierung zu akzeptieren. 


Hans Christoph Stoodt über Verantwortung für verhetzte Jugendliche 


Fataler Irrweg 


Weit mehr Jungnazis (NPD, Identitäre 
usw.) als salafistisch inspirierte Jugend¬ 
liche sind während der letzten Jahrzehn¬ 
te in hessischen Schulen herangezogen 
worden. Einige dieser braunen Figuren 
standen womöglich im Kontakt zum 
Thüringer NSU-Umfeld. Selbstver¬ 
ständlich wurden ihretwegen nie Ver¬ 
sammlungen besorgter Schulleiter vom 
Verfassungsschutz zu Wachsamkeit auf¬ 
gefordert - hatte dieser doch den NSU 
mitorganisiert, -bezahlt und -bewaffnet. 

Wenn heute Jugendliche im Fern¬ 
sehen vorgeführt bekommen, wie wäh¬ 
rend einer Razzia gegen Salafisten pa¬ 
lettenweise Koranexemplare polizeilich 
beschlagnahmt werden, sind diese Bil¬ 
der für sie machtvolle, staatlich gelie¬ 
ferte Beweise für die Richtigkeit ihres 
Empfindens, als Jugendliche und als 
Muslime in der hiesigen Gesellschaft 
abgelehnt, ausgegrenzt, nicht gewollt zu 
sein. Und wenn sie dann tatsächlich ge¬ 
hen, in den Krieg ziehen, tun sie genau 
das, was ihnen durch Bilder dieser Art, 
durch die Erfahrung von rassistischer 
Diskriminierung und einer als mickrig 
empfundenen Lebensperspektive jah¬ 
relang nahegelegt wurde. Falls sie auf 
diesem fatalen Irrweg ums Leben kom¬ 
men, wiederholt sich tödlich noch ein¬ 
mal die eigentliche Kollaboration - die 
des „abendländischen“ Imperialismus 
mit reaktionärem Fundamentalismus. 



Unsere Aufgabe ist es, um Jugendli¬ 
che wie Enes G. aus Frankfurt, der für 
den IS kämpfte und starb, um Men¬ 
schen besonders aus der Arbeiterklas¬ 
se, zu kämpfen. Wir haben eine revo¬ 
lutionäre Perspektive auf eine Welt, in 
der es letztendlich Freiheit, Gleichheit 
und Geschwisterlichkeit real und, egal 
ob religiös oder nicht, für alle geben soll 
und wird - wenn wir gemeinsam erfolg¬ 
reich darum kämpfen. Auch SDAJ und 
DKP haben Menschen wie Enes gegen¬ 
über die riesige Verantwortung, in der 
mühsamen und begeisternden Arbeit 
praktischer Organisation und gleich¬ 
berechtigt geführter Kämpfe dafür zu 
sorgen, dass Fundamentalismus und 
Imperialismus auf dem Müllhaufen der 
Geschichte verschwinden. 
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Weshalb Interbrigadisten Mitglieder der KP Spaniens wurden (Teil I) • Von Werner Abel 
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rer politischen Aktivitäten ohnehin 
von den Nazi-Behörden zur Fahn¬ 
dung ausgeschrieben wor¬ 
den, so hätte das 
Bekannt¬ 
werden der 
Tatsache, 
dass viele 
von ihnen in 
die KP Spani¬ 
ens übernom¬ 
men worden 
waren, die Situ¬ 
ation nach ihrer 
möglichen Fest¬ 
nahme extrem 
verschlimmert. 
Durch das Ver¬ 
bringen in die Sow¬ 
jetunion war die Ge¬ 
fahr, die von diesem 
Material ausging, ge¬ 
riete es in falsche Hän¬ 
de, in dieser Hinsicht gebannt. 


E s war ein kluger Entschluss der 
KP Spaniens (PCE), dass sie Ende 
1938, als sich die Niederlage der 2. 
Spanischen Republik mit aller Deut¬ 
lichkeit abzeichnete, die Unterlagen 
der Kommission für ausländische Ka¬ 
der des Zentralkomitees dieser Partei 
nach Moskau evakuieren ließ. Gemein¬ 
sam mit den Akten der Internationalen 
Brigaden, die man nach der überstürz¬ 
ten Auflösung der Basis Albacete nicht 
anders sichern konnte, als sie über 
Frankreich in die UdSSR zu bringen, 
waren diese Dokumente damit dem 
Zugriff der Franquisten und der aus¬ 
ländischen Geheimdienste entzogen. 

Das Material war 
mehr als brisant 

Es enthielt nämlich nicht nur allge¬ 
meine Kaderunterlagen, die wohl in 
jeder Armee zu ünden sind, sondern 
auch Dossiers der republikanischen 
Geheimdienste, politische Einschät¬ 
zungen der Kommissariate und, was 
für die Internationalen Brigaden ein 
Speziükum war, personenbezogenes 
Schriftgut der Parteizellen in den mi¬ 
litärischen Einheiten. War es schon 
schlimm genug, als deutscher Inter¬ 
brigadist in franquistische Gefangen¬ 
schaft zu geraten, so wäre z.B. bei einer 
Auslieferung an die Gestapo dieses 
Material zu einer zusätzlichen Bedro¬ 
hung geworden. Waren deutsche Kom¬ 
munisten, denen nach 1933 die Flucht 
ins Ausland gelungen war, wegen ih¬ 


Im Archiv der Komintern 

In Moskau wurden diese Akten von der 
Kommunistischen Internationale über¬ 
nommen und ab Januar 1940 damit be¬ 
gonnen, im Auftrag des Exekutivkomi¬ 
tees der Komintern und der Ausländer¬ 
kommission des ZK der KP Spaniens 
Charakteristiken der Spanienkämpfer 
verschiedener Nationalitäten anzufer¬ 
tigen. 

Für die Angehörigen der in Spanien 
so genannten „deutschen Sprachengrup¬ 
pe“, also die Deutschen, Österreicher, 
Niederländer, Schweizer und Skandina¬ 
vier, war es noch gelungen, diese Ein¬ 
schätzungen zu schreiben. Unbekannt 
ist, weshalb es bei den weit größeren 
Kontingenten, also z.B. den Amerika¬ 
nern und Franzosen, nicht mehr dazu 
gekommen ist. Es fällt allerdings auf, 
dass für diejenigen Spanienkämpfer, 
die aus den bürgerlichen Demokratien 
kamen, auf diese Charakteristika ver¬ 
zichtet wurde, während über andere, die 
sich z.B. in französischen Internierungs¬ 
lagern befanden, weiterhin Informatio¬ 
nen nach Moskau flössen. Auch diese In¬ 
formationen nahmen noch Einfluss auf 
die Charakteristika, die ab Januar 1940 
in Moskau angefertigt wurden. 

In den 60er Jahren übergab die KP¬ 
dSU, in deren Archiv die Unterlagen 
der Komintern gelagert waren, Kopien 
dieser Charakteristika an die SED, die 
dann im Parteiarchiv bzw. im Institut 
für Marxismus-Leninismus (IML) de¬ 


poniert wurden. In der Regel waren die¬ 
se Unterlagen gesperrt, d.h. auch nicht 
für die Forschung zugängig. 

Nach der Öffnung des Parteiar¬ 
chivs nach 1990 und der Übergabe an 
das Bundesarchiv sorgten einige dieser 
Charakteristika für erheblichen Unmut 
unter den Spanienkämpfern, weil sich 
einige von ihnen zu negativ und zu Un¬ 
recht dargestellt sahen. Der Vorstand 
der AG Spanienkämpfer beschloss des¬ 
halb, dass diesen Unterlagen eine Er¬ 
klärung vorangestellt wird, die der zu¬ 
künftige Benutzer zur Kenntnis nehmen 
sollte, bevor er die Dokumente ausge¬ 
händigt bekommt. Diese Regel wird bis 
heute in der Stiftung Archiv der Partei¬ 
en und Massenorganisationen der DDR 
im Bundesarchiv (SAPMO) befolgt. 

In der Regel kann man nun zwar die¬ 
se Charakteristika lesen, nicht aber die 
Dokumente, aus denen sie erstellt wur¬ 
den. Diese Dokumente wurden nicht 
mit übergeben, sondern befinden sich 
nun im Archiv der Komintern, das heute 
Bestandteil des Staatlichen Historisch¬ 
politischen Archivs der Russischen Fö¬ 
deration ist. 

Kommission(en) 
für ausländische Kader 

Bei den Unterlagen, die der Kommissi¬ 
on für ausländische Kader beim ZK der 
KP Spaniens zuzuordnen sind, handelt 
es sich um einen Bestand von insgesamt 
1611 Akten. Diese doch große Zahl sagt 
auch etwas aus über die Bedeutung die¬ 
ser Kommission, die von der Forschung 
recht stiefmütterlich behandelt wird. 

Als nach dem Beginn des Spani¬ 
schen Krieges klar wurde, dass immer 
mehr Freiwillige nach Spanien kommen 
werden, um die Republik zu verteidi¬ 
gen, und als die Komintern mit Geneh¬ 
migung der spanischen Regierung be¬ 
gann, international zusammengesetzt 
Formationen zu bilden, gründeten so¬ 
wohl die Vereinigte Sozialistische Partei 
Kataloniens (PSUC) und die KP Spani¬ 
ens Kommissionen, die sich vornehm¬ 
lich mit den Internationalen, aber auch 
mit anderen in Spanien lebenden Aus¬ 
ländern beschäftigte. Geht man alleine 
von den Internationalen Brigaden aus, 
so kamen deren Angehörige aus über 
50 Ländern. Je nach Land waren 60 - 
80 Prozent von ihnen Mitglieder einer 
kommunistischen Partei. Da vermutlich 
bei der Evakuierung des Verwaltungs¬ 
zentrums der Internationalen Brigaden, 
also der Base Albacete nach Barcelona, 


Unterlagen verloren gingen, hatte die 
Kommission in Moskau 1940 nur noch 
aussagefähige Akten über 2 318 deut¬ 
sche Interbrigadisten. Von diesen hatten 
vor dem Spanienkrieg 1 440 der KPD 
oder dem KJVD angehört, 116 der SPD 
oder der SAJ, 156 anderen linken Partei¬ 
en wie z.B. der SAP oder der KPD(O), 
606 waren parteilos und 39 waren Mit¬ 
glieder der NSDAP oder einer NS-Or- 
ganisation gewesen. Selbst hier zeigt 
sich, dass die Kommunisten in der ab¬ 
soluten Mehrheit waren. 

Wie die Parteiarbeit 
organisieren? 

Nun kamen die kommunistischen In¬ 
terbrigadisten aus den verschiedensten 
Ländern und Regionen, brachten ihre 
eigenen Erfahrungen, Traditionen und 
Zukunftsprojektionen mit. Unterschied¬ 
lich war der Organisationsgrad und das 
theoretische Niveau der verschiedenen 
kommunistischen Parteien, einige konn¬ 
ten monolithisch geschlossen auftreten, 
andere, wie z. B. die polnische und die 
jugoslawische KP hatten auch in Spani¬ 
en Probleme mit den Fraktionskämpfen 
in ihren Reihen. Das führte natürlich zu 
nicht zu unterschätzenden Differen¬ 
zen zwischen den einzelnen Parteien, 
die nicht nur in Albacete, sondern auch 
beim ZK der KP Spaniens mit Parteiver¬ 
tretungen präsent waren. 

Jede kommunistische Partei hatte 
also nicht nur Zellen in den Einheiten 
der Interbrigaden von der Division bis 
zum Zug, sondern eben auch die ge¬ 
nannten Parteivertretungen, die sich 
natürlich mit den Problemen der Her¬ 
kunftsländer ebenso befassten wie mit 
denen in Spanien. Das aber musste zu 
einer mangelnden Konzentration auf die 
Anforderungen führen, vor die sie der 
antifaschistische Kampf in Spanien stell¬ 
te. Hinzu kam, dass mit dem Erlass des 
Verteidigungsministers Indalecio Prieto 
vom Oktober 1937 jede parteipolitische 
Betätigung in der Spanischen Volksar¬ 
mee verboten und mit der Annahme 
des Statuts der Internationalen Briga¬ 
den vom 27 September 1937 jede mög¬ 
liche Exklusivität der internationalen 
Einheiten verhindert worden war. Ex¬ 
klusivität meint, dass nunmehr auch die 
de jure festgeschriebene Integration der 
Interbrigaden in die Volksarmee mögli¬ 
che Sonderrollen von Internationalen, 
wie z.B. Tendenzen von Eigenmächtig¬ 
keiten der Führung der Interbrigaden, 
unmöglich machte. 


Die Internationalen Brigaden ver¬ 
standen sich nicht als „Armee der Ko¬ 
mintern“, sondern als Armee der Re¬ 
publik und damit der Volksfront. Des¬ 
halb wurde schon bei der Gründung 
der Internationalen Brigaden im No¬ 
vember 1936 angewiesen, z.B. auf kom¬ 
munistische Symbole, Abzeichen usw. 
zu verzichten, aber dieses Gebot war 
nie wirklich befolgt worden. Aber auch 
nach dem Oktober 1937 konnte die in¬ 
zwischen mächtige KP Spaniens (sie war 
auf ca. 290 000 Mitglieder angewachsen, 
ca. 70 Prozent des höheren Offizierska¬ 
ders gehörten der KP an oder sympa¬ 
thisierten mit ihr) die Order des rechts¬ 
sozialistischen Ministers Prieto auch da¬ 
durch neutralisieren, dass nunmehr zur 
Pflicht erklärt wurde, dass alle ausländi¬ 
schen Kommunisten den Antrag stellen, 
in die KP Spaniens überführt zu werden. 

Der wirkliche Grund aber war offen¬ 
sichtlich, die Parteiarbeit in den Interna¬ 
tionalen Brigaden anders und effizienter 
zu organisieren. Die Zellen in den Ein¬ 
heiten waren zunächst meist von den Po- 
litkommissaren geführt worden und be¬ 
fassten sich, wie schon gesagt, nicht nur 
mit spanischen, sondern auch mit den 
jeweils nationalen Problemen. Bei der 
Weiterexistenz dieser Regelung wäre die 
Logik gewesen, dass sich die nationalen 
Parteiorgane zusammenschließen und 
sich in der Endkonsequenz Differenzen 
zur Politik der KP Spaniens ergeben. 

Das Problem der Vereinheitlichung 
der Parteiarbeit und der Konzentration 
auf die Politik der KP Spaniens, die zu 
dieser Zeit eine weitaus intensivere Rol¬ 
le im antifranquistischen Kampf spiel¬ 
te als Teile der von ihr mitgetragenen 
Volksfrontregierung, drängte aber auch 
wegen der 1938 eingetretenen aktuellen 
krisenhaften Situation auf eine schnelle 
Lösung. Im März 1938 waren die Fran¬ 
quisten vom Aragon bis zum Mittelmeer 
durchgedrungen und hatten das auch in¬ 
dustriell wichtige Katalonien von Zen¬ 
tralspanien getrennt. Der Versuch, die 
Kampfmoral durch die Qualifizierung 
der Parteiarbeit gerade in den Internati¬ 
onalen Brigaden zu steigern, erwies sich 
tatsächlich bald als erfolgreich. Die Zeit¬ 
schriften der Brigaden schrieben nun¬ 
mehr verstärkt über die zwei Pflichten 
der (kommunistischen) Interbrigadisten: 
1. Mitglied der KP Spaniens zu werden 
und 2. Spanisch zu lernen. 

Fortsetzung und Schluss in der nächsten 
Ausgabe der UZ 


Konzentration und Zentralisation des Kapitals 

Aus dem Editorial der Zeitschrift Z. 


Im Editorial der neuen Ausgabe der 
Zeitschrift Z. - Zeitschrift marxistische 
Erneuerung wird der Schwerpunkt wie 
folgt vorgestellt: „Das ,postdemokra¬ 
tische Zeitalter 4 ist gekennzeichnet 
durch die ,Dominanz riesiger Unter¬ 
nehmen, welche ... eine Gefahr für die 
Demokratie darstellt ’ (Colin Crouch). 
Während die demokratiegefährden¬ 
de Macht großer Konzerne selbst im 
Feuilleton der FAZ beschworen wird, 
beschäftigt sich die linke und marxis¬ 
tische Kapitalismusanalyse kaum noch 
mit dem monopolistischen Charakter 
des modernen Kapitalismus. Das vor¬ 
liegende Heft widmet - erstmals wie¬ 
der seit 1999 (Z 39) - dem Prozess der 
Konzentration und Zentralisation des 
Kapitals einen Schwerpunkt. 

Jörg Goldberg/Andre Leisewitz 
skizzieren die Hauptmerkmale der 
aktuellen Fusionswelle und ziehen 
vorläufige theoretische Schlussfolge¬ 
rungen. Die Veränderung der Kapital¬ 
strukturen in Deutschland wie auch in 
globalem Maßstab zeigt, dass Konzen¬ 
tration und Zentralisation nicht linear 
aufsteigend verlaufen, dass Monopoli¬ 
sierung und Konkurrenz kein Gegen¬ 
satz sind. Das zunehmende Volumen 
der Unternehmenszusammenschlüs¬ 
se reflektiert weniger einen allgemein 
steigenden Konzentrationsgrad als 
vielmehr die Umstrukturierung der 


Unternehmenslandschaft unter dem 
Druck von Internationalisierung, Fi- 
nanzialisierung und Digitalisierung der 
Reproduktionsprozesse. 

Heinz Bontrup zeigt, dass der hohe 
Grad der Marktbeherrschung durch 
wenige Konzerne der Wettbewerbs¬ 
ideologie keinen Abbruch tut. Aller¬ 
dings entsprechen selbst die schwa¬ 
chen Instrumente der gestaltenden 
Wettbewerbspolitik (Kartellgesetz¬ 
gebung) heute nicht mehr den aktu¬ 
ellen Herausforderungen. Notwen¬ 
dig sei eine drastische Verschärfung 
der existierenden Wettbewerbsgeset¬ 
ze und unternehmensintern ein Aus¬ 
bau von Wirtschaftsdemokratie und 
Mitbestimmung. Die Beiträge von 
Uwe Foullong und Hermannus Pfeif¬ 
fer behandeln den Bankensektor und 
die Versicherungen. In beiden Kern¬ 
bereichen der traditionellen Finanz¬ 
industrie schreitet der Konzentrati¬ 
onsprozess voran, besonders stark im 
Bankenbereich. Während die Banken 
in Folge der Krise von 2008 nach wie 
vor Schwierigkeiten haben, die er¬ 
höhten Sicherheitsanforderungen zu 
erfüllen, profitieren davon die Ver¬ 
sicherungen in ihrer Eigenschaft als 
Kapitalsammelstellen: Die sich in ih¬ 
rer Verfügung befindlichen Kapital¬ 
massen haben sich vervielfacht, eini¬ 
ge Unternehmen versuchen, sich neue 


Geschäftsfelder im Bereich der Ver¬ 
mögensverwaltung zu erschließen. So¬ 
wohl bei Banken wie bei Versicherun¬ 
gen ist die starke Stellung des Sparkas¬ 
sen- und Genossenschaftssektors eine 
deutsche Besonderheit („Drei-Säulen- 
Modell“). Beide Autoren halten deren 
Förderung (gegen in EU und Mono¬ 
polkommission erhobene Privatisie¬ 
rungsforderungen) für wichtig. Ulrich 
Dolata analysiert die Kapitalkonzen¬ 
tration und Politik der Internetkon¬ 
zerne Apple, Amazon, Google und 
Facebook. Er zeigt, wie diese Unter¬ 
nehmen einerseits Monopole in ihren 
jeweiligen Kerngeschäften etablieren 
(Unterhaltungs- und Kommunikati¬ 
onsgeräte, Handel, Suchmaschinen 
und soziale Netzwerke), andererseits 
in Konkurrenz zueinander diese Gren¬ 
zen zu erweitern trachten. Durch ihre 
Aktivitäten und die Rahmenbedin¬ 
gungen ihrer Angebote gewinnen die 
Konzerne ökonomische Macht, Macht 
über Daten, infrastrukturelle und re¬ 
gelsetzende Macht. Der sehr differen¬ 
zierte Bereich der Metall- und Elek¬ 
troindustrie ist Wilfried Kurtzke zufol¬ 
ge auf den ersten Blick durch Stabilität 
und Kontinuität gekennzeichnet, wo¬ 
bei der Konzentrationsgrad vor allem 
in der Autoindustrie noch zugenom¬ 
men hat. Diese Stabilität könnte aber 
im Gefolge der dramatischen techno¬ 


logischen Umwälzungen erschüttert 
werden. 

Dass die Macht auch hochkonzen¬ 
trierter Konzerne nicht unerschütter¬ 
lich ist, zeigt Heinz Bontrups Analyse 
der Elektrizitätswirtschaft. Die Ent¬ 
scheidungsträger der „Big-4“ waren 
lange Zeit der Ansicht, sie könnten die 
Änderungen im Energiebereich über 
ihre Marktmacht und ihren politischen 
Einfluss steuern. Der Atomausstieg 
und die ebenfalls durch Druck von 
unten vorangetriebene Energiewende 
haben einen dicken Strich durch die¬ 
se Rechnung gemacht, die Position der 
traditionellen Großkonzerne erschüt¬ 
tert und die Unternehmenslandschaft 
der Energiewirtschaft umgepflügt. 
Chemiekonzerne sind derzeit beson¬ 
ders intensiv an den großen transna¬ 
tionalen Übernahmen und Fusionen 
beteiligt. Diese Aktivitäten gehen, wie 
Andre Leisewitz zeigt, auf deren Re¬ 
strukturierungsbemühungen zurück. 
Die Konzerne reagieren damit auf In¬ 
ternationalisierung, Finanzialisierung 
und monopolistische Konkurrenz, wie 
u.a. am Beispiel der sehr unterschied¬ 
lichen Wege der drei großen Chemie¬ 
konzerne der BRD gezeigt wird. 

Im Einzelhandel ist die Monopoli¬ 
sierung weit fortgeschritten, wie Tho¬ 
mas Goes und Johannes Schulten zei¬ 
gen. Dabei gehen Monopolisierung und 


Prekarisierung Hand in Hand. Unter 
den Bedingungen eher stagnierender 
Umsätze werden die scharfen und ru¬ 
inösen Verdrängungskämpfe auf dem 
Rücken der Beschäftigten ausgetra¬ 
gen. Im Medienbereich finden sich seit 
Jahren relativ stabile monopolistische 
Strukturen, jedoch mit inneren Ver¬ 
schiebungen: Printmärkte schrump¬ 
fen, das Fernsehen ist stabil, Internet¬ 
märkte wachsen rasch. Die zukünftigen 
Strukturen werden sich erst noch he¬ 
rausbilden. Gert Hautsch geht diesen 
Entwicklungen nach und zeigt, dass in 
den jeweiligen Sparten stets wenige 
Unternehmen den Markt beherrschen.“ 

Das Heft enthält unter anderem 
zudem den zweiten Teil eines Litera¬ 
turberichts zu über den Kapitalismus 
hinausweisenden Theoriekonzepten 
(Werner Goldschmidt ), eine neue Folge 
des Streikmonitors (Lea Schneidemes¬ 
ser und Juri Kilroy). Thomas Goes und 
Marcel Thiel gehen dem noch wenig er¬ 
forschten Feld des gewerkschafts- und 
mitbestimmungsfeindlichen Arbeitge¬ 
berhandelns nach. 

Z 109 (März 2017) hat als Schwer¬ 
punktthema „1917-2017“. Das ist auch 
das Thema der „Marxistische Studien¬ 
woche“ vom 13. bis 17. März 2017 in 
Frankfurt am Main, Haus der Jugend. 
Anmeldungen/Rückfragen unter 
redaktion@zme-net.de. 
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Die Wiederentdeckung des „Roten Tänzers“ 

Jean Weidt - ein Buch, eine Aufführung, eine Ausstellung 


D er Tänzer und Choreograph 
Jean (Hans) Weidt (1904- 
1988) war ein wichtiger Ver¬ 
treter des proletarischen (der Begriff 
ist hier angebracht) Ausdruckstanzes. 

Ein umfangreiches Kollektiv um 
Nele Lipp und den Verein Koinzi- 
Dance sorgte in Weidts Geburtsstadt 
Hamburg für eine gelungene Neu¬ 
aufführung von Weidts Tanzdrama 
„Die Zelle“ (La cellule, 1947), eine 
informative kleine Ausstellung mit 
vielen Dokumenten sowie die Vor¬ 
führung von zwei Filmen mit Weidt, 
und Nele Lipp schrieb ein material¬ 
reiches Buch über Weidt. 

In Hamburg in gedrückten, pre¬ 
kären Verhältnissen aufgewachsen, 
bildete sich Weidt, zäh, kräftig, un¬ 
ermüdlich lernend, selbst zum Tän¬ 
zer aus und kombinierte eigenstän¬ 
dig und eigensinnig Elemente aus 
„Ausdrucks“- und Maskentanz,Tanz¬ 
pantomime und filmischen Techni¬ 
ken. Von der allenfalls künstlerisch 
avantgardistischen Hauptlinie des 
Ausdruckstanzes grenzte sich Weidt 
bewusst ab. Stets ging es ihm darum, 
die Arbeiter sowohl zum Gegen¬ 
stand und Thema als auch zum Ad¬ 
ressaten seines Tanzes zu machen. Im 
Hamburger Aufstand vom Oktober 
1923 wurde ihm diese soziale und po¬ 
litische Zugehörigkeit bewusst. Bald 
gründete er selbst eigene Tanztrup¬ 
pen, hauptsächlich mit Jugendlichen. 
Das tat er dann bis in seine späten 
Jahre immer wieder, wohin es ihn 
auch verschlug. 

Von 1925 bis 1928 hatte er mit die¬ 
sen Tanzgruppen in Hamburg Erfolg, 
unter anderem mit Stücken wie „Der 
Arbeiter“ oder „Tanz mit der roten 
Fahne“. Mit „Der Gaukler und das 
Klingelspiel“ kam er sogar ins hanse¬ 
atische Opernhaus. 1929 ging er aber 
mit seiner Truppe „Die Roten Tän¬ 
zer“ nach Berlin, das ihm noch besse¬ 
re Entfaltungsmöglichkeiten bot. So 
arbeitete er mit der „Truppe 31“ (um 
Gustav Wangenheim und anderen) 
im Agitpropkunst-Bereich sowie mit 
Erwin Piscator 1931 bei der Insze¬ 
nierung von Friedrich Wolfs antiko- 
lonialistischem „Tai Yang erwacht“ 


(Bühnenbild: John Heartfield) und 
wurde im selben Jahr Mitglied der 
KPD. 

Nach der Machtübergabe an die 
Nazis emigrierte er über Moskau 
nach Frankreich und wurde dort ein 
gefragter Choreograph und Tänzer. 
Das Filmdokument „Der Zauber¬ 
lehrling“ (Drehbuch unter Mitwir¬ 
kung Jean Cocteaus, 1933) wurde 
zusammen mit einer ausführlichen 
DEFA-Dokumentation über Weidt 
in Hamburg vorgeführt. In Frank¬ 
reich hatte Weidt Kontakt mit vielen 


Spitzentanz und Affenmaske 

aus der Avantgarde zwischen dem 
kubistisch-neoklassizistisch-surrea- 
listischen Allround-Könner Cocteau, 
und dem Kommunisten Picasso. Hier 
ergänzte Weidt sein tanzsprachlich¬ 
stilistisches Repertoire durch surre¬ 
alistische Einflüsse und war alles in 
allem für einen Exilanten erstaun¬ 
lich erfolgreich. Die kleine, aber 
klug ausgetüftelte und mit Original¬ 
dokumenten reich bestückte Ausstel¬ 


lung macht Wege und Stationen des 
Exils nachvollziehbar. Wie generell, 
so wird auch hier das engmaschige 
Beziehungsnetz einer künstlerischen 
Internationale sichtbar, die in Wech¬ 
selwirkung mit der politischen stand. 
(Lipps Buch liefert hierzu viele wei¬ 
tere Daten.) 

Nach der NS-Besetzung Frank¬ 
reichs wurde er als „feindlicher Aus¬ 
länder“ interniert, gelangte nach 
Algerien und kämpfte dann 1942- 
1945 als Freiwilliger bei den Briten 
mit. An seine Erfolge in Frankreich 


konnte Weidt nach 1945 nicht an¬ 
knüpfen. Die Zelle war für Frank¬ 
reich zu sehr deutsch, zu viel proleta¬ 
risch und zu wenig neoklassizistisch. 
Find statt mahnenden Erinnerungen 
an die Vergangenheit, die ja Kolla¬ 
boration der herrschenden Kreise 
mit den Nazis einschloss, bevorzug¬ 
ten diese das unverbindlicher Schöne 
des klassischen Balletts. Weidt fand 
jedoch in der SBZ und dann in der 


DDR ab 1948 gute Arbeitsmöglich¬ 
keiten, trotz zeitweiliger Anfeindun¬ 
gen als „Westemigrant“. 1951 bis 1958 
wirkte er in der Provinz, in Schwerin 
(v.a. „Störtebecker-Festspiele“) und 
in Karl-Marx-Stadt. Im Laufe der 
Zeit erhielt sein „proletarischer“ Stil 
eine historische Patina oder begann, 
härter gesagt, zu veralten. Fraglos 
produktiv blieb demgegenüber sei¬ 
ne Arbeit mit ganzen Generationen 
von Laienensembles; das wichtigs¬ 
te war die „Gruppe Junge Tänzer“ 
(1966-1988) im Kontext von Walter 
Felsensteins „Komischer Oper“. 

Mit der Choreographie La 
Cellule“/“Die Zelle“ gewann Weidt 
1947 den „Concours International de 
la Danse“ in Kopenhagen. 

Mit seiner Hauptfigur Kragler 
setzte Weidt Brechts „Trommeln in 
der Nacht“ von Anfang 1919, eine 
rasche Verarbeitung des Sparta¬ 
kusaufstands (UA 1922) fort. Da¬ 
bei kritisiert Weidt seine Hauptfi¬ 
gur deutlicher als Brecht wegen des 
Verrats an der Revolution: „Ich bin 
ein Schwein, und das Schwein geht 
heim“, sagt Kragler aber auch schon 
bei Brecht. Kragler ist nun ein Vier¬ 
teljahrhundert älter, wartet wegen 
Eifersuchtsmord an seiner Frau auf 
seine Hinrichtung und wird von Er¬ 
innerungen bedrängt. Der Konflikt 
des Kriegsheimkehrers zwischen 
Sich-Niederlegen ins kleinbürgerli¬ 
che Bett und Sich-Beteiligen an der 
Revolution ist umformuliert zu in¬ 
neren Konflikten des Gefangenen, 
die aber szenisch-theatralisch nach 
außen verlagert sind. Ehefrau und 
Amüsiermilieu samt Sängerin und 
Girltruppe treten auf, die rote Fah¬ 
ne und der ödipale Konflikt mit dem 
Stiefsohn. Träume und Alpträume, 
Hoffnungen und Enttäuschungen 
werden in beredtem Tanz, vielgestal¬ 
tiger Musik und sprechenden Kostü¬ 
men vergegenständlicht. Besonders 
pointiert ist die parodistische Entge¬ 
gensetzung des klassischen Balletts 
mit Spitzentanz und Girl-Truppe, ein 
Versuch, den Revolutionär auf den 
rechten Weg zurückzuverführen, ge¬ 
gen den kraftvollen freien Tanz des 


Protagonisten. Die breite tanzstilisti¬ 
sche Palette meisterten Lehrerinnen, 
Elevinnen und Eleven der Hambur¬ 
ger Lola-Rogge-Schule mit eindring¬ 
licher Bravour. Die neue Choreo¬ 
graphie bringt durch die sujet- und 
themengerechte wechselseitige Spie¬ 
gelung von Live-Szene und Film die 
verschachtelten Zeit- und Konflikt¬ 
strukturen zu szenischer Präsenz. 
Dieses Verfahren hatte ein Kollek¬ 
tiv ebenfalls um N. Lipp und den Ver¬ 
ein „Koinzi-Dance“ schon einmal, bei 
der posthumen Uraufführung (2010) 
von Klaus Manns Tanzpantomime 
Die zerbrochenen Spiegel (1926) in 
Hamburg, ästhetisch ertragreich und 
erfolgreich angewandt. 

Wittwulf Y Malik, bislang vor al¬ 
lem mit subtiler Musik aus Natur- 
und Elektroakustik-Klängen her¬ 
vorgetreten, komponierte mittels 
Computer eine neue Musik, seine 
erste „Ballettmusik“, und beachtlich 
souverän mit dem Eingehen auf Er¬ 
fordernisse des Tanzes, zumal durch 
wiederholungsreiche Passagen und 
sinnfällige Charaktere samt Anspie¬ 
lungen auf Modetänze der 1920er 
und etwas ambivalenten Zitaten der 
„Internationale“ und des „Büxen¬ 
steinlieds“ (aus den nachrevolutionä¬ 
ren Kämpfen in Berlin Anfang 1919). 
Nena Lipps detailliertes, materialrei¬ 
ches Buch bettet das Projekt in das 
Panorama der Tanzgeschichte im 20. 
Jahrhundert ein. Lehrreich sind die 
fast unzähligen Facetten eines poli¬ 
tisch fortschrittlichen Tanztheaters, 
die sie aufleuchten lässt. Nach und 
in solchen Schätzen wäre weiter zu 
forschen. Was von den vielen kaum 
bekannten eindrucksvollen und an¬ 
rührenden Ansätzen damals heute 
weiter- und wiederverwendbar sind, 
wäre weiter auszuprobieren. 

Hanns-Werner Heister 

Nele Lipp: Jean Weidt. Idealist und Sur¬ 
realist der europäischen Tanzszene 
(Theater | Tanz | Performance, hrsg. v.S. 
Lindholm,S. Peters,G.Siegmund und K. 
Westphal, Bd. 2),258 Seiten mit 115 teils 
farbigen Abb., ATHENA-Verlag Ober¬ 
hausen., 24,50 Euro 



Die Kraft der Machtlosen 

26. Jahrestagung der Anna-Seghers-Gesellschaft in Berlin: „Flucht und Exil im Werk von Anna Seghers“ 


„Wieder soll ein Schiff untergegangen 
sein.“ Vielleicht wieder nur eines von 
vielen Gerüchten im Marseille des Jah¬ 
res 1940? Täglich kommen Nachrichten 
von den „Schicksalen anderer Schiffe, 
die mit ihrer Last von Flüchtlingen 
durch alle Meere gejagt wurden und 
nie von Häfen aufgenommen ...“ 

So etwa beginnt einer der berühm¬ 
testen Romane von Anna Seghers. In 
„Transit“ schildert sie das Chaos und 
das Ausharren, die Hoffnung und die 
Verzweiflung der Flüchtenden - ihre 
menschenunwürdige Jagd nach Papie¬ 
ren, nach Visa, nach dem entscheiden¬ 
den Stempel auf dem entscheiden¬ 
den Formular. Einen Zustand der 
Entwurzelung, der heute wieder für 
Millionen von Menschen bittere Re¬ 
alität ist. 

So stand die 26. Jahrestagung der 
Anna-Seghers-Gesellschaft (ASG) in 
Berlin unter dem Motto „Alles war 
auf der Flucht, alles war nur vorüber¬ 
gehend“ - Zum Motiv von Flucht und 
Exil im Werk von Anna Seghers. 

Die als Netty Reiling 1900 in 
Mainz geborene Autorin und ihre Fa¬ 
milie waren selbst Verfolgte. Ihr spä¬ 
terer Mann Laszlo Radvany war vor 
dem weißen Terror in Ungarn geflo¬ 
hen. Ihre Mutter Hedwig Reiling wur¬ 
de nach vergeblichem Bemühen um 
ein Visum deportiert und umgebracht; 
ihr Vater Isidor war kurz vorher ge¬ 
storben. Anna Seghers, doppelt ver¬ 
folgt als Jüdin und als Kommunistin, 
entkam mit ihren zwei kleinen Kin¬ 
dern, Ruth und Peter, zunächst nach 
Frankreich und später nach Mexiko. 
Nachzulesen ist einiges davon in den 


Erinnerungen ihre Sohnes in „Jen¬ 
seits des Stroms“ (2005). Der nun¬ 
mehr 90-Jährige Pierre Radvanyi ließ 
es sich auch diesmal nicht nehmen, 
zusammen mit seinem Sohn Jean aus 
Frankreich anzureisen. 

Ein in den letzten Jahren stetig zu¬ 
nehmendes Interesse an der nach 1989 
übel geschmähten kommunistischen 
Autorin konstatierte der Vorsitzende 
der ASG, Hans-Willi Ohl aus Darm¬ 
stadt. Nach der Dramatisierung ihrer 
Erzählung „Kopflohn“ (1934) am The¬ 
ater Mainz ist eine Theaterfassung von 
„Das siebte Kreuz“ am Frankfurter 
Theater angekündigt sowie die Neu¬ 
verfilmung von „Transit“ durch Chris¬ 
tian Petzold. 

Wie immer gehörten Lesungen so¬ 
wie die Verleihung des Anna-Seghers- 
Preises, diesmal an den mexikanischen 
Autor Yuri Herrera, zum Programm 
dieser wissenschaftlichen Tagung. Nur 
ein paar Ecken entfernt vom Tagungs¬ 
ort, dem altehrwürdigen Backsteinbau 
der Anna-Seghers-Gemeinschaftsschu¬ 
le (Kl. 1-13) in Adlershof, befindet sich 
die frühere Wohnung der Seghers, eine 
so gar nicht museale Gedenkstätte, be¬ 
treut von der Literaturwissenschaftle¬ 
rin Monika Melchert. 

Das Thema Flucht bilde „56 Jahre 
lang durchgehend und zentral“ im ge¬ 
samten Werk der 1993 verstorbenen 
Schriftstellerin ein markantes Konti¬ 
nuum, so Helen Fehervary (Columbus 
University, Ohio) in ihrem Vortrag. Die 
Mitherausgeberin der neuen Seghers- 
Werkausgabe im Aufbau-Verlag be¬ 
legte dies mit einem grandiosen Bogen 
durch deren Romane und Erzählungen. 


1932, noch vor ihrer eigenen Flucht 
vor den Nazis, war die spätere DDR- 
Nationalpreis-Trägerin in „Die Gefähr¬ 
ten“ den Lebensläufen von Revoluti¬ 
onären gefolgt, die nach dem Ersten 
Weltkrieg zu Tausenden aus Osteuro¬ 
pa vor der Konterrevolution fliehen 
mussten. 

Auch der Rebell Hüll in Seg- 


hers' preisgekröntem Erstlingsro¬ 
man „Der Aufstand der Fischer von 
St.Barbara“(1928) ist ein von der Po¬ 
lizei Gehetzter ebenso wie der steck¬ 
brieflich gesuchte KPD-Aktivist in 
„Der Kopflohn“ (veröffentlicht 1933 
in Amsterdam). In d e m antifaschis¬ 
tischen Weltklassiker „Das siebte 
Kreuz“ (veröffentlicht erstmals 1942) 
gelingt von sieben entflohenen KZ- 
Häftlingen nur dem Widerstands¬ 
kämpfer Georg Heisler die Flucht, 
nicht zuletzt dank eines feinmaschigen 
Netzwerks bekannter und unbekann¬ 
ter Helfender. 

Helen Fehervary wies auf einen 
markanten Unterschied zu den weni¬ 
gen Zeitgenossen von Anna Seghers 
hin, die ebenfalls die Fluchtproblema¬ 
tik thematisierten. 

In seinem Roman „Flucht ohne 
Ende“ schilderte der aus Galizien 
stammende Exil-Autor Joseph Roth, 
der früh im Pariser Exil zu Tode kam, 


„Irrwege und Wanderungen des mo¬ 
dernen Individuums ohne Ziel und 
Besonnenheit“, die bei Roth unweiger¬ 
lich im „Verlust der eigenen Identität“ 
endeten. Seghers dagegen begreife die 
Problematik des entwurzelten Men¬ 
schen als kollektives Phänomen. Selbst 
dessen Scheitern macht uns zwar tief 
betroffen, aber nie völlig hoffnungslos. 


In poetisch-mythischer Überhö¬ 
hung greift bei Seghers mitunter die 
Natur selbst als Verbündete ins Ge¬ 
schehen ein, wie in der Anthologie 
„Kraft der Schwachen“: als schützen¬ 
des Schilfrohr, umarmendes Busch¬ 
werk oder bergende Meereshöhle. 

Die große Humanistin habe die 
Fähigkeit, „das Leben als wesenhaft“ 
zu begreifen, wie es Fehervary nannte, 
den ungarischen Roman-Theoretiker 
und Seghers-Freund Georg Lukäcs zi¬ 
tierend. „Trotz staatlicher Übermacht 
und Überwältigung durch die Um¬ 
stände siegen letztlich Anstand und 
Gerechtigkeitssinn vieler Menschen 
zusammen“. 

In Texten nach Seghers' Rückkehr 
1947 nach Berlin (Ost) seien die Prot¬ 
agonisten bisweilen durch eine „exis¬ 
tenzielle Unruhe“ motiviert, „mit einer 
Sehnsucht nach Ausbruch aus dem Ge¬ 
wöhnlichen“, sie laufen weg „nach vorn 
in eine unbekannte Zukunft“ - wie in 


„Agathe Schweigert“ oder in „Das 
wirkliche Blau“. 

Aus dem Rahmen fallen zwei Nach¬ 
kriegserzählungen. Darin unternimmt 
es Seghers in einem bemerkenswerten 
Perspektivwechsel, sich in die erbärm¬ 
liche Gedankenwelt fliehender Mörder 
einzufühlen: den brutalen KZ-Aufse¬ 
her Zillich („Das Ende“, 1946) und den 
Vietnamkriegs-Piloten Gary („Stein¬ 
zeit“, 1975). 

Aus dem Rahmen fällt außerdem 
ihre wenig bekannte „Reise ins elfte 
Reich“, ein weiterer beeindruckender 
Beweis der Vielseitigkeit der Autorin. 
Verfasst während des Pariser Exils, 
führt uns diese satirische Utopie in eine 
verkehrte Welt. Die von Land zu Land 
Irrenden sehen sich mit ganz unerhör¬ 
ten Vorgehensweisen der Behörden 
dieses Reichs konfrontiert. Hereinge¬ 
lassen wird z.B. nur, wer eben gerade 
keinerlei Papiere oder Empfehlungen 
vorweisen kann. Die Lesung von Pas¬ 
sagen dieser Erzählung rief denn auch 
verblüffte Heiterkeit der Tagungsteil¬ 
nehmer hervor. 

Diese Seite der Seghers gefiel offen¬ 
kundig auch einer Theatergruppe der 
Anna-Seghers-Schule, unter ihnen eine 
geflüchtete Schülerin aus Syrien. Ihre 
Aufführung selbst dialogisierter Sze¬ 
nen beeindruckte durch große Spiel¬ 
freude und Ernsthaftigkeit. 

Noch nie habe er Anna Seghers „so 
bunt erlebt wie an dieser lebendigen 
Gemeinschaftsschule“, bekannte am 
Schluss der ASG-Vorsitzende Hans- 
Willi Ohl. Die nächste Jahrestagung 
soll wieder in Mainz stattfinden, The¬ 
ma: „Exil und Heimkehr“. Eva Petermann 


„Dieses Buch ist in Marseille entstanden, in den erwähnten Cafes, wahrschein¬ 
lich sogar, wenn ich zu lange warten musste, in Wartezimmern auf Konsula¬ 
ten, dann auf Schiffen, auch interniert auf Inseln, in Ellis Island in USA, der 
Schluss in Mexiko 

(Anna Seghers über die Entstehung des Romans „Transit“) 
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Angebot inakzeptabel 

Die Forderungen der EVG sind die richtigen 


Erst vor zwei Wochen hat die Ver¬ 
handlungsführerin der Eisenbahn- 
und Verkehrsgewerkschaft (EVG), 
Regina Rusch-Ziemba, auf dem klei¬ 
nen Gewerkschaftstag die Bedingun¬ 
gen für einen Tarifabschluss beim 
größten Eisenbahnbetrieb, der Deut¬ 
schen Bahn, für einen Tarifabschluss 
genannt: Wahlmöglichkeiten zwischen 
Urlaub, Lohnprozente oder Wochen¬ 
arbeitszeitverkürzung, gleicher Ab¬ 
schluss für alle und Lohnerhöhungen. 
Rusch-Ziemba betonte, dass der Tarif¬ 
abschluss nach vier Verhandlungsrun¬ 
den erreicht werden soll und forderte 
die Delegierten des kleinen Gewerk¬ 
schaftstages auf „die Winterstiefel 
anzuziehen“ und die Verhandlungen 
mit Protesten zu begleiten. Vor Ver¬ 
handlungsbeginn der dritten Runde 
in der letzten Woche in Berlin for¬ 
mierten sich etwa zweihundert Eisen¬ 
bahner zu einer überdimensionierten 
„7“ um ihre Forderung vom Verhand¬ 
lungsfenster aus sichtbar deutlich zu 
machen. Mehrere Redner aus den un¬ 
terschiedlichsten Bahnbereichen be¬ 
tonten auf der Kundgebung, dass die 
Forderungen der EVG die richtigen 


für die Kolleginnen und Kollegen sei¬ 
en. 

Seitens des Bahnkonzerns wurde 
dennoch versucht, Gräben zwischen 
den Bahnbetrieben aufzumachen. Ge¬ 
ringe Lohnerhöhungen und Ausnah¬ 
men für einige Bereiche sollen den un¬ 
terschiedlichen Bedingungen in dem 
einheitlichen Unternehmen gerecht 
werden. Auch das Thema mehr Ur¬ 
laub scheint für den Konzern schwer 
verdaubar. Dazu soll die Laufzeit des 
Tarifvertrages 27 Monate betragen. 
„Das ist für uns völlig inakzeptabel, 
wir werden keinen Tarifvertrag unter¬ 
schreiben, der eine wie auch immer ge¬ 
artete Ungleichbehandlung vorsehen 
soll“, erklärte die EVG-Verhandlungs- 
führerin. Dem Arbeitgeber müsse klar 
sein, dass dies einer der Knackpunkte 
in der augenblicklichen Tarifausein¬ 
andersetzung sei. „Da kriegen wir die 
Kolleginnen und Kollegen, wenn nötig, 
sofort vom Arbeitsplatz auf die Straße“, 
erklärte Regina Rusch-Ziemba. Die 
EVG fordert deutliche Nachbesserun¬ 
gen bis zum vierten Verhandlungster¬ 
min am 8. Dezember. 

Rainer Perschewski 



„ver.di Publik“- 
Printausgabe gefährdet? 

Zweifelhafte Online-Kampagne 


Was man will, das setzt man in Bewe¬ 
gung. Im Gegensatz zu einer Kampag¬ 
ne um Arbeitszeitverkürzung bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich beschäftigt 
sich der Bundesvorstand der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und 
der Gewerkschaftsrat (GR) auch gerne 
mal mit Dingen, die er meint durchset¬ 
zen zu wollen. Es geht um eine verstärkte 
Werbung für die Umstellung der Mitglie¬ 
derzeitung „Publik“ auf E-Paper. Zwar 
gab es schon immer die Möglichkeit, die 
ver.di-Zeitung auch online zu lesen. Jetzt 
aber wird proaktiv dafür geworben. 

Seit Mitte des Jahres wird versucht, 
den Bezug von Print in Richtung Online 
zu beeinflussen. Bei dieser fragwürdigen 
Kampagne bietet man als Lockvogel ein 
Preisausschreiben an. 

Aufgefallen ist alles, nachdem neben 
vielen anderen ausgerechnet die Be¬ 
schäftigten der Druckerei apm in Darm¬ 
stadt per Mail aus Berlin angeschrieben 
wurden. Deren Arbeitsplätze hängen 
massiv von der Herstellung der Prin¬ 
tausgabe ab. Darin heißt es: „Umwelt 
schonen: Jetzt umsteigen und gewinnen! 
Alle ver.di-Mitglieder, die jetzt bis zum 
30.8. auf das digitale Abo der ver.di pu¬ 
blik umsteigen und damit - der Umwelt 
zuliebe - auf den Bezug der Druckaus¬ 
gabe verzichten, nehmen automatisch an 
einer Verlosung teil und haben die Chan¬ 
ce, eine von 20 Taschenunikaten zu ge¬ 
winnen. Viel Glück!“ 

In einem Brief des ver.di-Landes- 
bezirks Hessen, der unserer Redaktion 
vorliegt, an den Bundesvorstand wird 
gegen ein solches Vorgehen protestiert. 
Darin kritisiert der Fachbereich Medi¬ 


en - Kunst - Industrie, dass langfristig 
durch eine anfänglich freiwillige Umstel¬ 
lung auf ein Digital-Abo die Weichen für 
eine komplette Aufgabe der Druckaus¬ 
gabe gestellt würden. Durch die selbst 
herbeigeführten Sachzwänge entstehe 
eine Situation, die dann als Begründung 
dafür herhalten muss, dass sich die Pro¬ 
duktion einer Printausgabe nicht mehr 
rechnet. Die Kolleginnen und Kollegen 
aus Hessen weisen auch darauf hin, dass 
die branchenspezifischen Beilagen, die 
jetzt der Printausgabe beiliegen, dann 
nicht mehr handfest zur Verfügung ste¬ 
hen. 

Mittlerweile regt sich Widerstand 
auch auf anderen Ebenen in ver.di. So 
wird an der Basis und in Bezirksvor¬ 
ständen der Gewerkschaft der Vorgang 
heftig kritisiert. „Wieder einmal ist dies 
alles an uns ehrenamtlichen Funktions¬ 
trägern vorbei geschehen, die Basis nicht 
informiert worden“, so eine Kollegin des 
ver.di-Bezirks Düsseldorf gegenüber der 
UZ. 

Der Unmut bei den Mitgliedern ist 
nachvollziehbar. Dazu beitragen dürf¬ 
te, dass das Schreiben aus Hessen auch 
nach zwei Monaten noch immer nicht 
von den Initiatoren der Kampagne be¬ 
antwortet ist. 

Die „ver.di Publik“ erscheint acht 
Mal im Jahr mit einer Auflage von 1,9 
Millionen gedruckten Exemplaren. Sie 
ist das Verbindungsglied zu den Mitglie¬ 
dern. Gerade in kleineren und mittleren 
Betrieben gilt sie auch als „Arbeits- und 
Werbematerial“ vieler Betriebs- und Per¬ 
sonalräte, um neue Mitglieder zu werben. 

Herbert Schedlbauer 


Rechtsfreier Zustand beendet 

DRK-Schwestern arbeiteten ohne Arbeits-und Tarifvertrag 



DRK-Schwestern sind „Arbeitnehmerinnen“ wie alle anderen Pflegenden auch: Sie arbeiten nach Einsatzplan und Weisung der 
Pflegedienstleitung, unterliegen den betrieblichen Bestimmungen und sind fest in die Betriebsorganisation eingegliedert. 


Krankenschwestern vom Deutschen Roten Kreuz galten in der Rechtspre¬ 
chung nicht als Arbeitnehmerinnen. Nun hat der Europäische Gerichts¬ 
hof (EuGH) anders entschieden. Aus diesem Anlass sprach die UZ mit 
Hans Wohland, Vorsitzender des Betriebsrats der Ruhrlandklinik in Essen. 


UZ: Euer Betriebsrat hat grundsätzlich 
Einstellungen von DRK-Schwestern als 
Vereinsmitglieder verweigert. Damit hat 
er diesen Stein ins Rollen gebracht. Wa¬ 
rum habt ihr so gehandelt? 

Hans Wohland: In 2010 ist unser 
Krankenhaus vom Uniklinikum Essen 
UK-E übernommen worden. Danach 
hat unser Arbeitgeber einen Gestel¬ 
lungsvertrag mit der DRK-Schwestern- 
schaft Essen abgeschlossen. Man woll¬ 
te zunehmend Vereinsschwestern ohne 
Arbeitsvertrag einstellen, so wie es im 
UK-E seit Jahrzehnten gemacht wurde. 

Der Personalrat des UK-E hat sich 
immer wieder dagegen ausgesprochen, 
denn der Einsatz von DRK-Schwestern 
hat immer schon Probleme gemacht. 
Aus rechtlichen Gründen konnte der 
PR allerdings nicht zum Arbeitsgericht. 
Der Personalrat musste diese Praxis da¬ 
her tolerieren. 

Wir kannten die Probleme im UK- 
E. Wir wollten solche Probleme nicht 
in unserem Betrieb. 

★ DRK-Schwestern sind Beschäftig¬ 
te ohne Arbeitsvertrag, ohne Tarifver¬ 
trag, ohne klare Rechte. Sie können 
sich nicht an den Betriebsrat wenden. 

★ Mit dem Einsatz von DRK-Schwes¬ 
tern wird also die Mitbestimmung des 
BR abgebaut. 

★ DRK-Schwestern können auch nicht 
vor dem Arbeitsgericht klagen, z.B. ge¬ 
gen eine Kündigung. 

★ Bei uns gab es bis dahin nur Kran¬ 
kenschwestern mit Arbeitsvertrag, mit 
Tarifbindung. 

★ Mit dem Einsatz von DRK-Schwes¬ 
tern wollte der Arbeitgeber die Stamm¬ 
belegschaft mit Arbeitsvertrag und Ta¬ 
rifschutz reduzieren. Langfristig hätte 
das zum Verlust der Tarifbindung füh¬ 
ren können, also zum Abbau der Rech¬ 
te und des Schutzes aller Beschäftigten. 
Eine solche Situation hatte es 2006 im 
UK-E gegeben. Dort gibt es ca. 1 500 
DRK-Schwestern ohne Tarifschutz, 
ohne Streikrecht. Der Vorstand des 
UK-E hatte die Tarifbindung aufge¬ 
kündigt. Er wusste: Die 1 500 DRK- 
Schwestern dürfen nicht streiken. Aber 
die anderen Kolleginnen haben sich er¬ 
folgreich gewehrt und mit einem mehr¬ 
wöchigen Streik die Tarifbindung im 
UK-E durchgesetzt. So etwas oder an¬ 
dere Probleme wollten wir verhindern. 
Schließlich hat der BR, gemeinsam mit 
ver.di und den Kolleginnen im Betrieb, 
beim Betriebsübergang engagiert für 
die Tarifbindung gekämpft. Die durf¬ 
ten wir nicht aufs Spiel setzen. 


★ Unser Ziel: Alle, die in unserem Be¬ 
trieb arbeiten, sollen einen Arbeitsver¬ 
trag mit Tarifbindung, mit allem Schutz 
und allen Rechten haben. 

★ Hinzu kam: Leiharbeit darf nicht 
dauerhaft erfolgen. Der BR hat den 
Einsatz der DRK-Schwestern als Ein¬ 
satz von Leiharbeitnehmerinnen be¬ 
wertet. Der Dauereinsatz widersprach 
also den Bestimmungen des Arbeit¬ 
nehmerüberlassungsgesetzes (AÜG). Es 
galt also zu klären, sind DRK-Schwes¬ 
tern Arbeitnehmerinnen? Denn nur für 
Arbeitnehmerinnen gelten Schutzrechte 
und spezielle Gesetze wie das AÜG. 

UZ: War das bei euch ein Einzelfall? 
Wie viele Schwestern sind in deutschen 
Krankenhäusern eingesetzt? 

Hans Wohland: Der BR hat den Ein¬ 
satz von DRK-Schwestern immer wie¬ 
der als Problem thematisiert. Deshalb 
ist die Zahl der DRK-Schwestern in 
unserem Betrieb relativ klein geblie¬ 
ben, ca. 20. Das sind bei uns ca. 10 
Prozent der Pflegekräfte In anderen 
Krankenhäusern gibt es mehrere hun¬ 
derte oder sogar über tausend gestellte 
DRK-Schwestern ohne Arbeitsvertrag, 
ohne Rechte oder Schutz durch einen 
Tarifvertrag. Dort liegt die Quote bei 
50 Prozent oder darüber. Bundesweit 
gibt es ca. 22 000 DRK-Schwestern. 
Die meisten arbeiten als gestellte Ver¬ 
einsschwestern in Krankenhäusern. 

UZ: Der Arbeitgeber hat beim zustän¬ 
digen Arbeitsgericht auf Zustimmungs¬ 
ersetzung geklagt. Wie hat das Gericht 
entschieden? 

Hans Wohland: In der Erstinstanz hat 
das Arbeitsgericht die Zustimmungs¬ 
verweigerungen des BR ersetzt. Der 
Arbeitgeber konnte also die DRK- 
Schwestern ohne Arbeitsvertrag ein- 
setzen. Auch das Landesarbeitsgericht 
(LAG) hat so entschieden. Das LAG 
hat sich auf die bis dahin gültige „alte“ 
Rechtsprechung des Bundesarbeits¬ 
gerichtes (BAG) bezogen. Das BAG 
hat seit den 1950er Jahren, zuletzt 
1976, immer entschieden, dass DRK- 
Schwestern keine Arbeitnehmer seien, 
da sie karitativ tätig seien und nicht 
zum Erwerbszweck arbeiten würden. 
Jeder weiß aber, dass die Realität eine 
andere ist. Auch DRK-Schwestern ar¬ 
beiten, um ihren Lebensunterhalt zu 
verdienen. 

Und auch das spricht dafür, dass 
DRK-Schwestern Arbeitnehmerinnen 


sind wie alle anderen Pflegenden auch: 
Sie arbeiten nach Einsatzplan und Wei¬ 
sung der Pflegedienstleitung, unterlie¬ 
gen den betrieblichen Bestimmungen 
und sind fest in die Betriebsorganisa¬ 
tion eingegliedert, so wie alle anderen 
Arbeitnehmerinnen auch. 

Bei der Verhandlung vor dem BAG 
im Frühjahr 2015 war erstmalig zu er¬ 
kennen, dass die BAG-Richter sich 
nicht so sicher sind, ob sie die bishe¬ 
rige Rechtsprechung noch aufrecht er¬ 
halten können. Daher haben sie beim 
EuGH angefragt, ob DRK-Schwestern 
nach Europarecht Arbeitnehmerinnen 
sind und der EU-Richtlinie zur Leihar¬ 
beit unterliegen. 

Das EuGH hat, anders als bisher 
das BAG, eindeutig klargestellt, dass 
die DRK-Schwestern Arbeitnehmerin¬ 
nen sind und die EU-Richtlinie zur 
Leiharbeit angewendet werden muss. 

UZ: Was verändert sich nun für die 
DRK-Schwestern? 

Hans Wohland: Die Arbeitgeber, die 
bisher DRK-Schwestern ohne Arbeits¬ 
vertrag eingesetzt haben, sind nun in 
der Pflicht, diesen Menschen Arbeits¬ 
verträge anzubieten und sie in das üb¬ 
liche Arbeitsvertragsverhältnis überzu¬ 
leiten, so als wenn sie vom ersten Tag 
des Einsatzes einen Arbeitsvertrag mit 
dem jeweiligen Krankenhaus gehabt 
hätten. Überall herrscht Personalman¬ 
gel. Daher dürfte es kein Problem sein, 
diese Menschen weiter dort einzuset¬ 
zen, wo sie bisher auch gearbeitet ha¬ 
ben. Jetzt allerdings mit Arbeitsvertrag, 
mit allen Rechten und allem Schutz. 

UZ: Ist dieses Urteil nun endgültig? 

Hans Wohland: Ich denke, das Urteil 
des EuGH ist rechtsverbindlich und 
die deutschen Arbeitsgerichte müssen 
diese Entscheidung umsetzen. Formal 
muss das BAG das noch nicht abge¬ 
schlossene Verfahren mit einem Urteil 
zu Ende führen. Das könnte im Früh¬ 
jahr 2017 geschehen. Das Urteil des 
BAG kann aber jetzt nicht mehr von 
dem Urteil des EuGH abweichen. 

Im Ergebnis führt das EuGH-Urteil 
zu Verbesserungen für viele tausend 
Menschen, zu mehr Rechtssicherheit, 
geschützten Arbeitsverhältnissen mit 
Tarifbindung, zur Stärkung der Mit¬ 
bestimmungsrechte der Betriebs- und 
Personalräte und zu besseren Möglich¬ 
keiten für die Gewerkschaft ver.di. Sie 
hat das Urteil des EuGH ausdrücklich 
begrüßt und ihrerseits die Arbeitgeber 
aufgefordert, ihrer Verantwortung nach¬ 
zukommen und das Urteil im Sinne der 
beteiligten Menschen positiv umzuset¬ 
zen. Die Fragen stellte Werner Sarbok 
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VW baut um 

Die Kosten der Abgasaffäre soll die Belegschaft tragen 



Zehntausenden Kolleginnen bei VW droht der „sozialverträgliche“ Abbau ihres Arbeisplatzes 


I m September 2015 entdeckte die US- 
amerikanische Umweltschutzbehör¬ 
de in VW-Dieselfahrzeugen Mani¬ 
pulationen zur Umgehung der Abgas¬ 
normen. Die betreffende Software war 
in elf Millionen Fahrzeugen eingebaut. 
Aber auch in Europa zugelassene Autos 
waren betroffen, zudem Audi und Por¬ 
sche. Ein Skandal. Unverzüglich muss¬ 
te VW-Vorstandsvorsitzender Martin 
Winterkorn zurücktreten. Sein Nach¬ 
folger Matthias Müller versprach am 
25. September 2015: „Meine vordring¬ 
lichste Aufgabe wird es sein, Vertrauen 
für den Volkswagen-Konzern zurück¬ 
zugewinnen durch schonungslose Auf¬ 
klärung und maximale Transparenz“ 
Da kam aber nichts. Dennoch wurde 
bald bewiesen, dass die Maßnahmen 
den Verantwortlichen bekannt und mit 
Bedacht angeordnet waren. Die Kos¬ 
ten sind schon abzuschätzen. Sie sind 
hoch, VW wird dafür zahlen. Unabseh¬ 
bar sind die ökologischen Schäden. 

Unbeeindruckt bestreitet Volkswa¬ 
gen (FAZ 3.11.2016) unterdessen, dass 
die Stickoxid-Emissionen von Die- 
sel-Pkw gesundheitsschädlich seien. 
„Eine seriöse Ermittlung von Krank¬ 
heitszahlen oder sogar Todesfällen für 
bestimmte Bevölkerungsgruppen ist 
nach unserem Kenntnisstand aus wis¬ 
senschaftlicher Sicht nicht möglich.“ 
Der Konzern sieht in der Abgasaffäre 
keinen Verstoß gegen EU-Gesetze und 
glaubt, mit diesem Einwand Schaden¬ 
ersatzzahlungen in Deutschland und 
Europa vermeiden zu können. Die ein¬ 
gebaute Software stelle nach Ansicht 
des Konzerns „keine unzulässige Ab¬ 
schalteinrichtung nach europäischem 
Recht dar“. Schadenersatzansprüche 
von Kunden bestreitet VW energisch. 

Der Vorstand der IG Metall wieder¬ 
um will „Neue Abgasnormen als Chan¬ 
ce nutzen“ (Ffm, Oktober 2016). Denn 
ein Strukturwandel der Autoindus¬ 
trie könne nur dann gelingen, wenn er 
gleichermaßen die umweit-, die indus- 
trie- und die beschäftigungspolitischen 
Ziele im Blick habe. Ohnehin wolle 
die EU-Kommission die Typenzulas¬ 
sung europäisch neu regulieren. Grund 
hierfür seien die Manipulationen der 
Dieselabgase durch Volkswagen, aber 
auch die in diesem Zusammenhang öf¬ 
fentlich gewordenen erheblichen Ab¬ 
weichungen von Test- zu Realbetrieb. 

Bekannt ist: damit wir aus Nahrung 
Energie gewinnen können, benötigen 
wir Sauerstoff. Den geben Pflanzen ab, 
die wiederum Kohlenstoffdioxid auf¬ 
nehmen, das wir ausatmen. Aber es 
reichern Verbrennungsprozesse in In¬ 
dustrie und Verkehr im Übermaß die 
Atmosphäre mit Kohlenstoffdioxid 
an. Nicht erst seit der VW-Abgasaf- 
färe wird über die Abschaffung von 
Verbrennungsmotoren diskutiert. Ins¬ 
gesamt verursachen Automobile 18 
Prozent der weltweiten Treibhausgas- 
Emissionen - sobald sie fahren. Vorher 
schon, bei der Herstellung eines Fahr¬ 


zeugs von 1,5 Tonnen Gewicht schla¬ 
gen 70 Tonnen Material in die Ökobi¬ 
lanz. Hernach transportiert das Fahr¬ 
zeug allenfalls ein Zehntel des eigenen 
Gewichts. Es wird im Schnitt von 1,3 
Menschen für zwei Stunden am Tag 
genutzt. Die übrigen 22 Stunden steht 
es herum, selbstverständlich erst nach 
Entdeckung einer Parklücke. Der An¬ 
teil des Suchverkehrs kann sich schon 
mal an Vorweihnachtswochenenden 
von 40 auf 90 Prozent erhöhen. Zudem 
erweist sich in Wahrheit unter den ge¬ 
genwärtig herrschenden Bedingungen 
die ersehnte Parklücke als Marktlücke. 
Von den Staus, die immerhin schnelle 
Cabrios, SU Vs und zuckelige Kleinwa¬ 
gen gleichermaßen und statusnivellie¬ 
rend betreffen, soll hier mal nicht die 
Rede sein. Aber all diese Hemmnisse 
gehören in die Bilanz, wenn die widri¬ 
gen Verhältnisse bewertet werden, in 
denen sich die Produktivkraft namens 
Mobilität zu entfalten hätte. 

Im Oktober einigte sich VW mit 
den amerikanischen Behörden auf ei¬ 
nen Kompromiss. Er kostet 13,5 Milli¬ 
arden Euro, betrifft aber nur die 2-Li- 
ter-Dieselautos. Strittig sind noch die 
Zahlungen über die 3-Liter-Modelle. 
Da werden weitere, wenn auch gerin¬ 
gere Milliardensummen fällig - abge¬ 
sehen von den Strafzahlungen an die 
US-Regierung. 


Die Affäre ist Ausdruck und Wir¬ 
kung einer Krise der Autoindustrie, 
nicht nur der deutschen. Im Januar 
hatten sich schon Exporteinbrüche 
angedeutet. Die vergangenen Monate 
bestätigten einen solchen Trend noch 
nicht. Indes fielen die Oktoberzahlen 
ungünstig aus. Die Neuzulassungen san¬ 
ken nach Angaben des Verbandes der 
Automobilindustrie (VDA) um sechs 
Prozent im Verhältnis zum Vorjahres¬ 
monat auf 262 700, der Export um acht 
Prozent auf 364 700 und die Produktion 
um elf Prozent auf 472 800 PKW. 

Die Krise macht die Zukunft der 
Autoproduktion unsicher. Einerseits 
wird die Produktivität forciert. Zum 
anderen soll die E-Mobilität ausgebaut 
werden. „In China, das beim Umbau zur 
Elektromobilität der führende Markt 
sein wird, wird über die vollmundigen 
europäischen Bekenntnisse zur Digita¬ 
lisierung oft nur milde gelächelt“ merkt 
die FAZ am 27. Oktober an. 

Die Kosten der Abgasaffäre soll die 
Belegschaft tragen. Die Rechnung wird 
ihr als „Zukunftspakt“ präsentiert. Bis 
2020 werden 14 000 Arbeitsplätze ganz 
wegfallen, weitere 23 000 „sozialver¬ 
träglich und entlang der demografischen 
Kurve“ abgebaut. Der Vorstand ver¬ 
spricht, betriebsbedingte Kündigungen 
für die nächsten neun Jahre (bis 2025) 
auszuschließen. „Niemand im Stamm“ 


müsse Angst um seinen Arbeitsplatz ha¬ 
ben. Die Altersteilzeitangebote würden 
ausgebaut. Das Unternehmen will in der 
Verwaltung bis Ende 2020 einen drei¬ 
stelligen Millionenbetrag sparen. In der 
Verwaltung „kann“ die Arbeitszeit „in 
einzelnen Bereichen“ „in Abstimmung 
mit dem Betriebsrat“ und „befristet“ auf 
40 Stunden steigen. 

Die Zahl der Leiharbeiter soll deut¬ 
lich sinken. 

Es ist eine Steigerung der Produkti¬ 
vität um 25 Prozent bis 2020 vereinbart. 
Damit will das Unternehmen ganz of¬ 
fen den Gewinn um mehrere Milliar¬ 
den Euro verbessern. „Bei Volkswagen 
galt und gilt, dass Wirtschaftlichkeit und 
Beschäftigung gleichrangige Unterneh¬ 
mensziele sind.“ sagt der Betriebsrats¬ 
vorsitzende Osterloh und richtet die 
Hoffnungen auf die E-Mobiltät. „Mit 
diesen Autos werden wir uns an die 
Spitze der Industrie setzen. Der Be¬ 
triebsrat hat in den Verhandlungen um 
den Zukunftspakt dafür gesorgt, dass 
diese Zukunftsautos in Deutschland 
gebaut werden. So sichern wir lang¬ 
fristig Beschäftigung.“ Auch in den an¬ 
deren Zukunftsbereichen wie Digita¬ 
lisierung, autonomes Fahren und Mo¬ 
bilitätsdienstleistungen entstünde „auf 
Druck des Betriebsrats“ zusätzliche - 9 
000 Arbeitsplätze sollen es werden - 
B eschäf tigung. Klaus Stei n 


Lufthansa verliert 
vor Gericht 

Die Fluglinie Lufthansa ist vor zwei 
Arbeitsgerichten mit dem Antrag ge¬ 
scheitert, eine einstweilige Verfügung 
gegen den Pilotenstreik zu erwirken. 
Die „Vereinigung Cockpit“ befindet 
sich in einem seit April 2014 dauern¬ 
den Tarifkampf. Hintergrund ist der 
Versuch der Lufthansa, Arbeitsplätze 
in ihre Tochtergesellschaft Eurowings 
auszulagern und damit die Gehälter 
der Angestellten zu drücken. Mit dem 
Streik in der vergangenen Woche dürf¬ 
ten wieder 1700 Flüge ausgefallen sein. 

Nahles' lückenhafter 
Rentenplan 

Bundesarbeitsministerin Andrea Nah¬ 
les (SPD) legte vor einer Woche ein 
Rentenkonzept vor, obwohl es beim 
Treffen der Spitzen der Regierungspar¬ 
teien nicht komplett akzeptiert worden 
war. Dem Plan zufolge soll erstens das 
Rentenniveau bis zum Jahr 2045 nicht 
unter 46 Prozent sinken. Das Renten¬ 
niveau beschreibt, wie hoch eine „Stan¬ 
dardrente“ nach 45 Beitragsjahren im 
Verhältnis zum Durchschnittseinkom¬ 
men der Erwerbstätigen im selben 
Jahr ist. Zweitens dürfen die Beiträge 
zur Rentenkasse dem Konzept zufol¬ 
ge nicht 25 Prozent des Einkommens 
überschreiten. Derzeit liegt das Ren¬ 
tenniveau bei knapp 48 und der Bei¬ 
tragssatz bei 18,7 Prozent. Für Gering¬ 
verdiener will Nahles eine „gesetzliche 
Solidarrente“ schaffen, die anstelle der 
von der Koalition ursprünglich geplan¬ 
ten „Lebensleistungsrente“ treten soll. 
Für die Solidarrente bekam Nahles 
auf dem Koalitionstreffen jedoch kei¬ 
ne Mehrheit. Die ostdeutschen Renten 
sollen bis 2025 an das Westniveau ange¬ 
glichen werden. 

Teure Insolvenzen 

Die Zahl der Insolvenzen ist in 
Deutschland 2016 voraussichtlich wei¬ 
ter gesunken, stellt die Auskunftei 
Creditreform fest. Allerdings seien die 
Schäden der nur noch etwa 21 700 Fir¬ 
menpleiten um 40 Prozent auf 27,5 Mrd. 
Euro hochgeschnellt. 

Mehr Geld für inklusive 
Schulformen 

Die Gewerkschaft Erziehung und Wis¬ 
senschaft (GEW) fordert mit Blick 
auf die am gegangenen Dienstag ver¬ 
öffentlichten Ergebnisse der TIMSS- 
Studie, deutlich mehr Geld in inklu¬ 
sive Schulsysteme zu investieren. „In 
einer inklusiven Schule können alle 
Kinder ihren individuellen Fähigkei¬ 
ten entsprechend unterstützt und ge¬ 
fördert werden. Dafür brauchen wir 
eine bessere personelle und materiel¬ 
le Ausstattung inklusiver Schulformen, 
eine Lehrerbildung, die die angehen¬ 
den Pädagoginnen und Pädagogen auf 
die soziale Realität in den Schulen 
vorbereitet und ihnen das notwendige 
Handwerkszeug für gute und erfolg¬ 
reiche Arbeit mit heterogenen Lern¬ 
gruppen mitgibt“, sagte Ilka Hoffmann, 
für Schule verantwortliches GEW-Vor¬ 
standsmitglied. 


Ausweg aus der Wachstumsklemme? 

OECD fordert mehr Investitionen, die deutsche Wirtschaft schwächelt 


Es will einfach nicht bergauf gehen mit 
der Weltwirtschaft. Sie befindet sich 
seit der Krise von 2008 in einer „Nied¬ 
rig-Wachstums-Falle“, klagt die „Or¬ 
ganisation für Wirtschaftliche Zusam¬ 
menarbeit und Entwicklung OECD“ in 
ihrem neuesten Bericht. Das Problem 
bestehe in mangelnden privaten und 
öffentlichen Investitionen und dem 
Zusammenbruch des Wachstums des 
Welthandels. Die Staaten müssten ihre 
Haushaltspolitik umfassend und ge¬ 
meinsam entwickeln. 

Hintergrund sind zunehmende Un¬ 
gleichgewichte. Die Organisation, die 
der Durchsetzung der Interessen der 
imperialistischen Staaten dient, lobt 
das vom frisch gewählten US-Präsi- 
denten Donald Trump angekündigte 
Investitionsprogramm. Dadurch kön¬ 
ne die Weltwirtschaft einen Anstoß 
von 0,1 Prozentpunkten 2017 und 0,3 
im Jahr darauf bekommen. Bei einem 


prognostizierten Weltwirtschaftswachs¬ 
tum von nur 2,9 Prozent in diesem, 3,3 
Prozent im nächsten und 3,6 Prozent 
im Jahr 2018 fällt das ins Gewicht. An¬ 
lass für das Programm ist der Rückgang 
der Industrieproduktion und der Pro¬ 
duktivität. Die Investitionen der US- 
Unternehmen in Maschinen und Fahr¬ 
zeuge gingen 2016 deutlich zurück. Sie 
sollen deshalb auch zuallererst profi¬ 
tieren. Die deutschen Exporte in die 
USA gehen bereits zurück und werden 
in diesem Jahr um bis zu sieben Pro¬ 
zent sinken. 

Die OECD fordert mehr öffentli¬ 
che Investitionen in Infrastruktur und 
Bildung in Europa, auch wenn dadurch 
die Staatsschulden steigen. So könn¬ 
te langfristig die Arbeitslosigkeit ge¬ 
senkt und der dürftige Produktivitäts¬ 
zuwachs von nur 0,5 Prozent pro Jahr 
seit Ausbruch der Krise gesteigert wer¬ 
den. Das dürfe aber nicht mit protek¬ 


tionistischen Maßnahmen verbunden 
sein, die seit 2008 stark zugenommen 
hätten, findet die OECD. Sie seien eine 
Gefahr für ein Viertel der Arbeitsplät¬ 
ze in den meisten OECD-Ländern. 
Weitere Strukturreformen (Rentenal¬ 
ter erhöhen, etc.) müssten auf den Weg 
gebracht werden, um die Produktivität 
zu steigern. Die Arbeitslosigkeit ist im 
Euroraum weiterhin sehr hoch, in Itali¬ 
en liegt sie bei 11 Prozent, bei den unter 
25-Jährigen sogar bei 37 Prozent. 

Die Bundesregierung lehnt eine 
höhere Staatsverschuldung im Eu¬ 
roraum bisher ab, da dies die Stabili¬ 
tät des Euro gefährden würde. Aus den 
neuesten Zahlen des statistischen Bun¬ 
desamts geht hervor, dass das deutsche 
Wirtschaftswachstum an Schwung ver¬ 
liert und im dritten Quartal nur noch 
um 0,2 Prozent gegenüber dem Vor¬ 
quartal gewachsen ist. Insbesondere 
der Export schwächelt, das Wachstum 


hängt von der heimischen Nachfrage 
und besonders vom Staatskonsum ab. 
Der hat seit 2015 um 4,5 Prozent zuge¬ 
legt, der private Konsum um 1,5 Pro¬ 
zent. Bei Investitionen in Maschinen 
und Fuhrpark ist dagegen ein anhal¬ 
tender Rückgang zu verzeichnen. Der 
Staat liefert bereits seit einem Jahr den 
größten Anteil zum Wirtschaftswachs¬ 
tum. Die Exporte haben dagegen seit 
einem Jahr nicht mehr dazu beigetra¬ 
gen. Da rund ein Drittel des deutschen 
Bruttoinlandsprodukts durch die Pro¬ 
duktion von Exportgütern entsteht, 
wirkt sich das schnell aus. 

Die zweitgrößte Branche des verar¬ 
beitenden Gewerbes, der Maschinen¬ 
bau, verzeichnet seit 2014 Null-Wachs¬ 
tum und befürchtet Einbrüche, falls 
der wichtigste Absatzmarkt USA sich 
verengen sollte. Der Anteil der Expor¬ 
te am Umsatz der deutschen Metall- 
und Elektroindustrie ist laut Institut 


der deutschen Wirtschaft auf über 62 
Prozent gestiegen und damit wesent¬ 
lich höher als im Durchschnitt (38 Pro¬ 
zent) der fünf führenden Metall- und 
Elektro-Nationen. Der deutsche Bin¬ 
nenmarkt kann die Produktion nicht 
aufnehmen, der europäische Markt 
reicht wegen hoher Arbeitslosigkeit, 
vieler fauler Kredite und geringer In¬ 
vestitionen nicht aus und in China und 
den USA wird es eng. Die Frage steht 
im Raum, wer all die Waren, die von 
zusätzlichen Maschinen und Menschen 
produziert werden würden, kaufen soll. 
Die Überkapazitäten aller Länder wer¬ 
den auch durch Konjunkturprogramme 
kaum abgebaut, die Konkurrenz ver¬ 
schärft sich. Der „Appell“ der OECD, 
dass „gemeinsame Aktionen größere 
Erträge bei geringeren politischen Kos¬ 
ten ermöglichen“, dürfte an den realen 
Widersprüchen scheitern. 

Philipp Kissel 
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Fidel Castro 


Ein im Brecht'schen Sinne 
„Unentbehrlicher" ist 
gegangen. 

Sein revolutionärer 
Humanismus, das Gedankengut 
des unermüdlichen „Kämpfers 
der Ideen" bleiben. 


Es ist uns Auftrag. 

#Hasta siempre Fidel 


ln tief empfundener Trauer, 
in deinem Geiste gehen wir den 
Weg für eine friedliche und 
emanzipierte Welt entschlossen 
weiter. 


Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 
Bundesvorstand 




Cuba Informationsbüro e.V. 
rstr. 14-16 • 10178 Berlin 
:werk-cuba.de 
"0 093 38 • Spenden: 
erlin • BIC: PBNKDEFF _ 


Mit dem Tod von Fidel Castro 

hat die Menschheit eine Person 

üchkeit von höchstem Format 

verloren. Die historische Leis 

tunq des cubanischen Volkes 

und seiner von Fidel geleiteten 

Revolution inspirieren Millionen 

von Menschen im Kampf für eine 

bessere Welt. 

Personen sterben, doch große 

Ideen leben weiter und entfalten 

ihren Einfluss. Cuba wird se l ™* n 
Weg fortsetzen und wir mit un¬ 
seren Mitgliedsorgan.sat.onen 

wie FG BRD-Kuba, CubaS. und 
KarEn, stehen ihm unermüdlich 
zur Seite. Im Sinne dieses gro 

ßen Humanisten, der Cuba und 

der Welt den Weg gewiesen hat 
Auch unter den Bedingungen von 
Armut und ökonomischerUnter 

entwicklung ist eine solidarische 

Gesellschaft keine Utopie 

sind 
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Wir trauern um unseren Genossen 

Hans Giersiepen 

der im Alter von 87 Jahren am 22. November verstorben ist. 

Hans wurde am 18. August 1929 als Sohn einer kommunisti¬ 
schen Arbeiterfamilie aus Remscheid geboren. Sein Vater, der 
Vorsitzender der KPD-Fraktion im Remscheider Stadtrat war, 
wurde in SA-Haft erschlagen. Bald nach der Befreiung vom 
Faschismus trat Hans der KPD bei. Sie delegierte den gelernten 
Zimmermann in den 50er Jahren an die Arbeiter-und-Bauern- 
Fakultät, um das Abitur zu machen, und anschließend zum Stu¬ 
dium der politischen Ökonomie in die DDR. 

Als „Parteijournalist" erwarb er sich in der illegalen Presse und 
im Rundfunk der KPD während der Illegalität große Verdienste. 

Nach der Rückkehr mit seiner Familie aus der DDR arbeitete 
Hans nach der Neukonstituierung lange Jahre als Redakteur der 
UZ und in der W&S-Abteilung des Parteivorstands der DKP. 

Seine Berichte aus dem von der Konterrevolution bedrohten 
Polen Anfang der 80er Jahre und die tägliche Herausgabe der 
Streiknachrichten bei Opel Rüsselsheim blieben uns und ihm in 
guter Erinnerung. 

ln der Deutsch-Polnischen Freundschaftsgesellschaft, in der 
VVN-BdA und bei den Naturfreunden gewann er sich durch sei¬ 
ne verlässliche und zupackende Mitarbeit bis ins hohe Alter gro¬ 
ße Anerkennung, ln der DKP Bonn/Rhein-Sieg gehörte er bis zu 
seiner alters- und krankheitsbedingten Übersiedlung zu seiner 
Tochter Sabine zu den zuverlässigsten Mitstreitern. 

Wir trauern mit ihr um einen klugen, verlässlichen und respek¬ 
tierten Genossen und Freund. 

DKP Bonn/Rhein-Sieg 
DKP Bezirksvorstand Rheinland-Westfalen 
Redaktion „unsere zeit" 

DKP Parteivorstand 
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Fidel 

für immer 

Er war ein weltgeschichtliches Individuum - er bleibt 
eine der großen Persönlichkeiten des Sozialismus. Ge¬ 
meinsam mit Millionen Kubanerinnen und Kubanern, 
die in diesen Tagen folgende Zeilen unterzeichnen, 
betrachten wir sein Werk als unseren Auftrag: 

Revolution 

bedeutet, den geschichtlichen Augenblick zu spüren; 
bedeutet, alles zu ändern, was geändert werden muss; 
bedeutet vollkommene Gleichheit und Freiheit; 

bedeutet, selbst wie ein Mensch behandelt zu werden 
und andere so zu behandeln; 

bedeutet, uns aus eigener Kraft selbst zu befreien; 

bedeutet, mächtige herrschende Kräfte herauszufordern, 
innerhalb und außerhalb unseres gesellschaftlichen und 
nationalen Rahmens; 

bedeutet, werte, von denen man überzeugt ist, um jeden 
Preis zu verteidigen; 

bedeutet Bescheidenheit, Uneigennützigkeit, Altruismus, 
Solidarität und Heroismus; 

bedeutet, mit Kühnheit, Intelligenz und Gespür für die 
Realität zu kämpfen; 

bedeutet, weder jemals zu lügen noch ethische Grund¬ 
sätze zu verletzen; 

bedeutet, zutiefst überzeugt zu sein, dass auf der Welt 
keine Macht existiert, die die Kraft der Wahrheit und der 
Ideen aufhalten könnte. 

Revolution bedeutet Einheit, bedeutet Unabhängigkeit, 
bedeutet, für unseren eigenen Traum von Gerechtigkeit 
für Kuba und die Welt zu kämpfen, welche zugleich die 
Grundlage unseres Patriotismus, unseres Sozialismus 
und unseres Internationalismus ist. 

(Fidel Castro Ruz, 1. Mai 2000) 

Für Kuba. 

Für den Sozialismus. 

AG Kuba-Solidarität der DKP 
Parteivorstand der DKP 
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lesen. unterstützen 
verbreiten . nutzen 


DKP Saarland 

Stoppt die Kaputtsparer im Saarland - Millionärs¬ 
steuer jetzt! Gemeinsam gegen Krieg und rechts! 
Kapitalismus überwinden! DKP stärken! 

Einladung zur Landesmitgliederversammlung 

am 10. Dez. 2016, in die Aula der Stadt Sulzbach/Saar, 

Gärtnerstraße 12, Beginn 14.00 Uhr. Einlass ab 13.30 Uhr 

Vorschlag für die Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung der Versammlung 

3. Referat 

4. Diskussion 

5. Beratung und Beschlussfassung von Anträgen und 
Entschließungen 

6. Beschlussfassung zur Aufstellung einer Landesliste 
zu den Bundestagswahlen 

7. Bei Zustimmung zum Punkt 6: Wahl der Landesliste 

8. Schlusswort 

Konferenzschluss wird gegen 18.00 Uhr sein. Antragsschluss 
ist Mittwoch, 30.11.16. 

Eingeladen sind alle Mitglieder der DKP Saarland; das Mit¬ 
gliedsbuch ist mitzubringen. Kostenbeitrag 8.-Euro 
Die Konferenzunterlagen sind bei den Kreisvorständen er¬ 
hältlich und sind auf www.dkp-saarland.de veröffentlicht. 

Bezirksvorstand Saarland 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




So ist das Leben und so muss man es nehmen, 
tapfer, unverzagt und lächelnd - trotz alledem! 

Rosa Luxemburg 


Wir gratulieren unseren Genossinnen und Genossen 
herzlich zum „runden 11 Geburtstag: 


Agnes vedder 90 Jahre 

Margrit Sittner 70 Jahre 

Sonja wolle 70 Jahre 

Dietmar Kompa 60 Jahre 

Ralf Bennhardt 50 Jahre 


Kreisvorstand und Seniorenarbeitskreis 

DKP Dortmund 



Wir gratulieren unserer Genossin 

Christa Bruns 

die am 2. Dezember 75 Jahre alt wird, ganz herzlich. 

Als Christa 1964 mit 23 Jahren aus ihrem fränkischen 
Dorf in die Stadt Bremen zog, ahnte sie nicht, wie sich ihr 
Leben verändern würde. Christa arbeitete in verschiede¬ 
nen Einrichtungen mit: Im sozialen Arbeitskreis für älte¬ 
re Menschen, in der Mieterinitiative, in der Leitung einer 
Seniorengruppe und in der Stadtteilgruppe unserer Partei. 
Heute ist sie Vorsitzende im SoVD im Ortsverein Huchting. 
Fast 30 Jahren berät sie Frauen in der Solidarischen Hilfe. 

Liebe Christa, in dieser Arbeit kommst Du mit Menschen 
zusammen, die nicht auf der Sonnenseite des Lebens ste¬ 
hen. 

Wir möchten Dir danken für diesen jahrzehntelangen Ein¬ 
satz, der Dich voll in Anspruch nimmt. Alles Gute für Dich, 
viel Kraft für die weitere Arbeit, und dass auch noch etwas 
Zeit für Deine Enkel, Kinder und für Dich bleibt. 

Das wünschen Dir Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Gruppe Bremen 


Jahresabschlussfeier 

Sonntag, 11.12.16,15 Uhr 

Nachbarschaftshaus „Helene Kaisen", am Olpenhof 10. 

• Begüßung und Moderation: Claudia Paliwoda 

• Silvia und Joscha Gingold lesen Peter Gingold 

• Joscha Gingold mit jüdischen Liedern 

• Kurzer Filmausschnitt 

• Willi Gerns zu Fragen der Zeit 

Kostenbeitrag 6,- / 3,- Euro 

Die DKP Bremen würde sich freuen, diesen Tag 
gemeinsam mit Euch zu verbringen 


UZ-Mitarbeiter sucht (sehr) billiges Winterauto. Nachricht 
bitte an: Ulli.Danz@unsere-zeit.de oder Tel.: 0176 39296606 


Danke allen, die mir zu 
meinem Geburtstag zum 
Teil mit freundlichen 
Worten gratuliert haben. 
Denjenigen, die aus un¬ 
erfindlichen Gründen 
vorgeben, ihn vergessen 
zu haben, will ich noch 
einmal verzeihen (Wie¬ 
derholungstäter, s. Straf¬ 
gesetzbuch) 

Michael Beltz 


Am 3. Oktober 1990 um 
0.00 Uhr wurde aus der 
Staatsgrenze zwischen 
beiden deutschen Staaten 
eine innerdeutsche Gren¬ 
ze. Wer die Staatsgrenze 
meint und sie als „inner¬ 
deutsche Grenze" bezeich¬ 
net, ist ein unbelehrbarer 
kalter Krieger! Details sind 
in meinen Büchern (Unter 
Grenzen, Staatsgrenzen) 
nachzulesen. 

Dr. Klaus Emmerich 



Toskana, nah am Meer 

1003t. MBS. M<JS 

Mitarbeiter - gerne 
auch Teilzeit - auf 
kleinem Biohof 
gesucht. H 



/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
v_y 
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Leserbriefe / Termine / Solidarität 


Freitag, 2. Dezember 201 


Ein höheres Gut 

„Beschlussverbindlichkeit wieder 
hersteilen“, UZ v. 25.11. S.9 

Patrik hat Recht, wenn er auf eine 
weitgehend verantwortliche Debatte 
im Parteivorstand hinweist. Der Par¬ 
teivorstand war sogar deutlich verant¬ 
wortungsbewusster und klüger als eini¬ 
ge Scharfmacher außerhalb. Denn er 
hat deren Drängen auf schnelle Ent¬ 
scheidung widerstanden und sowohl 
eine Klausurtagung aller Bezirksse¬ 
kretariate mit dem Parteivorstand be¬ 
schlossen, als auch ein Gespräch mit 
den Genossinnen, die sich mit ihrem 
Verhalten den Vorwurf fraktioneller 
Tätigkeit eingehandelt haben. Und er 
hat den Dränglern widerstanden, vor 
diesem Versuch der Wiederaufnahme 
des direkten Dialogs „die Instrumen¬ 
te zu zeigen“, d.h. Bezirksauflösungen 
oder Unvereinbarkeitsbeschlüsse an¬ 
zudrohen. 

Diese Klugheit hätte ich mir über 
die PV-Tagung hinaus gewünscht. Denn 
trotz mehrfach vorgetragener, massiver 
Kritik an Inhalten und argumentativem 
Strickmuster der Antragsbegründung, 
die ja nicht Teil des Beschlossenen ist, 
wurde sie mitveröffentlicht. Diese ge¬ 
betsmühlenartige Wiederholung immer 
gleicher Sünden der anderen grenzt 
langsam an Gehirnwäsche. Nicht jede 
individuelle Fehlleistung eines „Min- 
derheitlers“ - und sei sie noch so är¬ 
gerlich und ehrverletzend - ist Ergeb¬ 
nis geplanter und organisierter Frakti¬ 
onstätigkeit. 

Ja, die Beschlussverbindlichkeit ist 
für unsere Partei ein sehr hohes Gut. 
Aber hier und heute geht es um ein hö¬ 
heres Gut, als mit Brachialgewalt - aus¬ 
gerechnet bei der Eigenkandidatur der 
DKP zur Bundestagswahl 2017 - ein 


In der Nacht zum 24. November sind 
acht Mitglieder der türkischen Musik¬ 
gruppe „Grup Yorum“ im Istanbuler 
Idil-Kulturzentrum verhaftet worden. 
Zu den Angriffen der türkischen Poli¬ 
zei auf die Musiker erklärte Patrik Kö- 
bele, Vorsitzender der DKP: 

„Die türkischen Behörden ha¬ 
ben das Idil-Kulturzentrum in Istan¬ 
bul überfallen und Musiker der linken 
Grup Yorum verhaftet. Türkische So¬ 
lidaritätsgruppen berichten, dass die 
Polizei die Verhafteten foltere und der 
Musikerin Helin Bölek Rippen gebro¬ 
chen habe. Die Grup-Yorum-Mitglie- 
der seien in den Hungerstreik getreten, 
um zu erzwingen, dass sie vor Gericht 
gestellt werden anstatt in den Gefäng¬ 
nissen des AKP-Regimes zu verschwin¬ 
den. 

Die DKP wünscht den verhafteten 
Grup-Yorum-Mitgliedern die Kraft, die 
Folter zu überstehen und den Hunger¬ 
streik so lange durchzuhalten wie es nö¬ 
tig ist. Wir fordern, dass die türkischen 
Behörden sie sofort freilassen.“ 

Das „Netzwerk für die Freiheit aller po¬ 
litischen Gefangenen“ hat den folgen¬ 
den Aufruf veröffentlicht: 


Exempel zu statuieren. Hier die „Be¬ 
schlussverbindlichkeit“ zur „Sollbruch¬ 
stelle“ zu machen, inwiefern soll das der 
Partei nützen? Dieses weitaus höher zu 
gewichtende Gut ist nämlich die Exis¬ 
tenz und Zukunft unserer Partei. Und 
genau darum hatte ich in meinem An¬ 
trag als Inhalt und Zielstellung der 
Gespräche formuliert: „Die gemein¬ 
same inhaltliche Vorbereitung des 22. 
Parteitages und Klärung der Fragen: 1. 
Können wir zu solidarischer Diskussi¬ 
on strittiger Fragen und gemeinsamem 
Handeln zurückfinden? Wenn ja, wie 
und auf welchen Politikfeldern? 2. Ist 
die Politik gegenseitiger Provokation 
und Blockaden zu überwinden? Wenn 
ja, wie? 3. Ist eine Spaltung der Partei 
zu vermeiden? Wenn ja, wie?“ Das wur¬ 
de leider komplett gestrichen und der 
Antrag so seines wesentlichen Inhalts 
beraubt. 

Lothar Geister ; Recklinghausen 

Orientierung überflüssig? 

Leserbrief von H. Janicki, „Nichts als 
Theorie“, UZ v. 25.11. S.15 

Wir müssen uns die von der kommunis¬ 
tischen Bewegung erarbeiteten umfas¬ 
senden Erkenntnisse über den Faschis¬ 
mus aneignen, um die Frage zu beant¬ 
worten, wie man ihn am effektivsten 
bekämpfen kann. U.a. folgende Fragen 
bearbeitete das Seminar, nach Ansicht 
der Teilnehmer mit großem Gewinn, 
besonders für eine darauf aufbauen¬ 
de wirksame politische Praxis: Wer 
ist der Gegner? Welche Klasseninter¬ 
essen verfolgt er? Was ist unser Ziel? 
Welche Strategie müssen wir verfolgen? 
Wer sind unsere potentiellen Mitstrei¬ 
ter? Wie ist der Kampf zu führen? Auf 
welcher Basis sind unsere Erfahrungen 
auszuwerten? 


Internationale Solidaritäts¬ 
kampagne für Grup Yorum 

Grup Yorum ist die Stimme der Unter¬ 
drückten! 

Am 21. Oktober 2016 wurde das 
Idil-Kulturzentrum von Erdogans fa¬ 
schistischer Polizei gestürmt und ver¬ 
wüstet. Dabei wurden auch die Ins¬ 
trumente von Yorum zertrümmert. Der 
Faschismus möchte nicht, dass unsere 
Klasse eine Stimme hat und so ergreift 
er diese reaktionären Maßnahmen. Das 
faschistische Erdogan-Regime denkt, 
dass sie mit ihren Einschüchterungs¬ 
versuchen, Foltermethoden und ihrem 
Staatsterror Grup Yorum zum Schwei¬ 
gen bringen kann. Niemals! 

Die Solidarität ist unsere stärks¬ 
te Waffe gegen den Faschismus! Nie¬ 
mand kann uns einschüchtern! Wir 
werden Widerstand leisten! Sie können 
uns festnehmen und unsere Instrumen¬ 
te zerstören, jedoch wird unser Kampf 
weitergehen. Wir werden weiterhin re¬ 
volutionäre Lieder singen. Grup Yo- 
rums Lieder repräsentieren den Kampf 
aller Revolutionäre dieser Welt. Grup 
Yorum wird seine Lieder weiter singen 
und wir werden uns solidarisch zeigen. 


Wer all das für müßiges Theorie¬ 
gerede hält, gibt unseren kommunisti¬ 
schen Anspruch auf, eine durchdachte, 
bewusst klassenmäßig begründete Po¬ 
litik zu verfolgen, sie an Hand einer er¬ 
probten antimonopolistischen Strategie 
auszurichten und mit dieser Orientie¬ 
rung auch in Bündnissen zu arbeiten. 
Der steht lediglich mit allen Guten und 
Wohlmeinenden gegen das Böse, lan¬ 
det Verständnis-, hilf- und strategielos 
bei einer rein moralisierenden Kritik 
gegen eine scheußliche Ideologie und 
übersieht die damit transportierten im¬ 
perialistischen Interessen. Praxislose 
Theorie ist für uns genau so sinnlos wie 
theorielose Praxis. Nur die enge Verbin¬ 
dung beider ermöglicht wirksame kom¬ 
munistische Politik. 

Thomas Mehner ; Krefeld 

Vier Nachträge 

„Ein imperialistisches 
Unterordnungsverhältnis“, 

UZ v. 18.11., S.12 

Falls die Geschichte nicht verrückt 
spielt, bleiben wir immer noch - trotz 
Ende des „Realsozialismus“ - Zeitge¬ 
nossen und Mitgestalter jener „Epoche 
sozialer Revolution“ (Marx), der das 
Schicksal zufällt, den Übergang von der 
kapitalistischen zur sozialistisch-kom¬ 
munistischen Gesellschaftsformation 
zu vermitteln. 

Das ökonomische Wesen des Im¬ 
perialismus? Doch spätestens seit dem 
ersten Weltkrieg ist der Imperialismus 
in den staatsmonopolistischen Kapita¬ 
lismus hinübergewachsen. Und damit 
hat sich bis zum heutigen Tage die Len¬ 
insche Schlussfolgerung bestätigt: Im¬ 
perialismus ist Reaktion, Krieg und Ge¬ 
walt auf der ganzen Linie. Und das geht 
nicht ohne Staat. 


Wir sind nicht nur Leute, die Grup-Yo- 
rum-Lieder hören, sondern auch die 
Freunde und Genossen von Yorum. Un¬ 
sere Solidarität müssen wir ihnen zei¬ 
gen und ein internationales Zeichen für 
Grup Yorum und gegen diese Repres¬ 
salien muss gesetzt werden! Das geht 
an alle Genossen auf dieser Welt! Wer¬ 
det Teil der Internationalen Kampagne 


Unipolare oder multipolare Welt¬ 
ordnung? Was ist an dieser Alternative 
zu bezweifeln? Sprechen nicht alle Um¬ 
stände dafür, dass die Durchsetzung der 
multipolaren Weltordnung ein großer, 
vielleicht sogar der entscheidende Sieg 
über den US-Imperialismus und damit 
über das globale Herrschaftssystem des 
Imperialismus überhaupt sein könnte? 

Der US-Imperialismus hatte China 
schon als „Hauptgegner“ ausgemacht, 
als es für viele europäische Linke noch 
ein Rätsel hinter den sieben Bergen 
war. Und warum? Offenbar doch, weil 
in China zwar eine Volksrevolution, 
aber keine Konterrevolution stattgefun¬ 
den hat; und daher die Kommunistische 
Partei nach wie vor unangefochten an 
der Spitze des Landes steht. 

Manfred Hoefer ; per E-Mail 

Gemütlich eingerichtet 

„Ein wählbarer Kandidat“, 

UZ vom 25.11. S. 4 

Wählbar ja, aber wozu? Die Teilnahme 
Christoph Butterwegges an der Bun¬ 
despräsidentenwahl wird eine sozia¬ 
listische Gesellschaft in Deutschland 
nicht eine Sekunde näherbringen. Das 
Gegenteil anzunehmen, ist pure Illu¬ 
sion. Die Teilnahme an der Wahl ist 
nur ein weiterer Ausdruck des Refor¬ 
mismus, in dem die Partei „Die Linke“ 
sich gemütlich eingerichtet hat. Sozi¬ 
alistisch-revolutionäre Strategie und 
Praxis, Bruch mit dem kapitalistischen 
System? Fehlanzeige! 

Rainer Stablo, per E-Mail 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von 1800 Zeichen bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, Le¬ 
serbriefe zu kürzen. Die Redaktion 


für Grup Yorum! Lasst uns die Instru¬ 
mente von Grup Yorum erneuern! Die¬ 
se Kampagne und die dazu gehörende 
Solidarität wird dazu beitragen, dass die 
revolutionären Lieder eine noch viel 
größere Reichweite bekommen werden. 

Ihr könnt unsere Instrumente zer¬ 
stören, aber unsere Hoffnung niemals! 
Wir werden siegen! 


Termine@unsere-zeit.de 


Schwerin: Gedenkveranstaltung der 
DKP zu Ehren von Fidel Castro. Filmvor¬ 
führung „Comandante“ mit anschließen¬ 
der Diskussionsrunde. „Projektwerkstatt 
Buntes Q“, Lübecker Straße 180,19.00 
Uhr_ 

Bochum: „Abschied von Fidel“, die 
Humanitäre Cubahilfe zeigt die Doku¬ 
mentation von Roberto Chile „Fidel ist 
Fidel“ und die von Rebeca Chavez „Fidel 
Castro - Wege der Revolution“. Günter 
Pohl wird eine Einleitung geben. Bahn¬ 
hof Langendreer, Raum 6, Wallbaumweg 
108,19.30 Uhr. 


SA ★ 3. DEZ 


Moos: „60 Jahre KPD-Verbot“, Zeitzeu¬ 
gen berichten von der Aktion Schneeha¬ 
se in Baden-Württemberg. Versammlung 
der DKP Bodensee. Gewerbestraße 4b, 
15.00 Uhr. 


SO ★ 4. DEZ 


Hamburg: „!Hasta siempre comandan¬ 
te!“ Abschied von Fidel. Veranstaltung 
der DKP. Magda-Thürey-Zentrum, Lin¬ 
denallee 72,16.00 Uhr. 


DO ★ 8. DEZ 


Nürnberg: Auswertung der 6. Sitzung 
des Parteivorstands, Teil 1: Beschluss 
zu Parteiauseinandersetzung und Bun¬ 
destagswahlkampf-Konzept der DKP in 
Nürnberg, Gruppenabend, Rotes Zent¬ 
rum, Reichstraße 8,19 Uhr. 


FR ★ 9. DEZ 


Nürnberg: Treffen der ver.di-Mitglieder 
der DKP Kreis Mittelfranken. Rotes Zent¬ 
rum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


SA ★ 10. DEZ 


Münster: „Hegel, Marx und die Dialek¬ 
tik“. Seminar der Marx-Engels-Stiftung 
mit Prof. Andreas Arndt (Humboldt- 
Universität Berlin). Institut für Theologie 
und Politik (ITP), Friedrich-Ebert-Straße 
7,12.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


SO ★11. DEZ 


Essen: „Alternative von rechts??? Zu 
den wirtschafts- und sozialpolitischen 
Vorstellungen der AfD.“ Veranstaltung 
des Arbeitskreises WuS der DKP Ruhr- 
Westfalen mit Klaus Stein. Haus der DKP, 
Hoffnungstraße 18,11.00 Uhr. Bitte vor¬ 
her anmelden bei w.garbers@gmx.de. 

Bremen: Jahresabschluss der DKP- 
Gruppe Bremen. Silvia Gingold liest aus 
dem Buch ihres Vaters. Nachbarschafts¬ 
haus Helene Kaisen, Beim Ohlenhof 10, 
15.00 Uhr._ 

Stuttgart: „ Matinee im Waldheim“, der 
Stuttgarter Autor Jochen Bender liest 
aus seinem neuen Krimi „An der Kante“. 
Waldheim Gaisburg, Obere Neue Halde, 
11.00 Uhr._ 

Nürnberg: Roter Filmabend zur Ausein¬ 
andersetzung zwischen Kommunisten 
und Katholiken im Nachkriegsitalien. 
Rotes Zentrum, Reichstraße 8,17.00 Uhr. 


Hungerstreik verhafteter Grup-Yorum-Mitglieder 



Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo ( 10 ,- €) 

□ Zeitung/Normal ( 132 ,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180 ,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt ( 48 ,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo ( 144 ,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 




Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 



Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 
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Ohne Spartakiaden 
keine Medaillen 

Vereinssport ist die Grundlage für Leistungssport 


Streit war erwartet worden auf jener 
Sitzung am 1. Dezember in Magdeburg, 
die die Zukunft des bundesdeutschen 
Sports entscheiden sollte. 

In der „Berliner Zeitung“ stand zu 
lesen: „Die heikelste Frage wollte nie¬ 
mand genau beantworten. Auf 49 Sei¬ 
ten nebst Anlagen hat der für die För¬ 
derung des deutschen Spitzensports 
zuständige Innenminister Thomas de 
Maiziere in Berlin mit dem Boss des 
Deutschen Olympischen Sportbundes, 
Alfons Hörmann, und Christina Kamp¬ 
mann, der Vorsitzenden der Sportmi¬ 
nisterkonferenz der Länder, die fertige 
Reform des Leistungssports vorgestellt 
Sie soll ab 2019 greifen. ,Für mich ist 
klar, dass wir substanziell und dauer¬ 
haft mehr Geld brauchen 4 , sagte de 
Maiziere.“ 

Vorgesehen sind demnach 167,1 
Millionen Euro für den Spitzensport, 
elf Millionen weniger als im Jahr der 


dass die Jugend gesund aufwächst. Der 
Minister wurde aber mit den Worten 
zitiert: „Dass die Geduld der Geldge¬ 
ber erlahmt ist, haben die Sportbosse 
selbst zu verantworten: In sportlicher 
Hinsicht hat sich die Medaillenaus¬ 
beute seit der Wiedervereinigung fast 
halbiert. Belegte Deutschland im Me¬ 
daillenspiegel der Sommerspiele von 
Barcelona noch Rang drei mit 82 Me¬ 
daillen, 33 Gold, 21 Silber, 28 Bronze, 
so reichte es in Rio im August nur noch 
für Rang fünf und 42 Medaillen.“ 

Dem Minister haben seine Mitar¬ 
beiter möglicherweise nicht mitgeteilt, 
dass die Barcelona-Medaillen zum 
größten Teil von Athleten erkämpft 
wurden, die zwei Jahre vorher noch 
Bürger der DDR gewesen waren. 

Und heute? Man hat einem Bran¬ 
denburger Kreis unlängst verboten, 
weiterhin „Spartakiaden“ auszutragen. 
Der Minister müsste erfahren: Ohne 


Borussenfront und 0231 Riot 


Wenn Politik im Stadion ausgetragen wird 




Olympischen Spiele 2016. „Wir ha¬ 
ben immer gesagt: wir reden erst über 
Konzepte und dann über Geld“ wird 
de Maiziere wiedergegeben, und: „wir 
sind damit gut gefahren, Ergebnisse zu 
formulieren statt Erwartungen - das 
ist bei diesem Bundesfinanzminister 
erfolgversprechender.“ 

Erste Frage an den Minister: Wird 
Sport nicht in der Regel in Vereinen 
getrieben? 

Erste Antwort also: Die Regierung 
löst die Startschüsse aus. Wer einzu¬ 
wenden gedenkt, dass das doch schon 
lange so ist, hat durchaus Recht. 

Natürlich müssen Geldgeber den 
Sport finanzieren, und wenn die Re¬ 
gierung das übernimmt, ist dagegen 
nichts einzuwenden. Denn diese Re¬ 
gierung ist auch verantwortlich dafür, 


Spartakiaden keine olympischen Me¬ 
daillen. 

Was immer man in Magdeburg er¬ 
örtern mag: An dem Tag, an dem man 
den Deutschen Turn- und Sportbund 
der DDR verbot, verkleinerte man die 
olympische Medaillenquelle. 

Dieser Tage plauderte ich am Te¬ 
lefon mit einem guten Freund - den 
Namen erwähne ich nicht, um ihm Är¬ 
ger zu ersparen -, der einer der füh¬ 
renden DDR-Trainer gewesen und wie 
ein räudiger Hund davongejagt wor¬ 
den war. In einem südlich gelegenen 
Nachbarland ist er seitdem ein ange¬ 
sehener Trainer, inzwischen in Rente, 
und entschloss sich, die Staatsbürger¬ 
schaft seines Gastgeberlandes anzu¬ 
nehmen ... 

Klaus Huhn 


G erne und regelmäßig wird über¬ 
sehen, dass es auch in der ers¬ 
ten Fußball Bundesliga Proble¬ 
me mit Rassismus, Antisemitismus und 
Homophobie gibt. So verwundert es 
auch nicht, dass gerade die Anhänger 
des BV Borussia Dortmund mit eben 
diesen Auseinandersetzungen inner¬ 
halb der eigenen Fanszene seit Jahren 
zu kämpfen haben. 

Die Stadt am östlichen Rand des 
Ruhrgebiets gehört zu den Hochbur¬ 
gen rechter Gewalt in Deutschland. 
Auch wenn heute die „Borussenfront“ 
um ihren Chef „SS-Siggi“ Borchardt 
als wenig aktiv gilt, so ist sie noch im¬ 
mer aktiver Dreh- und Angelpunkt 
für Hooligans und Neo-Nazis in Dort¬ 
mund - und das seit den 1980er Jahren. 
Die Rekrutierung junger Menschen 
zieht sich durch die Jahrzehnte. Seit ih¬ 
rer endgültigen Gründung an Karfrei¬ 
tag 1982 in der Kneipe „Grobschmied“ 
in der Nordstadt Dortmunds, ging es 
immer um neonazistische Politik, die 
rund um die BVB-Spiele gewalttätig 
verbreitet wurde. Regelmäßig wurden 
Ausländer und Gaststätten rund um 
den Borsigplatz angegriffen und Flug¬ 
blätter verteilt, die zum „Ausländer-Ja¬ 
gen“ aufriefen. Von NPD, FAP bis zu 
den freien Kameradschaften, Autono¬ 
me Nationalisten, „Die Rechte“ oder 
dem heute verbotenen Nationalen Wi¬ 
derstand Dortmund (NWDO), wurde 
alles unterstützt, was den rechtsradika¬ 
len Schlägern nützte. Im Stadion jedoch 
traten diese Gruppen immer weniger 
öffentlich auf. Erst als der Fokus wieder 


vermehrt auf „Kampf um die Straße - 
Kampf um die Köpfe“ gelegt wurde, 
traten diese niemals verschwundenen 
Geister wieder auf. 

Dem Zeitgeist der letzten Jahre fol¬ 
gend war es wieder okay, sich rechtsex¬ 
trem zu äußern. In und um Dortmund 
wurde dafür das Klima schon längst ge¬ 
schaffen. Politik und Polizei sind - wie 
so oft - auf dem rechten Auge blind. 
Dass aber gerade dadurch solche Kräf¬ 
te erst gestärkt werden, wird geflissent¬ 
lich übersehen. 

Traurige Höhepunkte waren die Er¬ 
mordung des Punks „Schmuddel“ 2005 
und Mehmet Kuba??ks 2009 durch den 
NSU. Letzterer konnte nur getötet wer¬ 
den, weil die Täter Ortskenntnisse hat¬ 
ten. Die Tat wird wohl nie vollständig 
aufgeklärt werden. 

Innerhalb der Dortmunder Fan¬ 
szene gab es jedoch - dem Selbstver- 
ständnis der Ultras folgend - eine klare 
Abgrenzung zu den Umtrieben der Na¬ 
zis, dafür steht z.B. der Fan-Club „The 
Unity“. 

Der Verein selbst trat erst Anfang 
2013 den Rechten so richtig entgegen. 
Als zwei Fanbeauftragte des BVB-Fan¬ 
projekts Anfang 2013 beim Champions 
League Auswärtsspiel in Donezk von 
den eigenen Fans brutal angegriffen 
wurden, griffen die Offiziellen durch 
und belegten die Täter mit Stadionver¬ 
boten und zeigten sie an. Dass dieser 
Schritt sehr spät kam sollte sich noch 
zeigen. Gewaltbereite Anhänger zo¬ 
gen sich immer mehr aus verschiede¬ 
nen Ultra-Gruppen (u.a. Desperados, 


Junge Borussen) zurück, um dann als 
Hooligan-Crew „0231 Riot“ wieder¬ 
zukehren und auch unter den eigenen 
Fans Angst und Schrecken zu verbrei¬ 
ten. Diese, sich nach außen unpolitisch 
gebende Gruppierung agiert wie ein 
SA-Trupp. Durch Einschüchterung 
und Anwendung roher Gewalt gegen¬ 
über Andersdenkenden und Schwäche¬ 
ren entlarven sie sich von selbst als fa¬ 
schistischer Mob. Zurzeit schätzt man 
diese Gruppe auf ca. 60 Personen ein. 
Sie besteht aus ausgebildeten Mixed- 
Martial-Arts Kämpfern, Türstehern 
und teilweise fußballfremden Schlä¬ 
gern. Durch einen gezielten Überfall 
auf die „Borussenfront“ wurde klar 
festgemacht, wer ab jetzt das Gewalt¬ 
monopol auf der Südtribüne innehaben 
sollte. Seit dem tritt „0231 Riot“ offen 
mit Zaunfahne auf, singt antisemitische 
Lieder, zeigt den Hitler-Gruß, zwingt 
umstehende Personen, ihre Spruchbän¬ 
der hochzuhalten und Fans, ihre „Refu- 
gees Welcome“ Shirts auszuziehen oder 
antirassistische Banner nicht zu zeigen. 
Der normale Fan und Ultra ist sich 
seiner körperlichen Unterlegenheit 
gegenüber den durchtrainierten und 
skrupellosen Riot-Schlägern bewusst 
und kann dem nichts entgegensetzen. 
Es bleibt zu hoffen, dass sich die gelb¬ 
schwarzen Fans gemeinsam und erfolg¬ 
reich diesen Umständen stellen. 

Das geht nur dann, wenn auch Poli¬ 
tik und Verein endlich die Schläger von 
„0231 Riot“ als das erkennen, was sie 
sind: Kriminelle Nazis. 

Andres Irurre 


Mediathek zum Runterladen 


Der rote Kanal 


Mit „MediathekView“ kostenlos und legal die Videos der öffentlich-rechtlichen 
Mediatheken auf dem eignen Rechner speichern 


Der „Rote Kanal“ soll jede Woche 
gute Tipps geben, welche Sendung im 
öffentlich-rechtlichen Fernsehen se¬ 
henswert sein könnte, oder auch war¬ 
nen, wann und wo eher Schrott ä la 
Guido Knopp zu erwarten ist. Da viele 
der empfohlenen Sendungen zu Uhr¬ 
zeiten laufen, zu denen jeder Anstän¬ 
dige bereits Bettruhe pflegt, muss auf 
Mediatheken zurückgegriffen werden. 
Da aber alte Computer oder langsames 
Internet eine solche Option des soge¬ 
nannten „Streamings“ - also des di¬ 
rekten Online-Schauens - erschweren, 
wäre das Herunterladen (Download) 
des entsprechenden TV-Inhalts besser. 
Dies lassen aber die Mediatheken von 
ARD, ZDF und Co. nicht zu. 

„MediathekView“ ist ein kostenlo¬ 
ses Programm, das die Möglichkeit des 
Herunterladens von Inhalten in den 
Öffentlich Rechtlichen Mediatheken 
schafft. Solange die Sendungen in der 
Mediathek vorhanden sind, können sie 
über Titelsuche gefunden und anschlie¬ 
ßend in meist drei unterschiedlichen 
Größen und Qualitäten heruntergela¬ 
den und auf der Festplatte gespeichert 
werden. Bei langsamen Internetverbin¬ 


dungen empfiehlt sich die Auswahl ei¬ 
ner geringen Video-Qualität, vollwerti¬ 
ge Dokumentationen oder Filme kön¬ 
nen schnell eine Größe von über einem 
GB erreichen. 

Das Speichern der Videodatei kann 
aber auch für diejenigen, die schnelles 
Internet haben, interessant sein, wenn 
eine Doku oder eine Kabarettsendung 
zum späteren Zeitpunkt zur Verfügung 
stehen soll, wo die Verbindung nicht so 
schnell ist - auf der Zugfahrt etwa. 

Auch die zeitliche Begrenzung des 
Angebots kann so umgangen werden. 
Je nach Sender und Programm sind 
manche Sendungen nur eine oder zwei 
Wochen nach der Ausstrahlung im „li¬ 
nearen“ Fernsehen auch in der Media¬ 
thek verfügbar. Der französisch-deut¬ 
sche Fernsehsender„arte“ stellt seine 
Serien oftmals nur für sieben Tage on¬ 
line zum Abruf bereit. 

Auch wer eine einfache Such¬ 
funktion für die Mediatheken den 
jeweiligen - doch recht unterschied¬ 
lichen - Benutzeroberflächen der 
Fernsehsender vorzieht, kann über 
„MediathekView“ Sendungen finden 
und direkt streamen. Dabei kann nach 


Titel oder Stichwort über ein entspre¬ 
chendes Eingabefeld gesucht werden. 

Dazu benötigt das auf Java basie¬ 
rende Programm einen entsprechen¬ 
den Player, der direkt ins Interface ein¬ 
gebunden werden kann, wie „MPlayer“ 
oder „VLC media player“ aber auch 
andere Wiedergabewerkzeuge sind 
möglich. 

„MediathekView“ listet das Pro¬ 
gramm der letzten 30 Tage von ARD, 
ZDF, Arte, 3Sat, SWR, BR, MDR, 
NDR, WDR, HR, RBB, ORF und SF 
chronologisch oder nach Sendern oder 
Formaten sortiert auf. UZ 


Download und Anleitung 
bei heise.de: 

http://www.heise.de/ct/artikel/ 
Oeffentlich-rechtliches-Media-Cen- 
ter-i 073454.html 

Antworten aufäufige Fragen: 

https://sourceforge.net/p/zdfme- 

diathk/wiki/FAO/ 


Runde der Chefredakteure 

Die „Runde der Chefredakteure“ war 
die erste TV-Sendung, die der ORF 
je ausgestrahlt hat. Es soll dieses Mal 
um die Wahl des Präsidenten Öster¬ 
reichs gehen, also um die alte Frage: 
Pest oder Cholera? 

Fr, 2.12., 23.00 Uhr, ARD-alpha 

Ein amerikanisches Original 

Vor einigen Jahrzehnten noch galten 
die Bücher von Jack London als Ju¬ 
gendliteratur - dann waren sie aller¬ 
dings mindestens im Westen „berei¬ 
nigt“. Denn der Abenteuerschriftstel¬ 
ler, Reporter, Goldsucher, Seemann 
und Hobo war nicht ganz ungefähr¬ 
lich: Er war auch ein überzeugter So¬ 
zialist - und Schweralkoholiker. Das 
spiegelt sich wider in Romanen wie 
„Der Seewolf“, „Goldrausch“, „Ruf 
der Wildnis“. Das machte ihn auch in 
der sozialistischen Jugendbewegung 
populär. Der Dokumentarfilm an¬ 
lässlich des 100. Todestags am 22. No¬ 
vember kann interessant werden. Und 
anschließend setzen wir uns hin und 
lesen „Die eiserne Ferse“, Londons 
Vorahnung des Faschismus. Aber 
auch in diesem Werk ist ihm der Held 
ein wenig nietzscheanisch geraten. 
Sa, 3.12., 20.15 Uhr, Arte 


Peaky Blinders 

Die Gang aus Birmingham marodiert 
wieder über den Bildschirm. Gezeigt 
wird die 2. Staffel, zu deren Beginn der 
heimliche Held der Serie, der Kom¬ 
munist Freddie Thorne, zu Grabe ge¬ 
tragen wird. Die Anführer der „Peaky 
Blinders“ stammen aus den Arbeiter¬ 
vierteln Birminghams und waren Sol¬ 
daten im 1. Weltkrieg. Die Gewalt geht 
ihnen leicht von der Hand. 

Die von der BBC produzierte Serie 
spielt in den 1920er Jahren. Die realen 
Vorbilder der fernsehkonformierten 
Gangster waren eine Art Hooligan- 
Schlägertruppe, die sich durch ih¬ 
ren (lumpen-)proletarischen Hinter¬ 
grund, ihre Erscheinung (der Name 
verweist auf die getragenen Mützen) 
und ihre Brutalität auszeichneten. 
Dabei greifen sie auf aus Funk und 
Fernsehen bekannte Methoden zu¬ 
rück („Sopranos“, „Der Pate“): Wie¬ 
der einmal wird die Geschichte der 
Mafia als Geschichte von Familien 
geschildert, die ums Überleben kämp¬ 
fen und immer wieder das nötige 
Übel tun (müssen), um es zu sichern. 
Gut-bürgerliche Fernsehunterhaltung 
also, hübsch verpackt, gute Musik. 

Sa, 3.12., 22.45 Uhr, arte 







